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Landtag von

petr. Hochschule fitlr Gestaltung in Ulm

o

Ausgegeben am 27. Juni 1968

T oe bue
L

Schreiben des Staatsministeriums

Staatsministerium
Baden-Wiirttemberg
Ministerpréasident
Nr. 4512/1

An den
Herrn Présidenten des Landtags

von Baden-Wiirttemberg

7 Stuttgart
Haus des Landtags

Betreff: Hochschule fiir Gestaltung in Ulm

hier: Staatshaushaltsplan 1969

Stuttgart O, den 24. Juni 1968

Richard-Wagner-Strale 15
Fernsprecher: 299301

E ey Pl

— LandeszuschuB fiir die Geschwister-Scholl-Stiftung —

Bezug:

Schreiben des Staatsministeriums vom 28. Februar 1968 — Beilage IV-5858

und Schreiben des Herrn Landtagsprésidenten vom 11. Mérz 1968

Sehr geehrter Herr Landtagsprésident!

Die Geschwister-Scholl-Stiftung Ulm befindet sich
durch den Wegfall des bis 31. Dezember 1966 gewéhrten
jahrlichen Zuschusses der Bundesrepublik in einer aku-
ten finanziellen Notlage. Das Kultusministerium priift
deshalb auf Ersuchen des Landtags (Niederschrift {iber
die 114, Sitzung des Finanz-Ausschusses vom 8. Novem-
ber 1967, S. 33 ff., Niederschrift iiber die 112, Sitzung des
Landtags vom 7. Dezember 1967, S. 6291} und der Lan-
desregierung zusammen mit der Geschwister-Scholl-
Stiftung (GSS) und der Hochschule fiir Gestaltung (HfG),
wie der Fortbestand der HfG gesichert werden kann. In
Beantwortung des Vorschlages der Landesregierung,
die HfG Ulm und die Staatliche Ingenieurschule Ulm
ZUu einer organisatorischen Einheit zusammenzufassen
(siehe Schreiben des Staatsministeriums an den Land-
tag vom 28. Februar 1968 — Beilage IV-5858 — aus-
gegeben am 7. Marz 1968 —), erarbeiten GSS und HfG
letzt weitere Vorschlage, insbesondere den einer fode-
rativen Zuordnung der HfG zur Universitdt Stuttgart,
die abgewartet und in die Priifung einbezogen werden

sollten. Nach dem bisherigen Fortgang der Arbeiten
werden die Ergebnisse trotz der Bemithungen der Lan-
desregierung nicht vor Beginn der Sommerpause vor-
liegen.

Der Bestand der HfG ist dank der Zuschiisse des
Landes und der Stadt Ulm und eines einmaligen privaten
Zuschusses in Hohe des weggefallenen Zuschusses der
Bundesrepublik (200 000 DM) bis 31. Dezember 1968 ge-
sichert. Die HfG wird aber ihre Arbeit mit Ende des
laufenden Studienjahres (30. September 1968) einstellen
miissen, wenn die Geschwister-Scholl-Stiftung fiir 1969
nicht einen LandeszuschuB in mindestens der bisherigen
Hoéhe erwarten kann. Ob sie diesen erwarten kann, ist
noch offen. Die Geschwister-Scholl-Stiftung hat deshalb
vorsorglich dem gesamten Personal zu diesem Zeitpunkt
gekiindigt.

Die Bemiihungen von Landtag und Landesregierung,
die HfG zu erhalten, werden illusorisch, wenn die Ge-
schwister-Scholl-Stiftung nicht in die Lage versetzt
wird, noch vor der Sommerpause die Kiindigungen zu-
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Drucksache 16-

riickzunehmen und den Studenten die Fortfiihrung des
Studienbetriebes wenigstens fiir ein weiteres Studien-
jahr zuzusagen.

Der Ministerrat hat die Angelegenheit am 11. Juni
1968 behandelt und ist der Meinung, daB der Ge-
schwister-Scholl-Stiftung aus den obengenannten Griin-
den noch vor der Sommerpause ein ZuschuB fiir das
Haushaltsjahr 1969 in der bisherigen Hoéhe zugesagt
werden sollte. Vorbehaltlich der Zustimmung des Land-
tags hat sich der Ministerrat dafiir ausgesprochen, in
den Entwurf des Staatshaushaltsplans 1969 bei Kap. 1423
— Sonstiger Aufwand fir Kunst und Schrifttum —
Tit. 613 — ZuschuB an die Geschwister-Scholl-Stiftung
flir die Hochschule fiir Gestaltung Ulm — einen Zuschuf
in der bisherigen Hohe von 0,9 Millionen DM einzu-
setzen. Eine Zusage iiber die Gewdahrung des Staats-
zuschusses fiir 1969 wird die Landesregierung jedoch
erst geben, wenn die Zustimmung des Landtags vorliegt,

Die Landesregierung wird eine Zusage im iibrigen an
die Bedingung kniipfen, da8 die Frage der neuen Orga-
nisation der Hochschule fiir Gestaltung und ihre Finan-
zierung fir 1969 — unter Einbeziehung von Spenden
von dritter Seite — bis 31. Dezember 1968 verbindlich
festgelegt wird.

Die Landesregierung bittet den Landtag,

noch vor der Sommerpause zuzustimmen, daB in
den Entwurf des Staatshaushaltsplans 1969 bei
Kap. 1423 — Sonstiger Aufwand fiir Kunst und
Schrifttum — Tit. 613 — ZuschuB an die Ge-
schwister-Scholl-Stiftung fiir die Hochschule fiir Ge-
staltung Ulm ein ZuschuB in Héhe von 0,9 Mil-
lionen DM eingesetzt wird.

Mit freundlichen Griiflen
gez.: Dr. Filbinger
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Drucksache V- 1 05

petr. Hochschule fiir Gestaltung in Ulin

Den 18. Juli 1968

Anirag
der Abg. Gomeringer und Gen.

zu dem Antrag des Finanzausschusses — Drucksache 98

Der Landtag wolle beschlieBen,

1. den Staatszuschu8 fiir 1969 in Héhe von 900 000 DM

zu gewdhren, wenn folgende Voraussetzungen er-

fiillt sind: :

a) die Frage der neuen Organisation der Hochschule
fiir Gestaltung und ihre Finanzierung fiir 1969
— unter Einbeziehung von Spenden Dritter — bis
31. Dezember 1968 im Einvernehmen mit den Be-
teiligten (Geschwister-Scholl-Stiftung, Dozenten,
Assistenten und Studenten der Hochschule fiir
Gestaltung und das etwa aufnehmende Institut)
verbindlich festgelegt wird,

b) die Stadt Ulm sich verpflichtet, einen jahrlichen
Zuschuf3 von mindestens 200 000 DM zu leisten,
solange das Land Zuschiisse gewdhrt,

c) der ZuschuBbedarf der Hochschule fiir Gestal-
tung auch im Rahmen der Neuorganisation sich
in Zukunft nicht erhoht,

d) eine weitere Verschuldung des Stiftungsvermo-
gens nicht eintritt,

e) die Hochschule fiir Gestaltung Bestimmungen
iiber die Vorbildung und Berufung des Lehrkor-
pers, die Zulassungsvoraussetzungen fiir Stu-
denten und eine Studien- und Priifungsordnung
erlaBt,

f) sichergestellt ist, daB die Inanspruchnahme von
Einrichtungen der Hochschule fiir Gestaltung
durch Dritte entsprechend honoriert wird,

g) die Hochschule fiir Gestaltung in ihrer Satzung
eine Bestimmung aufnimmt, daB die Nebentatig-
keit von Dozenten entsprechend den staatlichen
Vorschriften fiir Beamte geregelt wird;

. von dem Sd'q:eiben des Staatsministeriums vom
24, Juni 1968 — Drucksache 16 — zustimmend
Kenntnis zu nehmen.

‘Wurm, Diez, Dr. Gaa (CDU)

Ausgegeben am 18. Juli 1968

gez. Gomeringer, SchieB, Dr. Eberle,



8. Sitzung — 18. Juli 1968

)
scht der Herr Berichterstatter das Wort?

~ (Abg. Dr. Friedrich Miiller: Neinl)

ist nicht der Fall.

le ohne formliche Abstimmung fest, daB das
us entsprechend dem Antrag des Finanzaus-
beschlossen hat.

ser Stelle wird eine Mittagspause einzulegen
CDU-Fraktion wird sich eine Stunde vor Be-
Nachmittagssitzung zu einer Fraktionssitzung

usses zu de;
ym 17. Juni
ksache 76.

1 das Wort. :
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ung.

Jaus um Zus -Gerstner (CDU): Herr Préasident! Meine sehr

Herren! Es ist wohl nichts Ungewdhnliches,
e Fraktion im Hohen Hause zu einer wichti-
ge, die im Landtag ansteht, Gelegenheit erbittet,
r Fraktionssitzung einen abschlieBenden Stand-
tzulegen. Es ist nicht das erstemal, daB dies
I Hohen Hause geschieht.

e da.her, unserem Antrag zu entsprechen.

ungspunkt el
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ent Ich meine auch, daB es wohl Ubung im
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e 95 Is letzten Punkt der Tagesordnung den

5.6, 7, es Finanzausschusses zu dem Schreiben

'81::'9 taatsministeriums vom 24. Juni 1968 betr.

2'5 2'6 B Hochschule fiir Gestaltung in Ulm — Drucksachen

liche Absti t auBerdem noch der Antrag Drucksache

prechend den

_s;‘en hat.l i atter ist Herr Abg. Spath. Der Bericht soll

-anung exle B ens miindlich erstattet werden.

es zu dem Schré

5. 968 b
. Juni 180 in Ulm, Drucksache 16, befaBt.

' der Vorlage des Staatsministeriums be-
r Verireter des Kultusministeriums, daB
wister-Scholl-Stiftung wegen des Weg-
ndeszuschusses von 200 000 DM in einer
iellen Lage befinde. Schon im letzten

und Deichel
en 14, 78. 4

riedrich Mt
age, Seite 20!

Jahr habe sich der Landtag mit der Frage auseinander-
gesetzt, ob die fehlenden 200 000 DM vom Land iiber-
nommen werden kénnten; damals sei die Regierung be-
auftragt worden, zu priifen, wie der Hochschule fiir Ge-
staltung geholfen werden konne. Die Landesregierung
habe dann den Vorschlag einer Zusammenfassung mit
der Ingenieurschule Ulm gemacht. Durch den Ablauf
der Legislaturperiode habe dieser Vorschlag nicht mehr
zur Abstimmung gebracht werden kénnen.

Da die Hochschule fiir Gestaltung nicht wisse, ob der
seitherige ZuschuBl des Landes auch fiir das kommende
Jahr gewdhrt werde, habe sie zum 30. September 1968,
dem Ablauf des Studienjahres, vorsorglich allen Do-
zenten gekiindigt. Damit bestehe die Gefahr, daB die
Hochschule fiir Gestaltung schlieBen miisse. Die Hoch-
schule fiir Gestaltung habe sich mit dem Vorschlag
einer Zusammenfassung mit der Ingenieurschule nicht
befreunden kénnen. Sie arbeite zur Zeit eigene organi-
satorische Vorschldage aus; die Tendenz gehe nach
einer Zusammenfassung mit der Universitdt Stuttgart.

Der Vertreter des Finanzministeriums hat diese Aus-
fiihrungen mit der Feststellung ergdnzt, daB an sich
nach § 45 RHO der Finanzminister einer solchen Rege-
lung zustimmen miisse; dieser habe aber wegen der er-
heblichen politischen Bedeutung der Angelegenheit die
Zustimmung des Kabinetts eingeholt, und dieses wolle
in dieser Angelegenheit vor einer Entscheidung die Zu-
stimmung des Landtags einholen.

Der Vertreter der CDU im FinanzausschuB hat er-
klart, daB die CDU-Fraktion sich diesem ungewdhn-
lichen Schritt, der mit Drucksache 16 beantragt wurde,
nicht anschlieBen koénne. Es ware bedenklich, wenn im
Wege einer einmaligen Lesung, wie es hier vorgesehen
ist, eine Prdjudizierung eines solchen Haushaltspostens
vorgenommen wiirde. Es miisse geniigen, wenn der
Landtag einfach von der Sache Kenntnis nehme. Der
Antrag ging ja auf zustimmende Kenntnisnahme.

Der CDU-Vertreter hat noch ausgefiihrt, daB die
CDU-Fraktion bei der Gewdahrung des Zuschusses klare
Bedingungen stellen werde und die ZuschuBgewédhrung
an diese Bedingungen gekniipft werden miisse. Dazu ge-
hore insbesondere die Fortsetzung des Zuschusses und
der Forderung durch die Stadt Ulm im bisherigen Um-
fang. AuBerdem miisse verhindert werden, daB sich die
Stiftung weiter verschulde. Ferner miisse sich die Re-
gierung bemiihen, die Hochschule fiir Gestaltung in
dem Konigsteiner Abkommen unterzubringen. Schlie-
lich sei eine Prazisierung der Neuorganisation der HfG
Ulm von seiten des Landtags notwendig; insbesonde-
re miisse die HfG Ulm veranlaBt werden, fiir die Vorbil-
dung und Berufung des Lehrkoérpers, fiir die Zulassungs-
voraussetzungen der Studierenden, fiir eine Studien-
und Prifungsordnung und fiir vertragliche Vergii-
tungen bei Inanspruchnahme der HfG Ulm durch Dritte
eine Losung zu finden. Er stellte den Antrag, zu be-
schlieBen, das Schreiben des Staatsministeriums vom
24. Juni 1968 zur Kenntnis zu nehmen.

Der Vertreter der SPD erkldarte, wenn von der Lan-
desregierung ein Vorschlag gemacht werde, der eine
Ubergangslésung bringen wiirde, dann miisse man die-
sem Vorschlag zustimmen. Man miisse auch die bil-
dungspolitische Seite der Angelegenheit sehen und sich
auBerdem iiber die politische Bedeutung der Entschei-
dung im klaren sein. Man kénne nicht bestreiten, daB
die HfG Ulm nicht nur in der Bundesrepublik, sondern
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(Spdth, Berichterstatter)

in der ganzen Welt mit ihren Arbeiten hohe Anerken-
nung gefunden habe; deshalb miisse man diese Einrich-
tung erhalten. Aus Kreisen der Industrie sei die Arbeit
der HIG Ulm wiederholt herausgestellt worden, und
private Kreise hdtten auch ausgeholfen, als der Bundes-
zuschuBl von 200 000 DM weggefallen sei. Der Landtag
miisse hier eine klare Stellungnahme abgeben. Wenn
die Verbindung mit der Ingenieurschule Ulm nicht ak-
zeptabel sei, so sei vielleicht doch der Weg der Verbin-
dung mit der Universitat Stuttgart gangbar. Man solle
also der Bitte der Landesregierung entsprechen.

Das wurde von einem weiteren Vertreter der SPD
unterstiitzt. Man miisse die Bemiithungen der Regierung,
die HfG Ulm zu erhalten, durch eine zustimmende
Kenntnisnahme unterstiitzen. Man koénne die Sache
auch nicht an die Regierung mit nur einer Kenntnisnah-
me zuriickgeben, sondern miisse eine klare Entschei-
dung tiber die HfG Ulm treffen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP wies ebenfalls darauf
hin, daB man diese Entscheidung nicht wieder an die
Regierung zuriickgeben koénne, sondern einen klaren
BeschluB fassen miisse. Angesichts der besonderen
Umstdnde miisse man auch diesem etwas ungewohn-
lichen Weg zustimmen. Der Plan eines Zusammen-
schlusses mit der Universitdt Stuttgart habe seiner
Meinung und seines Wissens nach Aussicht auf Erfolg.
Er beantrage deshalb zustimmende Kenntnisnahme.

Ein Abgeordneter der NPD erklarte, man miisse sich
generell liber die Aufgaben der HfG Ulm Gedanken ma-
chen. Man bemiihe sich einerseits, die Hochschulen in
der Bundesrepublik zu konzentrieren und damit schlag-
krdftiger zu machen; andererseits wiirde die Erhaltung
der HfG Ulm in der bisherigen Form diesen Bestrebun-
gen praktisch entgegenwirken. Es handle sich hier um
ein politisches Tabu, das keine 900 000 DM wert sei.
Wenn man ernsthaft an die Senkung des Zuschusses
denke, miisse man jetzt damit anfangen. Wenn die HfG
Ulm erhalten werde, so sei nach seiner Meinung nicht
mehr mit einer Senkung, sondern wahrscheinlich sogar
mit einer laufenden Erhéhung des ZuschuBbedarfs zu
rechnen. Man miisse bedenken, daB man beispielsweise
gleichzeitig keine Mittel fiir die Deutsche Forschungs-
gesellschaft habe. Er schlug vor, den CDU-Antrag so
auszubauen, dafB die Zusammenlegung mit der Univer-
sitat Stuttgart zwingend gefordert werde.

Ein Regierungsvertreter machte darauf aufmerksam,
daB die Griindung der HfG Ulm nicht aus politischen
Griinden erfolgt sei, vielmehr sei es die Idee der heuti-
gen Frau Aicher-Scholl gewesen. Man habe etwas Neu-
es schaffen wollen, und das internationale Ansehen
und die Erfolge der HfG Ulm seien doch unbestritten.
Die Erhaltung der HfG Ulm widerspreche auch nicht
der Tendenz auf dem Hochschulsektor. Das Aufgaben-
gebiet der Hochschule fiir Gestaltung werde sonst von
keiner anderen Institution in der Bundesrepublik in
dieser Weise wahrgenommen.

Der Regierungsvertreter wies aber auch darauf hin,
daB nach seiner Meinung nicht zu erwarten sei, daB der
ZuschuBbedarf sinken wiirde, man erwarte im Gegen-
teil im Finanzministerium eine Erh6éhung des Zuschus-
ses, insbesondere wegen der zwangsldufigen Entwick-
lung der Personalkosten. Es wurde darauf hingewiesen,
daB die Personalkosten, also die Gehdlter und Beziige
des Personals der HfG Ulm, seit 1964 nicht mehr erhéht
worden seien.

190

18]

Ein Abgeordneter der SPD wies auf die Aufgabenstelt
lung der HfG Ulm und auf die bahnbrechenden Arj
beiten hin, die diese insbesondere auf dem Sektor der
Produktgestaltung und auf dem graphischen Sektor e
bracht habe. Man diirfe eine Hochschule nicht
schlieBlich nach dem Lehrkérper und nach den Stu
renden beurteilen. Auch eine gewisse Unbequeml
keit, durch welche sich diese Einrichtung auszeic
gehore mit zu der freiheitlichen Grundordnung uns
Staates.

Er wies dann auf die Bauhausverbindung der HiG§
Ulm hin und brachte zum Ausdruck, daB die HfG Ulnj
doch bis zu einem gewissen Grade die frithere Tr
tion des Bauhauses weiterfiihre und daB nambhafte
stitutionen dieses Bereichs — insbesondere der B
Deutscher Architekten, der Bund deutscher Gebrau
graphiker, auch der Deutsche Werkbund — die Erhak
tung dieser Einrichtung unterstiitzten.

Ein Vertreter der FDP/DVP wies darauf hin, daf
praktisch keinen Ersatz fiir die HfG Ulm gebe und
man sie nicht ,abwiirgen” solle.

Ein Vertreter der CDU-Fraktion wies darauf hm,
die Verbindung mit der Universitdt Stuttgart nur e
der Mdoglichkeiten sei. Man miisse auch priifen, ob
Aufgabe der HfG Ulm nicht etwa durch Ausbildun
gdnge an Werkkunstschulen ersetzt werden k¢
Man miisse sich im klaren dariiber sein, daB eine gani
Menge von Problemen bei der HfG Ulm noch ungel
seien. Er vertrat die Meinung, man miisse ganz.kiay
Bedingungen konzipieren, und an sich sei es vom Hai
haltsrechtlichen her Aufgabe der Regierung, diese Fraf
zu l6sen. Landtag und auch FinanzausschuB konntd
iiber die Kenntnisnahme dieses Schreibens nicht hik
ausgehen.

Er wies auch nochmals auf die Frage des Konigsté
ner Abkommens hin. Dazu darf ich noch berichten, di
der Vertreter der Regierung dazu ausgefiihrt hat, d
Bemiihungen, in das Konigsteiner Abkommen einben
gen zu werden, seien wahrscheinlich aussichtslos,
an dieser Hochschule der Forschungsanteil, auf d
sich das Konigsteiner Abkommen bezieht, nicht so gn
sei, daB eine Aufnahme zu erwarten sei. 4

Ein Vertreter der CDU wies dann auch noch auf
Ausfithrungen des Griindungsrektors und Mitglieds g
Stiftungsrats Max Bill hin, iiber die kiirzlich in
Stidwestpresse berichtet worden sei und in.denen a'
der Griindungsrektor erhebliche Bedenken gegen @
Art der gegenwirtigen Fithrung der HfG Ulm vorbring
Wenn der kiinstlerische Wert dieser Hochschule §
das Land Baden-Wiirttemberg tatsdchlich so I
wire, daB man sie erhalten miisse, hitte die Regierns
den Antrag Drucksache 16 zweifellos stdrker fom
liert.

Im iibrigen sei auch darauf hinzuweisen, daB ind
deren Bereichen dhnliche Arbeiten geleistet wiird
Erst kiirzlich sei darauf hingewiesen worden, dai
Reutlingen Designer-Kurse fiir Textilingenieurstuds
ten ebenfalls angeboten wiirden. . 3

Im iibrigen habe die Studentenschaft der HIG Usgh B des F
einen Auflosungsbeschlufl gefaBt, zu dem die Regiens inisterium
nicht Stellung genommen habe. Die Regierung habes ng z 3
auch nicht zu einem Finanzvorschlag, der bei hal 2 vgr
Selbstdndigkeit eine Rettung dieser Einrichtung b
te, geduBert und habe auch noch nicht zur Frage#
neuen Organisation Stellung genommen. Die Regien

Wir spiire)

{Hur vorzu;
dgsteller er
| lg iStr die:
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"‘Ih; Beﬂ-chzerstatter)
atite

if die Aufgape trag Drucksache 16 lediglich fiir einen beding-
ahnbrechen AI;Z eciner Haushaltsposition. Eine Annahme die-
auf dem Sekiy nsé "~ wiirde praktisch bedeuten, daB die existen-
.;;Ihls}f‘ilfn Sekty Mgzgidlerheit dieser Einrichtung sich fortsetze,
*hschule nich

. endgiiltige Losung nicht damit gefunden sei.
Abgeol'dneter der NPD wehrte sich gegen den
Ein f seiner Fraktion gehe es bei der Stellungnah-
"aiéser Hochschule um eine politische Angelegen-
Es sei unverantwortlich — und das sei der Grund
o Haltung seiner Fraktion —, Staatsmittel fiir In-
jonen auszugeben — so betonte er im Hinblick
_1ehrkorper —, denen jede Ordnung fehle.
egierungsvertreter wies dann noch einmal dar-
daB die Aufnahme von Kassenkrediten im Zu-
ephang mit der Zuriickziehung des Bundeszu-
ses im vergangenen Jahr notwendig gewesen sei.
wurde dann noch iber die Frage diskutiert, wel-
rgebnisse die Hochschule fiir Gestaltung auf dem
r der Baurationalisierung bisher erbracht habe.
r wurde auf die Berufung von Mitgliedern des
"kﬁrpeI‘S zur Mitwirkung an der Weltausstellung in
cal und bei den Olympischen Spielen in Miinchen

ad nach dep

k, daB die Hf

besondere de

ach der sehr eingehenden Debatte beantragte dann
bgeordneter der CDU, tber die Regierungsvorlage
ustimmen. Der FinanzausschuB hat sich in der Ab-
g mit 14 : 10 Stimmen gegen den Vorschlag der
rung ausgesprochen. Der Antrag des Staatsministe-
;ustimmend Kenntnis zu nehmen, wurde also
: 10 Stimmen abgelehnt, und anschlieBend wur-
r Antrag der CDU, von der Regierungsvorlage
nntnis zu nehmen, mit 13 Stimmen bei Enthaltung
rigen Mitglieder angenommen.

5 Ulm noch
an miisse g
sich sei es vo
egierung, die
inzausschuf
schreibens n

Frage des K

rasident: :
b Ao lerit i ren Das Wort hat Herr Abg. von Hacht.

u ausgefiihrt b .
Abbommen el Abg. von Hacht (SPD): Herr Président! Meine sehr
lich aussichi B en Herren! Namens der Antragsteller des An-

ags Drucksache 104 habe ich einige kurze Begriindun-
geben.

_Echo der Offentlichkeit auf den BeschluB des Fi-
usschusses vom vergangenen Dienstag — —

 (Abg. Barthold: Der von Ihnen beeinfluBt
: wurde!)

hungsanteil,
bezieht, nichi

Wissen Sie, Herr Kollege, wir alle beeinflussen
L die Offentlichkeit. Das ist nicht nur unser Recht,
m auch unsere Pflicht.

oruhe und Zurufe. — Abg. Barthold: Ich
Olme nachher noch darauf zuriick! — Abg.
Buggle: Und vor allem falsch!)

er HfG Ulm vo
lieser Hochsch
tatsachlich s
e, hitte die Re
ifellos starker
Ich habe mit Herrn Kollegen Ganzenmiiller in der
SPause eine Aussprache gehabt und das, was Sie
tlich mir hier vorwerfen zu kénnen glauben, ein-
lig geklart, Ich glaube, Herr Kollege Ganzenmiiller,
Olnen Sie Stellung nehmen.
Sbliren am Echo der Offentlichkeit, daB dieser Be-
= d.es Finanzausschusses, der Vorlage des Staats-
Hums, Drucksache 16, die erbetene Zustim-
ZU Versagen, nun doch einige politische Fragen,
g, * Wir haben heute die Méglichkeit, eine Kor-
ser Einrichtund 3 Vorzunehmen, und ich méchte namens der An-
‘h nicht zur Ff : ié_ller erkldren, daB es wohl sehr gut und zweck-
ommen. Die RESHHGIst, diese Korrektur hier heute vorzunehmen.

nzuweisen, da
ten geleistet }
iesen worden,
Textilingenie

anschaft der
, zu dem die Re
ie Regierung b
schlag, der be

(Abg. Spéth: Aber nicht aus politischen
Griinden!)
— Herr Kollege Spéth, wenn Sie die Diskussion der
vergangenen Jahre iiber diese Schule miterlebt hdtten,
wiiBten Sie, daB es auch immer wieder in gewisser Hin-
sicht eine politische Frage gewesen ist.
(Abg. Spath: Ich meinte, im Hinblick auf das
Interview mit der Stidwestpresse!)

— Ja, das ist meine Meinung. Sie miissen mir doch
auch gestatten, daB ich das sage! Es bleibt mir doch un-
benommen, da eine politische Meinung zu duBern. Das
tun Sie doch auch!

(Abg. Spédth: Das ist eine Unterstellungl)

Wenn insbesondere vom RechtsauBen des Landtags
eine sehr negative Haltung gegeniiber dieser Hochschu-
le fiir Gestaltung eingenommen wird,

(Abg. BaBler: Rein sachlich begriindet!)

iberrascht uns das nicht, denn Herkunft und Geistes-
haltung der Vertreter der NPD ergeben es, daB sie sich
gegeniiber dieser Schule negativ einstellen.

(Abg. MuBgnug: Sie haben seit gestern offen-
sichtlich nichts dazugelernt!)

Die Auseinandersetzungen iiber eine solche Ein-
richtung wédhrend der Weimarer Zeit und das Schicksal
des Bauhauses Dessau zeigen ganz deutlich, daB hier
wichtige politische, aber auch kulturpolitische sowie
kiinstlerische Fragen angesprochen sind. Aus diesem
Grunde sind wir der Auffassung, daB gerade auch diese
Schule der Unterstiitzung und Férderung duch die 6f-
fentliche Hand bedarf.

Die Vorbehalte, die insbesondere von seiten der
CDU gegen die Zustimmung zur Landtagsdrucksache 16
— Schreiben des Staatsministeriums — gemacht werden,
sind, soweit sie sich auf die fiskalischen Dinge bezie-
hen, verstdndlich. Wir haben inzwischen erfahren, daB
von der CDU-Fraktion ein Antrag eingebracht wird, in
welchem die Zustimmung an einige Bedingungen ge-
kniipft wird — Bedingungen, die nach unserer Auffas-
sung im wesentlichen auch im Schreiben des Staatsmi-
nisteriums zum Ausdruck kommen, die aber nochmals
unterstrichen werden und denen wir uns anschlieBen.

Wir mochten die Regierung bitten, sich zu diesem
Antrag und zu den mit ihm verbundenen Bedingungen
nachher zu duBern, damit wir auch unsererseits priifen
konnen, inwieweit hier ein gemeinsamer Weg gefunden
werden kann. Soweit es um die Sicherstellung eines
ordnungsgemaéssen Lehrbetriebs geht, um die Klarheit
auch bestimmter haushaltsrechtlicher Dinge, stehen
wir zu diesen Voraussetzungen und Bedingungen.

Diese ganze Angelegenheit hat nun eine besondere
Dringlichkeit erhalten. Die Vorlage der Regierung weist
uns einen Weg, daB diese Auseinandersetzungen und
jahrelangen Diskussionen nun zu einem AbschluBl
kommen, daB einmal diese Hochschule erhalten wird,
zum andern aber auch, daB sie in einer Weise organi-
siert wird, daB wir es von der offentlichen Hand ver-
treten k6nnen, wenn ein entsprechender ZuschuBl gege-
ben wird. Insbesondere weist diese Vorlage der Regie-
rung die Sicherheit auf, daB der Ubergang in eine
neue Organisationsform erfolgen kann, und das ist
wohl das Wichtigste. Es ist aber auch noch einmal
wichtig zu unterstreichen, da wir unter einem Zeit-
druck stehen. Die Regierung war gut beraten, der Hoch-
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schule fiir Gestaltung nicht nur mitzuteilen, daB sie
einen entsprechenden Ansatz im Haushaltsplanentwurf
1969 einbringt, sondern daB sie auf Grund der besonde-
ren Lage darauf Wert legen muf, vom Landtag vorher
eine entsprechende Zustimmung zu erhalten. Und hier
heiBt es ja in der Vorlage:

,Die Bemiihungen von Landtag und Landesregie-
rung, die HfG zu erhalten, werden illusorisch,
wenn die Geschwister-Scholl-Stiftung nicht in die
Lage versetzt wird, noch vor der Sommerpause die
Kiindigungen zuriickzunehmen und den Studenten
die Fortfiihrung des Studienbetriebes wenigstens
fiir ein weiteres Studienjahr zuzusagen.”

Aus diesem Grund miissen wir noch vor der Sommer-
pause eine Entscheidung treffen.

Es ist wichtig — und hier wird noch einmal unter-
strichen, was ich gesagt habe —, eine Zusage iiber die
Gewdhrung des Staatszuschusses fiir 1969 wird die
Landesregierung jedoch erst geben, wenn die Zustim-
mung des Landtags vorliegt. Die Diskussion der vergan-
genen Jahre und die Diskussion auch der letzten Tage
haben bewiesen, daB diese Abstimmung, daB diese Zu-
stimmung notwendig ist. Es ist eindeutig klargestellt,
daB jetzt ein Termin gesetzt wird: der Termin 31. De-
zember 1968. Wir hoffen und erwarten, daB alle Betei-
ligten diese Frist nutzen und uns dann einen Vorschlag
machen, daB fiir die Zukunft dieser ZuschuB verant-
wortet werden kann.

Wir bitten Sie also, unserem Antrag die Zustimmung
zu geben, und bitten Sie weiter, alles zu tun, damit der
Hochschule fiir Gestaltung das Lebenslicht nicht ausge-
blasen wird, sondern daB sie auch in der Zukunft ihre
fruchtbare Arbeit fortsetzen kann.

(Beifall bei der SPD und einzelnen Abgeord-
neten der FDP/DVP.)

Prédsident: Ich erteile das Wort Herrm Abg. Dr. Weng.

Abg. Dr. Weng (CDU): Herr Président! Meine sehr
verehrten Herren! Der Landtag behandelt heute einen
Gegenstand, der mit Schlagzeilen wie ,TodesstoB, Mor-
der”, aber auch mit dem schmeichelhaften Wort ,Ge-
sinnungskoalition” in der Presse iiberschrieben ist. Wir
wollen in aller Niichternheit einmal zur Sache Stellung
nehmen, denn seit vielen Jahren gehort, meine sehr
verehrten Herren, die besorgte Beratung iiber die
Hochschule fiir Gestaltung zu den wiederkehrenden
Aufgaben dieses Hohen Hauses. Auch dieses Mal wur-
de ein Landtag zweimal damit befaBt, ndmlich einmal
mit der Beilage 5858, wo das Kultusministerium den
Versuch gemacht hat, dem Landtag ein Angebot zu un-
terbreiten tiber eine Angliederung oder Eingliederung
der Hochschule fiir Gestaltung in die Ingenieurschule
Ulm mit anschlieBendem Kostenvoranschlag eines
Haushaltsplans. Diese Drucksache ist nicht mehr be-
handelt worden, und die Sache ist im Wahlkampf un-
tergegangen. Es ist aber wichtig festzustellen, daB die-
ser Vorschlag der Landesregierung keine Gegenliebe
bei der HfG Ulm oder der Stiftung gefunden hat, jeden-
falls scheint er ad acta gelegt worden zu sein.

Mit der Drucksache 16, die heute behandelt wird,
nimmt die Landesregierung erneut das Thema auf, und
zwar deswegen, weil die akute Notlage der Geschwi-
ster-Scholl-Stiftung einen dringlichen haushaltsrecht-.
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lichen Schritt fiir notwendig erachten lie8. Es
den Wegfall des Bundeszuschusses und anderg
tive Einfliisse Bezug genommen. Der Landtag wirq
ten, zuzustimmen — und es ist wichtig, wenn j
noch einmal wiederhole —, daB in den Entwurf,
Staatshaushaltsplans ein ZuschuB eingesetzt wirg
nes Erachtens — das ist aber nur eine Privatn,
von mir; ich will den Altveteranen nicht vorgr
ist es das erstemal, daB eine Landesregierun
Landtag bittet, zu etwas zuzustimmen, wofiir nag}
setz und Herkommen eine Zustimmung gar nich
derlich ist. Nun hat der Herr Regierungsvertreter jps
nanzausschuB erkléart, es sei dieser Antrag ausleqy,
bediirftig, die Regierung wolle von der an sich f]jjgs
wesenen Bindungserméchtigung nach § 45 der
haushaltsordnung absehen, und diese Erkla
Landtags solle mindestens eine moralische Absj
der Regierung sein, wenn sie diesen Zuschuf
Entwurf einstelle. Wir haben keine Bedenken g
hiervon Kenntnis zu nehmen. Eine Kenntnisng
wiirde bedeuten, daB die Regierung diese Summ
900 000 DM einstellt und daB dann in den Haush
ratungen am SchluB des Jahres in dreifacher |
entschieden wird.

Wenn nun in der Presse da und dort von ein
willigung die Rede gewesen ist oder von einer ,Nid
bewilligung gleich TodesstoB*”, so darf ich do
richtigstellen, worum es sich handelt. Auch
stimmende Kenntnisnahme ist keineswegs
wiahrleistung und hat heute keineswegs jene
kung, die vielleicht aus sozialen und sonstig
den arbeitsrechtlicher Art angebracht waére.
war es wirklich ein Sturm im Wasserglas, der en
und entfacht worden ist. Es ist heute lediglich e
ralische Riickendeckung durch den Landtag i
und zu gewdhren.

Ich weise noch darauf hin, daB der Fin
selbst nach § 45 b und § 45 ¢ der Reichshaus
nung eine solche Erméchtigung geben konnte.
lerdings der Ansicht, daB in dieser zur hochpo
Sache hinaufgespielten Angelegenheit der Lan
zustimmend duBern sollte.

Nun darf ich darauf hinweisen, daB ein heuﬁ !
schluB, mag er nur kenntnisnehmend oder ;
kenntnisnehmend sein, nicht verhindert, da8
tel im Haushaltsplan in den Haushaltsberatungél
dreimaligen Lesung bedarf. Wir sind uns si
ne sehr verehrten Kollegen, dariiber einig, da
denklich wére, wenn durch einen Sommerbes!
einfacher Lesung eine Haushaltsmaterie festg
de, die nach dem Haushaltsgesetz einer drei
sung bediirfte. Wenn das hier begénne, so
mir vorstellen, daB in Fragen des Schulha!
Abwasserzuschiisse, der Gemeindehilfe und
derer ebenso dringlicher Félle dieser Vorg
macht.

(Abg. Dr. Hermann Miiller: Herr Kolle
Weng, formalrechtlich haben Sie recht
Sie stimmen doch auch der Meinung zu:
man hier heute zustimmend Kenntnis !
konnen die gleichen Leute moralisch b

Etatberatung diesen Posten nicht ablehnés

— Deswegen wird ja heute diese Zustimm
dingungen gekniipft.
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' Hermann Miiller: Die rechtliche Bin-

lieB, Eg Lo
nd ang, g ist _nicht da; das weiB} 1.ch!)
andtag win st die Hauptsache des heutigen Beschlusses

g er die Regierung selbst ausgeht.
‘gung-_ vongdhat selbst von Bedingungen ge-
: hat sowohl in Beilage 5858 als auch in der
cksache 16 solche genannt, und hierzu darf
sagen. )

A und die sie tragende Stiftung kennen
“:“age schon lange, und nach Wegfall des
: usses war die neue Einkommenslage be-
¢ also nicht angéngig, hier und heute dem
Baden-Wiirttemberg vorzuwerfen, er sei
r jetzt den TodesstoB fiihren wolle. Es
um eine sehr langjdhrige Entwicklung.
ind weder Landtag noch — das darf ich wohl
gierung sagen — die Regierung voreinge-
haben sich in sehr viel und wahrhaftig
rweisenden Sitzungen immer wieder mit
‘permanent kranken Mann am Donau-
t, Und warum immer wieder?

Hermann Miiller: Das ist doch eine
Frau — die Hochschulel)

diese Sump
. den Haush;

. Leuze: Das muB sich doch reimen!)

um des Bildes willen verménnlicht.

8 haben wir das getan um jener Idee wil-
ohl bei der Hochschule fiir Gestaltung als
ar Geschwister-Scholl-Stiftung zum Ausdruck
der Griindungsidee wegen der behaupteten
ingestrebten Bauhausnachfolge willen.

ind auch wir beeindruckt von der weltwei-
gskraft und von der Selbstdarstellung die-
ule fiir Gestaltung. Der Herr Kultusmini-
i der 50-Jahr-Feier des Bauhauses driiben,
t von hier, ja festgestellt, daB ein kiinstlerisches
itrum seltener und eigener Art in Ulm gegriindet
und daB die Kunstfreiheit dort eine beson-

abe.

rglas, der
lediglich.
Landtag

jer Finan

ur hochp! tzt an dieser Stelle einmal eine Erklirung
it der La 'v'~" on abgeben, nachdem man uns, sobald wir

E lichtern behandeln wollen, sofort zu den
1B ein he ‘I* : chnet? Ich méchte sagen, daB der Anteil
i oder zust Qi"" denten in Baden-Wiirttemberg weit iiber
lert, daB : hnitt der Bundesrepublik liegt, daB wir
tsberatun ziglich der Ausbildung von Kunststudenten

rderung der Stitten von Kunst und Wissen-
an der Spitze der Bundeslinder stehen, so
Iwurf, es handle sich hier um Banausen,
de, an dieser Stelle einmal zuriickgewie-
B, Wir dulden auch — und wir begriiBen
Nonkonformismus und auch die antipolare
wa der Ulmer Studenten oder Dozenten.
,.VEI“'ehrten Herren! Wenn ein Hochschulleh-
L Kiinstler in seiner amtlichen Stellung poli-
drungen abgibt, so haben wir diese immer
GInteresse und gréBter Toleranz entgegenge-

estern. ist Steinbuch mit seinem Buch
~a °gl'am{111ert" zitiert worden. Er hat den Vor-

o die Kulturpolitik der Lander sei falsch
gieu'bmgen hat im Wahlkampf ein Professor
: in SEh_r einseitiger Weise eine Partei an-
8 alles sind AuBerungen der Meinungsfrei-
In Ulm ohne jede haushaltsrechtliche

ilfe und Vi
sr Vorganf

-alisch bel
ht ablehné®

ustimmung

Konsequenz geblieben sind. Wenn in Ulm das ,freie
Spielen des ZukunftskompaB'’ angestrebt, wenn dort
neue Wahrheiten aus neuen Konflikten gefunden wer-
den, so begriifen wir das nur. Es geht doch darum, ob
die Hochschule selbst in der Lage ist, ihre fortwdhren-
den inneren Streitigkeiten, ihre Zerwiirfnisse einmal so
zu beenden, daB ein geordnetes Arbeiten und auch ein
geordnetes kreatives Schaffen moéglich wird. Darum
geht es doch, daB diese dauernden Zerwiirfnisse und
der Kampf alle gegen alle, von dem wir an Hand dieser
Flugblatter, die uns fast tdglich auf den Schreibtisch
kommen, immer wieder héren, beendet werden.

Und jetzt kommt natiirlich auch die Ordnung der Fi-
nanzen und der Organisation. Meine sehr verehrten
Herren! Der Landtag von Baden-Wiirttemberg ist nach
unserer Ansicht nicht dazu berufen, jetzt selbst die Or-
ganisationsfrage der HfG Ulm, der Geschwister-Scholl-
Stiftung, von sich aus zu l6sen. Dazu ist der Gesetzge-
ber nicht berufen. Er bittet die Regierung, sich zusam-
men mit den Beteiligten um eine einvernehmliche und
ersprieBliche Lésung zu bemiihen. Deshalb nehmen wir
heute nicht etwa Stellung zu der Idee einer Integration
in die Universitdt und Technische Hochschule Stutt-
gart.

(Abg. Ganzenmiiller: Herr Kollege Dr. Weng,
i darf ich einen Zwischenruf machen?)

— Bitte schon!

(Abg. Ganzenmiiller: Diese Durchforstung for-

dern wir seit Jahren, aber nie hat sich etwas

bewegt! Deshalb sind wir jetzt zu dieser Stel-
lungnahme gekommen!)

— Deshalb hat der Landtag nicht den ,Schwarzen Pe-
ter” fiir die jetzigen Zustdnde. Wir sind hier nicht ver-
antwortlich.

(Abg. Ganzenmiiller: Sehr richtig! Das ist
wichtigl)

Wir haben jedes Jahr die Haushaltsansatze bewilligt
und mit gréBter Geduld zugesehen, allerdings auch zu-
gewartet, ob nicht von Ulm aus freiwillig eine neue Or-
ganisation erfolgt.

Wir haben nicht nur ein Interesse daran, sondern
sind vor dem Gesetz, nach den Haushaltsgesetzen und
vor unserem eigenen Gewissen dafiir verantwortlich,
daB Staatszuschiisse, auch Zuschiisse an kiinstlerische
Bildungs- und Lehrstdtten, sinnvoll und zweckmaBig
verwendet werden. Wenn wir hierauf bestehen, so ste-
hen wir in einer guten und meiner Ansicht nach kaum
angreifbaren Position.

(Zurufe von der CDU: Sehr richtigl)

Daher haben wir unter den Bedingungen, die im heu-
tigen Antrag genannt sind, auch eine geordnete Finan-
zierung verlangt, also nichts anderes als das, was bei
jeder staatlichen Bewilligung eines Zuschusses oder
einer Biirgschaft selbstverstdndlich ist, was iibrigens
auch in § 45 RHO steht: daB eine sinnvolle Verwen-
dung der Mittel nachgewiesen wird.
(Abg. Dr. Dahrendorf: Auf welchen Antrag be-
zieht sich das?)
— Auf den Antrag, der jetzt verteilt wird. Ich bitte um
Nachsicht, wenn er wegen der Mittagspause erst jetzt
zur Verteilung kommt.
Wir haben kein Verstdndnis dafiir, wenn die meist
v6llig unsachlichen Vorwiirfe an das Landesparlament
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nun fortgesetzt werden. Wir verweisen darauf, daB die
Studenten selbst den Finger auf eine Wunde gelegt ha-
ben, die auch Gegenstand des Antrags ist. Die Stu-
denten schreiben selbst, daB die Dozenten zuviel Privat-
erwerb treiben, daB sie den Bildungsauftrag verraten,
und es ist sogar das Wort von der Veruntreuung der
Mittel durch die Stiftung gedruckt und durch Herrn Pe-
ter von Kornatzki verbreitet worden.

Es ist nicht unsere Sache, hier und jetzt nachzuprii-
fen, ob diese Vorwiirfe berechtigt sind. Wir sind ja in
bezug auf Tonstdrke und Emotion allerhand gewohnt,
aber wir bitten die Landesregierung, auch diesem Flug-
blatt und seinen Behauptungen nachzugehen und die
Dinge zu iiberpriifen. Das liegt auch im Interesse der
Sauberkeit der Vermogensverwaltung, wie sie bisher
gehandhabt worden ist.

Wir bitten also die Landesregierung ganz objektiv
und sachlich, bis zur Vorlage des Entwurfs des Haus-
haltsplans die von ihr selbst aufgeworfene Frage der
Neuordnung mit den Beteiligten zu kldren und die
haushaltsrechtliche Behandlung so vorzunehmen, wie
es gegeniiber allen Universitdten, Stiftungen und Kunst-
stédtten geschieht. Wir wollen die Hochschule fiir Ge-
staltung in Ulm weder besser noch schlechter behan-
delt wissen als andere Stédtten der Kunst und der Wis-
senschaft. Wir wissen, daB es sich bei all diesen Gebil-
den um hochst empfindsame Stdtten der Lehre, der For-
schung und auch der Schopferkraft handelt. Aber Ro-
bert von Mohl hat schon vor 100 Jahren bei Neugriin-
dung der Naturwissenschaftlichen Fakultdt der Univer-
sitdt Tibingen darauf hingewiesen, daB sich die Schép-
ferkraft auch an diesen Stdtten mit dem rechnenden
Ernst verbinden miisse. Und auf diesen rechnenden
Ernst miissen wir ebenfalls im Interesse der Erhaltung
dieser Stdtte selbst Wert legen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU-Fraktion und
der NPD-Fraktion.)

Prdsident: Das Wort hat Herr Abg. BaBler.

Ich darf im iibrigen hoffen, daBl der angekiindigte An-
trag bald verteilt werden kann. Bis dahin erscheint mir
namlich die Meinungsbildung etwas erschwert.

Abg. BaBler (NPD): Herr Prasident! Meine Herren!
Ich darf im Namen der NPD-Fraktion folgende Erkla-
rung abgeben:

Unsere Fraktion hat sich dem Antrag der CDU im Fi-
nanzausschuB angeschlossen, und zwar insbesondere
aus haushaltsrechtlichen Bedenken, wie sie hier aus-
fihrlich dargestellt worden sind.

Ich darf vorweg erkldren, daB es in keinem Falle zu-
trifft, daB die NPD irgendwie die SchlieBung dieses In-
stituts beantragt hat, wie es hier dargestellt worden ist.

(Zuruf von der SPD: Vom Berichterstatter!)

— Das hat der Herr Berichterstatter nicht gesagt. Wenn
Sie aufmerksam zugehort haben, hat der Berichterstat-
ter ausgefiihrt, daB sich der Vertreter der NPD sogar in
dem Sinne geduBert habe, die Wirkung dieser Schule zu
steigern, und so ist es auch, meine Herren. Die NPD
hat in keiner Weise etwas gegen eine Schule, auf der
die hohe Kunst des Designs gepflegt wird.

Wir sind der Ansicht, daB der Wirkungsgrad aller
unserer kulturpolitischen Einrichtungen, wenn sie vor-
handen sind, verstdarkt werden soll. Allerdings begeg-
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nen wir hier am Beispiel Ulm eben Zustdnden, di
bedenklich stimmen. Dort wird sichtbar, daB gja
nisation dieses Instituts nicht dazu beitrédgt, dag
Ziele erreicht werden.
Unsere Ansicht im FinanzausschuB war ung j
die, daB es sich hier keineswegs um eine hochpoh
Angelegenheit handelt, sondern einzig und alle
eine sachliche Entscheidung mit der Frageste]]
diese Sache 900 000 DM wert oder nicht? Vop
kénnen wir hier nicht viel erkennen. Eine sy
Priifung bringt aber folgende Tatbestdnde
daB wir dort eine Hochschule mit ungefdhr
denten, die sich ein ganz umfangreiches Progr
stellt hat, haben.
Darf ich mit Erlaubnis des Herrn Pramdenten
kurz aus dem heute verteilten Schreiben der
tenschaft des Landes Baden-Wiirttemberg zitie
dem beschrieben ist, was sich die Studenten d
schule fiir Gestaltung alles vorgenommen haben
Sie wollen — so heiBt es hier — ,Formgeb
Industrieprodukten, Architektur und Stadtbau, 'Jé
lismus, Rundfunk, Fernsehen, Film, Werbung. Ej
tensive praktische und theoretische Ausblldung i
einerseits Modelltechniken und technologische
andererseits psychologische und sozialwisse
liche Facher, neuerdings auch Kybernetik.”
Meine Herren! Wir sind der Ansicht, daB insh
dere die Kybernetik mit ihrer strengen Sac
und Logik fiir diese Studenten sehr wohltue
wird; aber wir fragen uns auf der anderen Seii
denn vertretbar, daB wegen 150 Studenten ei
tiges Programm iiberhaupt ernsthaft durchgefi
den kann? Wir glauben das nicht. Wir sprec
fortwdhrend von Einsparungen, von Verwal
form, von der Konzentration und iiber Gesamtl
schulplédne, die die Schlagkraft dieser Institute
sollen. Unter diesen Aspekten ist es niemals ve!
so ein Institut mit 150 Studenten irgendwo se
erhalten. Deshalb war unser Antrag — er ist
wie vor —, und zwar zwingend, darauf gerich!
dieses Institut mit der Technischen Univers
gart vereinigt wird. Uns erscheint das als der
méBigste Weg; einfach aus dem Grunde: Wi
hier eine groBe und bekannte Abteilung fiir £
tur. Wir haben in Stuttgart die Kunstakadem
sind Stédtten, die sehr befruchtend auf komme
signer wirken miissen. Vom Studium des Design
ist es unverstdndlich, daB diese Schule in V&
denn gerade der Designer braucht die Anregu®
modernen Welt und der modernen Gro
braucht die Dynamik und die Unruhe der GI
meine Herren,

(Abg. Dr. Lorenser: Ulm ist doch keine
vinz! — Heiterkeit.)

md Marz
mir nic

Erlaub:
arter Zeitu

um diese Dinge iiberhaupt richtig l16sen zU °
Deshalb unsere Befiirwortung, diese Einrich
Stuttgart zu verlegen, was auch bereits in U
sprach ist.

Meine Herren! Es ist doch so, daB im Schré™
Staatsministeriums ganz ausdriicklich feStges=
daB schon seit Februar und Mérz Gespréache ” ! Oder ¢
gefiihrt werden, wie diese Umorganisation Mm%
Herr Kollege von Hacht, hier darf keines
einem Zeitdruck gesprochen werden, wenn maf
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ustdnden, g

d Marz Zeit hatte, diese Probleme zu lésen.
ar, daB gjq) un mir nicht vorstellen, daB man die Verlegung
eitragt, dag a;’:ﬁtuts mit 150 Leuten nicht in vier Monaten

B konnte. Man hat schwierigere Probleme in
B war ung rer Zeit gelost.

2ine hochp Abg. Biihringer:
zig und 3

Sie machen das schnelll —
Heiterkeit.)

- Frageste]jy wollen es nicht schnell machen, sondern wir
nicht? Vop | ‘dieses Problem bis zum Jahresende geldst ha-
en. Eine gaq enn die notwendigen Entscheidungen bei den

altsberatungen fallig sind.

eine Herren! Wiederholt ist hier betont worden,
- hochpolitische Angelegenheit das sei. Ich habe
miiht, diese Dinge auf den sachlichen Kern zu-
' hren. Was man vom Wahrheitsgehalt der Be-
ussungen der Offentlichkeit beziiglich dieses
hpolitischen Gedankens” halten muB, will ich Ih-

ches Prograp

1 Prasidentay

tudenten deg] olgendem Beispiel demonstrieren. Darf ich auch
imen haben; t Erlaubnis des Prdsidenten etwas aus der
- ,Formgebyy ttqarter Zeitung" von gestern, vom 17. Juli 1968, zi-
d Stadtba . Hier heiBit es:

Werb_ung, e auBerdem noch zu erfahren ist, soll der NPD-
Ausbl!d ~d eordnete BaBler aus politischen Griinden auch
inologisched edenken gegen die mit dem Namen der Wider-
;c;izllca}ms - andskampfer verbundene Geschwister-Scholl-Stif-

angemeldet haben. Der CDU-Fraktionsvorsit-

?icht. da: '1 de, Professor Ganzenmiiller, soll nach unseren
;iﬂgen "" ormationen diese Bedenken mit zustimmenden
;ncrle:zgx : uBerungen kommentiert haben.”

tudenten ein 5 (Unruhe.)

't durchgefihs e Damen und Herren! Vom ersten Satz ist kein

 Wir spreche
ron Verwaltt
~ iiber Gesam
ser Institute @
s niemals Ver
rgendwo
ag — er

ahr. Ich habe genau das Gegenteil getan. Ich
e Sache aus der politischen Diskussion heraus-
o habe ich mich im FinanzausschuB geduBert.
ich mich so geduBert habe, kann Herr Kollege

f ge :
E;r%lmg or - mit Ihrer Erlaubnis noch ein Wort dazu
sagen?)
eilung fil (Abg. Ganzenmiiller: Auch das ist unwahr ge-
Kunstaka Wesen! Wir waren gezwungen, eine namhafte

tung aufzufordern, solch leichtfertige Be-
‘”t‘ers-tattung nicht mehr zu betreiben und
die Falschmeldung zu berichtigen!)

Al)g. Decker: Herr Kollege BaBler, gestatten
ch Sie mir einen Zwischenruf! Auch ich bin

¢ 9anz entstellt zitiert worden! — Heiterkeit.)

'as trifft zu,

(We3te'1'er Zuruf: Der Herr Kollege Decker hat

HEI einen ...| — Glocke des Prasidenten.) .

doch kein
3it.)
ig losen
>se Einrichtt

oreits in Uil dent (unterbrechend): Meine Herren! Ich meine,

ds.e W_else kénnen wir nicht weitermachen. Ich
--r‘a'B Sle'Ihre Zwischenrufe ohne Genehmigung
eg'm!{iaﬂ Sie sich dabei aber nur auf Zwischenrufe
“1Xen oder sich nachher zum Wort melden.

{aB im Schr€&
klich festges
z Gespl'?lch
anisation Mm%
darf keinesi€
en, wenn ma&

: adBler _(fortfahrend): Ich bin den Herren dafiir
' daB sie diese Dinge hier vorgebracht haben.

o
g

Das beleuchtet die Wahrheitsliebe der Berichterstat-
tung in diesen Dingen. DaB sie derart gegen uns gerich-
tet ist, das wundert uns nicht, wir sind das seit drei
Jahren gewo6hnt. Wir sind aber dankbar dafiir, daB wir
aus diesem AnlaB diese Dinge richtigstellen kénnen.

Ich komme zum SchluB: Ich bitte das Hohe Haus,
nachher im Sinne des Antrags des Finanzausschusses
abzustimmen und die Erkldarung im Brief des Staatsmi-
nisteriums lediglich zur Kenntnis zu nehmen.

Vielen Dank!

(Lebhafter Beifall bei der NPD.)
Prdsident: Das Wort hat Herr Abg. Schmidt-Briicken.

Abg. Schmidt-Briicken (FDP/DVP): Herr Président!
Meine Herren! Dem, was iiber die Tatigkeit der Hoch-
schule fiir Gestaltung schon gesagt worden ist, iiber ihre
Entstehung und ihren Gedankengang, habe ich nicht
sehr viel hinzuzufiigen. Aber ich will doch einiges sa-
gen, was vielleicht die Sache noch deutlich unterstreicht.

Etwas voraus: Ich bedaure sehr, da8 man in Kennt-
nis der Tatsache, daB der Herr Kultusminister heute
nachmittag nicht hier sein kann, diesen Punkt in der
Behandlung der Tagesordnung nicht vorgezogen hat. Ich
hétte es fiir richtig gehalten, diesen Punkt in Anwesen-
heit des Herrn Kultusministers zu behandeln; denn im-
merhin handelt es sich hier um eine Angelegenheit, die
sehr weite Kreise gezogen hat und die auch fiir die Zu-
kunft von so groBer Bedeutung ist, daB ich die Stellung-
nahme des Herrn Kultusministers gerne gehort hétte.
Leider ist das formell anders gelaufen. Hétte ich das ge-
wuBt, hdtte ich beantragt, diesen Punkt vorzuziehen.

(Zuruf: Herr Kollege Schmidt-Briicken, glau-
ben Sie, daB der Herr Ministerialdirektor das
Gegenteil sagen wird? — Heiterkeit.)

— Hier geht es nicht um das Glauben. Das Glauben ist
eine Sache des Jenseits; aber hier miifte man es wis-

sen.
(Heiterkeit.)

Ich weiB, daB in solchen Fragen ein Minister maBge-
bend ist. Der Ministerialdirektor, den ich sehr schétze
— er kennt mich schon lange —, wird dasselbe sagen,
das mag sein. Aber ein Minister muB politische Fragen
selber vertreten.

(Zurufe.)

Seit Jahren — das wurde schon gesagt — bemiihen
wir uns um die Neuordnung der Hochschule fiir Ge-
staltung insoweit, als wir Zuschiisse gewdhrt haben. Es
gibt ein altes Wort: Wer zahlt, schafft an. Man muB
also dazu etwas sagen. Die Dinge gingen hin und her,
leider ging es nur sehr langsam vorwadrts, teilweise
tiberhaupt nicht. Bei den Haushaltsberatungen des letz-
ten Jahres ist endlich ein Knopf gemacht worden. Da-
mals wurde die Landesregierung gebeten, sie mége
einen Vorschlag unterbreiten, wie die Hochschule fiir
Gestaltung formell etwas richtiger geordnet werden
konnte. Jetzt ist die Sache zum Greifen nahe. In die-
sem Augenblick wird es tatsdchlich brenzlig. Ich werde
am Schlusse meiner Ausfiihrungen auch sagen warum.
Hier bin ich in manchen Dingen nicht der Auffassung
einiger Kollegen.

Man hat das Problem der Hochschule fiir Gestaltung
sehr oft emotionell behandelt, und man hat sich auch
dariiber aufgehalten, daB dieser oder jener — —
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(Schmidt-Briicken)
(Abg. Dr. Lorenser: Leider auch die FDP/DVP!
— Heiterkeit.)

— Ich hatte mir auch erlaubt, etwas zu sagen.

(Abg. Ganzenmiiller: Wir haben es rationell
behandelt!)

— Sie konnen es schlieBlich auch ,rationell” nennen;
ich werde Ihnen gleich sagen, was ich meine,

Wir haben an manchen Dozenten deshalb Kritik
iben miissen, weil sie Amt und Aufgabe etwas ver-
wechselt und damit nicht gerade vorbildlich gewirkt
haben. Das muBl man auch sagen, und der Meinung bin
ich heute nach wie vor. Man kann aber nicht sagen,
man wolle iiber die Sache den Stab brechen, weil die-
ser oder jener Dozent, diese oder jene Studentengruppe
falsch gehandelt hat. Solche Dinge muB man auseinan-
derhalten. Wie man sich mit dem einzelnen auseinan-
dersetzt und welche Folgerungen man unter Umstédnden
daraus zieht, ist eine andere Sache. Ich glaube, Herr
Kollege Dr. Lorenser, daB wir uns dariiber einig sind.

Ich hétte es fiir richtiger gehalten — ich darf das in
diesem Zusammenhang sagen —, wenn sich die auslén-
dischen Studenten etwas mehr zuriickgehalten héitten.
SchlieBlich sind sie Gast bei uns, und als Gast sollte
man sich nicht in alle méglichen Dinge, auch politi-
scher Art, mischen. Das macht man als Gast iiblicher-
weise nicht. Es hdtte jedenfalls vieles erleichtert. Na-
tiirlich ist manches dadurch zu erkldren, man kann so-
gar sagen: zu entschuldigen, daB sie befiirchteten, ihre
Ausbildungsstelle gehe verloren.

Nun zur Aufgabe der Hochschule fiir Gestaltung. Sie
macht fiir sich geltend, daB sie die Nachfolge des Bau-
hauses angetreten hat.

(Abg. Dr. Brandenburg: Das hat sie nicht!)

Ob ihr das iiberall gelungen ist, méchte ich etwas in
Frage stellen. Man sollte der Hochschule aber zubil-
ligen, daB sie sich ernsthaft darum bemiiht. Man sollte
diese Bemiithungen dann auch férdern. DaB das Bau-
haus durch seine Arbeiten iber Deutschland hinaus be-
kannt wurde, daB es wirklich etwas war und uns allen
etwas zu sagen hatte, steht fest. Es wére wiinschenswert,
wenn es der Hochschule fiir Gestaltung gelingen wiirde,
an diese Tradition kraftiger als bisher anzukniipfen,
also nicht nur nach eigenen Wegen zu suchen, sondern
gute alte — in vielen Fragen sehr umstiirzlerische —
Wege weiterzugehen.

Die sachlichen Leistungen, die gelegentlich bestritten
wurden, sind nicht zu bestreiten. Die Fraktionen haben
die Dokumentation aus dem Jahre 1963. Auch ver-
schiedene Abgeordnete werden sie noch haben. In die-
ser Dokumentation ist aufgezeigt, was mindestens bis
dahin alles getan, und zwar anerkannt getan wurde, bis
hin zu ganz erheblichen Preisen. Inzwischen wurde
eine Ergdnzung gemacht, die wahrscheinlich nicht in
der Hand der einzelnen Kollegen ist. Ich méchte sie
nun auch nicht vortragen. Sie weist recht beachtliche
Erfolge und Leistungen auf beiden Gebieten nach, vor
allen Dingen auch auf dem Gebiet des Bauens. Das
Bauen ist ja eine Angelegenheit, die uns alle angeht.
Man sagt immer, das Bauen sei ein Ausdruck unserer
Zeit. Ein Bau hélt auch ziemlich lange, viel ldnger als
einzelnes, was durch Designer gemacht werden kann.

Das andere bezieht sich auf die Produktgestaltung.
Auch dort ist viel mehr geschehen, als mancher weiB.
Nicht nur das Programm der Firma Braun wurde, wie

196

schon einmal erwahnt, stark davon beeinfluBit, sop
auch der Karosseriebau und sonstige Dinge. Also gy
de in den Dingen, die um uns herum sind, gesc
sehr viel. Sie werden mindestens von daher stark .

Sicher wdchst auch an Technischen Hochschy
das Interesse daran. Ob es nun richtig ist oder pj
dort Extralehrgdnge einzurichten, wird eine Frage g
Organisation der Hochschule fiir Gestaltung sein,
wieweit ndmlich gemeinsame Vorlesungen geha]
werden koénnen. Bis jetzt muB bei der Hochschy]
Gestaltung ein Sonderunterricht im AnschluB ap
gendwelche Lehrgange und Ausbildungen bis hj
Examina bei den Technischen Universitdten stattf
den. Dem unterzieht sich nicht jeder gerne. Es wi
aber wiinschenswert, wenn von dorther nicht nur m;
ches gefordert, sondern auch iibernommen wﬁrde.ﬁa,
sollte in die Priifung durch die Kultusverwaltung p
einbezogen werden.

Vor einem Jahr habe ich einmal versucht, durch
sonliche Besprechungen zu kldren, ob auf zwei Seg
Bereitschaft besteht, zusammenzugehen, némlich g
seiten der Hochschule fiir Gestaltung und auf se
der Technischen Universitdit — damals noch Tec
sche Hochschule — in Stuttgart. Und siehe, es hat
das als ein Weg ergeben, der von beiden Seiten
moglich gehalten wurde und der zweifellos richtiger
als der urspriinglich von der Regierung vorgeseh
Weg eines Zusammengehens mit der Ingenieurschul
Ulm. Die Aufgabengebiete sind doch zu verschie
Ich bin dankbar, aus der jetzt vorliegenden Drucksa
der Regierung ersehen zu kénnen, daB dieser Weg i
nur gangbar erscheint, sondern auch gegangen werde
soll. Die Einzelheiten miissen allerdings von dem
tusministerium mit den beiden Partnern, der Hoct
schule fiir Gestaltung und der Technischen Universi
noch festgelegt werden. 3

Aber so, wie es jetzt ist, muB man dafiir sorgen,
die heute mehrfach erwdhnten unerfreulichen Aust
andersetzungen innerhalb der Hochschule fiir Ge
tung ein Ende finden. Es muB} ihr gesagt werden
konnen nicht immer wieder nur deswegen erhe
Betrige — bis zu rund 1 Million DM — aufwend
weil sie sich nicht tiber ihren Weg und iiber ihr#
gramm klar werden. Das ist ganz unmdoglich. Daf’
dieser Meinung sind, habe ich schon im Finanz
schuB gesagt. Ich begriiBe es auch, daB diese Ansf
heute eigentlich einhellig geduBert wurde. Es muf &
mal ein Ende haben und zu einer Klarheit kom?
Dann koénnen wir mit gutem Gewissen die Mittel @
wenden. Deshalb halte ich auch die Terminsetzund
richtig. Sonst werden die persénlichen, zum Teil d
aus berechtigten Meinungen immer weiter vor sich®
geschoben. Wir stiinden dann in ein, zwei, drei J&
genau vor der gleichen, nur vielleicht noch etwa :
angenehmeren Situation. Das ist meine Sorge. ;

(Abg. Ganzenmiiller: Mit Sicherheit! Wolle?

Sie noch dreimal dieses Theater mitmachen?

— Nein, das habe ich doch nie gesagt. Sie werde?
daran erinnern, daB ich sagte, ich sei dafiir, jetzt
nein zu sagen. Wenn wir jetzt nicht eine absol!
tive Stellungnahme beziehen, dann fallen automd
die ganzen Personalfragen an. Moralisch mﬁssegu‘
das noch einmal durchstehen. Das hat keine rect®;

st

Bindung; das kénnen wir gar nicht. Darin habé®’
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(Barthold)

Ich mochte ein Zweites sagen. Ich habe die gro8e Be-
flirchtung, daB wir, wenn die jetzt von uns vorgeschla-
genen Auflagen nicht erfiillt werden, eine Kletterkon-
zession beschlieBen und daB uns die Hochschule fiir
Gestaltung eines Tages im Haushaltsplan nicht nur mit
900 000 DM, sondern mit einer um vieles groéBeren
Summe belastet. Wir werden deshalb sicherlich noch
bei den Haushaltsberatungen und auch sonst dariiber
sprechen miissen, sobald wir eine neue Organisations-
form gefunden haben. Deshalb haben wir unter Buch-
stabe ¢ unseres Antrags bewuBt gesagt, daB sich der
ZuschuB fiir die Hochschule fiir Gestaltung auch im
Rahmen der Neuorgamsatxon in Zukunft nicht erhéhen
darf.

Der Herr Kollege von Hacht hat mit Emphase davon
gesprochen, daB es sich hier um eine Bauhausnachfolge
handle. Es gibt eine ganze Reihe von Einrichtungen, die
gelegentlich davon sprechen, in ihrer Tatigkeit eine
Bauhausnachfolge zu sehen. Ich will auch gar nicht ab-
streiten, daB es bei der Hochschule fiir Gestaltung par-
tiell der Fall ist. Ich will ein ganz positives Bekenntnis
zu einer Bauhausnachfolge ablegen.

Aber, meine Damen und Herren, Bildungspolitik muf§
auch im Zusammenhang mit einer gewissen Okonomie
gesehen werden. Wir miissen auch einmal von dem
Denken loskommen, daf Okonomie dem Geist nicht
addquat sei. Wenn wir unsere ganze Hochschulpolitik
im Lande neu iiberdenken, dann mufl ganz konkret die
Frage gestellt werden, ob wir die Aufgabe der HfG Ulm
ohne jede Schmadlerung und ohne jede Einschréankung
unter Bejahung der Bauhausnachfolge nicht auch in an-
deren bestehenden Einrichtungen in gleicher Weise
weiterfiihren koénnen. Ich kann diese Frage hier weder
bejahen, noch verneinen. Aber sie mufl gepriift werden.
Sie ist gestellt. Es ist auBerordentlich bedauerlich, daB
man die heutige Beratung in der Offentlichkeit zum An-
laB nimmt, um uns zu sagen, die etwaige Ablehnung der
Regierungsvorlage stehe wieder stellvertretend fiir eine
Hochschulpolitik, fiir die unsere Kinder teuer zu zahlen
hdtten. Meine Damen und Herren, wer Hochschulpoli-
tik unter diesem einzigen Aspekt ,HfG Ulm" versteht,
hat die Gesamtkonzeption nicht verstanden! Dem ist es
auch unmdglich, iberhaupt eine Gesamtkonzeption zu
ermitteln.

(Abg. Ganzenmiiller: Sehr richtigl — Beifall
bei der CDU.)

Nun noch einmal zu unserer Drucksache 105, bei der
— meine Herren Kollegen, Sie haben es sicher bereits
festgestellt — im zweiten Absatz auch der Passus iiber-
nommen wurde, von der Drucksache 16 zustimmend
Kenntnis zu nehmen. Allerdings ist fiir die Kollegen der
CDU-Fraktion, die den Antrag unterschrieben haben,
und einige andere dariiber hinaus Voraussetzung fiir
die Zustimmung, daB die bereits — da gebe ich dem
Kollegen von Hacht recht — zum Teil in der Regie-
rungsvorlage enthaltenen Auflagen erfiillt werden. Wir
waren aber der Meinung, diese Voraussetzungen soll-
ten noch einmal ganz klar verdeutlicht werden. Ich
moéchte noch einmal zum Ausdruck bringen: Wir sind
auch der Meinung, daB sie dieses Mal auch terminlich
eingehalten werden miissen.

Uber die Organisation in Buchstabe a habe ich be-
reits gesprochen. Ob der Termin 31. Dezember 1968
nicht auf 1. Januar 1969 gedndert werden sollte — —

198

(Abg. Gerstner: 1. Dezember 1968 wegen da
Haushaltsberatung!)
— Das ist richtig.

Der Termin ist deshalb gewdhlt worden —
das sagen —, weil man inzwischen weiB, dag
im Januar zur abschlieBenden Beratung des Hy
kommen. Aber wenn wir das in den Beratunge;
nanzausschusses schon verwerten wollen —
ja Grundlage unserer dortigen Beschliisse sein
miissen wir den 1. Dezember 1968 nehmen.

Es ist auch sehr wesentlich, daB sich die §
verpflichtet — sie legt ja Wert auf den Fortbeg
Hochschule fiir Gestaltung —, weiterhin
200 000 DM ZuschuB zu leisten. Meine D
Herren, hier ware natiirlich auch die Frage e
ob es dann, wenn es eine echte Bauhausnachf
ausschlieBlich eine Angelegenheit des Landes
Wiirttemberg und der Stadt Ulm sein k
Hochschule fiir Gestaltung zu erhalten. Viellejch]
ten wir uns schon ganz energisch damals ins Zeyg}
sollen, als der Bund seinen ZuschuB fiir die Hoghg
le fiir Gestaltung gestrichen und uns die Unte
der Hochschule fiir Gestaltung iiberlassen hat.

(Beifall bei der CDU.)

Das Bauhaus war ja keine Angelegenheit eines
nen Bundeslandes. Wir wissen — das ist heul
lich zum Ausdruck gekommen —, wie sehr ge
Hochschule fiir Gestaltung nicht nur in diesem
land Baden-Wiirttemberg wirkt. Ich mochte fasts
nen, der Wirkungsgrad ist dariiber hinaus und#
iiber die Grenzen der Bundesrepublik hinaus 1
Ber, als es in diesem Lande in das BewuBtsein
volkerung eingegangen ist.

Buchstabe c habe ich bereits erldutert, daf
die Hohe des Zuschusses auch bei einer Neuo;
tion fixiert bleiben muB.

Buchstabe e ergibt sich aus den Diskussiol
Vergangenheit und auch aus den Beschwerds
Herr Kollege Schmidt-Briicken zum Teil hier ¥
gen hat. Wir kommen bei dieser Hochschule g
fach um eine bestimmte Form der Ordnung
um, wenn wir sie auch ihrer ganzen Anlage na
in ein enges Schema pressen wollen.

Der Buchstabe f hat natiirlich einen sehr real
tergrund. Wir sind daran interessiert, daB die
soweit sie Leistungen fiir Dritte erbringt, di
auch in die Hochschule einbringt. Nicht, da8
tel in die Tasche einiger weniger Leute flieBe!
Hochschule selbst nicht zur Verfiigung stehen

(Abg. Ganzenmiiller: Sehr richtig!)

Ich glaube, das ist eine logische Forderung, di
stellen miissen.

. Meine Damen und Herren! Wenn es gelingt
ge auf dieser Grundlage zu ordnen, dann ist
Sachlichen her der Fortbestand der HfG Ulm ¢
und dann werden sich wohl die Fraktion

Hauses auch dariiber einig sein, daB wir hier* S
emotionalen Bereich entscheiden, sondern ‘Shm oh

von der unterschiedlichen politischen Wert® Dit Pre Ic]
einen Weiterbestand garantieren sollten. Da aBSse:

ich allerdings sagen, daB es mich eine starke U o é” A%
dung gekostet hat, dieses Uberleben jetzt hie .als v
nerpult zu unterstiitzen. Ich habe zu den Abg SS'es ?e:

unserer Fraktion gehort, die aus der Erfahrun? =
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enh oit heraus gesagt haben, daB gar keine Chance
5 sei, hier zu einer Regelung zu kommen, die
erstiitzen konnen. Ich habe in der Fraktion fiir

snlich erklart, daB ich gegen jeden positiven
rflmmen werde und bereit sei, heute zu erkla-
mir in Kenntnis der jahrelangen Zusténde —

i
]

des H . y
tun: au;v, de deswegen — ein Ende mit Schrecken lieber
gen (e e
: schrecken ohne Ende.

£ e Damen und Herren! Ich habe mich inzwischen

% 1 ‘5 wenig zu dem Antrag Drucksache 105 bekannt
: ' Ihnen das offen —, weil er fiir mich einen

die S age iy 7 ol Sl
“orthes darstellt, die Dinge in einen verniinftigen Rah-
\in ringen. Wir werden ja die Mdéglichkeit haben,

andpunkt als einzelne Abgeordnete und als
bei den Haushaltsberatungen und beim
aen der Ergebnisse auf Grund dieses Antrags neu
denken und neu zu iberpriifen.

(Beifall bei der CDU.)

jdent: Es darf wohl unwidersprochen davon aus-
werden, daB die Unterzeichner des Antrags
che 105 entsprechend den Ausfiihrungen des
“Abg. Barthold eine Anderung in Ziffer 1 a in der
en, daB es heiBt: , bis 1. Dezember 1968*.

(Zustimmung.)

t der Fall.
hat jetzt Herr Abg. Hans Frank.

Hans Frank: Meine Wortmeldung hat
ch mit dem neuen Termin erledigt!)

hat Herr Abg. von Hacht.

on Hacht (SPD): Herr Préasident! Meine Her-
tatten Sie mir eine kurze personliche Erkla-

mir hier unterstellt wird, der Informant be-
erichte liber die Sitzung des Finanzaus-
vom vergangenen Dienstag zu sein, dann muB
t aller Entschiedenheit zuriickweisen.

urufe von der CDU: Das war doch ein
Interviewl)

]é-fﬁr das, was ich unter meinem Namen gesagt
d auch fiir das, was in der ,Ulmer Zeitung"
ht ist, ein.

c¢h nun Herr Kollege Barthold in ganz beson-
Se ansprach, insbesondere wegen des be-
Wortes ,Gesinnungskoalition” — auf die ent-
de Frage des Journalisten —, so mdchte ich
sagen — ich muB das jetzt einmal tun —:

iskussione
rwerden, 0
il hier
schule

stehen. &

chtig!) = ' Was Sie heute hier gesagt haben — Herr
rung, die¥ barthold und die CDU — in der Weise auch

gangenen Dienstag in der Sitzung des Finanzaus-
.gelingt esagt worden wére, dann wire es zu der
ann ist

dgrsetzung in diesen Tagen tiiberhaupt nicht
1,

all bei der SPD. — Abg. Ganzenmiiller:
Stimmt nicht!)

98 muB ich erklaren, Herr Kollege Ganzen-
t Presse und Offentlichkeit wissen, woran
% :md daB wir nicht aus einer Erregung heraus
jetzt hi ' lh? al?en- Es war fiir uns in dieser Sitzung eine
i ¥ Fina,, - ation, als wir das Ergebnis der Beratung des
2 SChusses feststellen muBten. Und, Herr Gan-

zenmiiller, ich muB das jetzt einmal sagen: Es wird
wohl von allen Mitgliedern des Finanzausschusses be-
stétigt, daB auf eine entsprechende AuBerung eines Kol-
legen der NPD beziiglich einer scharferen Abgrenzung
von der Regierungsvorlage der Herr Kollege Ganzen-
miiller erkldrt hat, daB er fiir eine scharfere Formulie-
rung ware, da es sich jedoch um eine Regierungsvorla-
ge handle, er sich mit der milderen Form der einfachen
Kenntnisnahme zufriedengebe.
(Sehr richtig! bei der SPD.)

Das ist das, was uns unangenehm beriihrt hat. Ich
mochte Sie bitten, daran zu denken, bevor ich hier per-
sonlich in dieser kritisierenden Weise angegriffen wer-
de. Wenn wir uns als SPD-Fraktion im Finanzausschuf3
fiir eine Regierungsvorlage, die ich fiir richtig und fir
gut halte, einsetzen, dann moge man uns das doch nicht
zum Vorwurf machen!
(Beifall bei der SPD.)

Prasident: Das Wort hat Herr Abg. Ganzenmiiller.

(Abg. Ganzenmiiller: Herr Prdsident, ich ver-
zichte, weil wir das intern abkldren werdenl)

Meine Herren! Ich darf Thnen mitteilen, da der Herr
Kultusminister, wie er mir mitgeteilt hat, aus dringen-
den dienstlichen Griinden verhindert ist, an dieser
Nachmittagssitzung teilzunehmen.

Das Wort hat der Herr Finanzminister.

Finanzminister Gleichauf: Herr Prasident! Meine Da-
men und Herren! Der Herr Prdasident hat Thnen bereits
mitgeteilt, daB der Herr Kultusminister aus dienst-
lichen Griinden heute nachmittag nicht hier sein kann.
Ich habe Verstdndnis fiir den Kummer, den Herr Kolle-
ge Schmidt-Briicken deswegen hier vorgetragen hat.
Mich bedriickt er auch.

(Abg. Dr. Weng: Uns auch!)

Aber es ist nun mein Schicksal als Finanzminister, zu
dem Stellung zu nehmen, was hier vorgetragen wurde,
und dabei auch den Vorschlag der Landesregierung, der
Ihnen mit Schreiben des Staatsministeriums vom
24. Juni 1968, Drucksache 16, zugegangen ist, zu begriin-
den und zu verteidigen.

Die Landesregierung bittet in dieser Vorlage den
Landtag, noch vor der Sommerpause zuzustimmen, da8
in den Entwurf des Staatshaushaltsplans 1969 fiir die
Hochschule fiir Gestaltung Ulm ein ZuschuB in Héhe
von 900 000 DM eingesetzt wird. Die Landesregierung
hat dazu ausdriicklich erkldrt, sie werde eine Zusage
dieser Summe an die Bedingung kniipfen, daB die Frage
der neuen Organisation der Hochschule fiir Gestaltung
und ihrer Finanzierung fiir 1969 unter Einbeziehung
von Spenden von dritter Seite bis 31. Dezember 1968
verbindlich festgelegt wird. Ich stelle mit Befriedigung
fest, daB diese Forderung der Landesregierung in dem
Antrag Drucksache 105 ausdriicklich nochmals heraus-
gestellt wurde, und ich wiirde es meinerseits begriiBen,
wenn durch BeschluB des Landtags diesem Wollen der
Regierung auch noch das Gewicht eines Parlamentsbe-

\

_schlusses hinzugefiigt wiirde.

Meine Damen und Herren! Ich war selber nicht im
FinanzausschuB, ich habe aber aus dem Bericht, der
heute vom Herrn Kollege Spéth vorgetragen wurde, und
aus AuBerungen, die Herr Kollege Dr. Weng hier ge-

199



Landtag von Baden-Wiirttemberg * 5. Wahlperiode

(Finanzminister Gleichauf)

macht hat, vernommen, daB es vornehmlich haushalts-
rechtliche Bedenken sind, die einen Teil der Kollegen
des Finanzausschusses daran hinderten, der Vorlage
der Regierung zuzustimmen. Dazu méchte ich folgendes
sagen: Es handelt sich hier keineswegs um eine Vor-
wegberatung des Haushaltsansatzes. Grundlage der Bit-
te der Landesregierung ist § 45 ‘b Abs. 1 Satz 2 der
Reichshaushaltsordnung. Nach dieser Bestimmung
kann der Finanzminister fiir dringende Falle Ausnah-
men davon zulassen, daB die Eingehung von Verbind-
lichkeiten iiber ein Rechnungsjahr hinaus der Bewilli-
gung oder der Erméchtigung durch den Haushaltsplan
bedarf. Der Finanzminister kénnte demnach in eigener
Zustdndigkeit die von der Geschwister-Scholl-Stiftung
erbetene Zusage erteilen. Haben Sie aber bitte Ver-
stdndnis dafiir, und zwar im Hinblick auf die politische
Bedeutung der Angelegenheit — wir beschéftigen uns
ja seit Jahren mit dem Problem, das heute wieder auf
dem Tisch des Hauses liegt —, daB es dem Finanzmini-
ster und der Landesregierung geraten erschien, zu die-
sem Schritt die Zustimmung des Landtags einzuholen.
Das ist im {ibrigen, meine Damen und Herren, nichts
Ungewohnliches. Auch in anderen Fallen hat der Land-
tag von der Absicht der Landesregierung, sich iiber ein
Rechnungsjahr hinaus rechtlich zu binden, wiederholt
zustimmend Kenntnis genommen. Und wenn ich aus
meiner immerhin 16jédhrigen parlamentarischen Erfah-
rung heraus sagen darf, daB die Félle sehr zahlreich
sind, wo der Landtag von sich aus die Regierung er-
sucht hat, diesen und jenen Ansatz in einen Haushalt
zu ilibernehmen, dann sehen Sie auch daran einen Vor-
gang, der durchaus, Herr Kollege Dr. Weng, mit dem,
der uns heute beschéftigt, verglichen werden kann.

(Abg. Dr. Weng: BloB war es da umgekehrt! —
Weiterer Zuruf: Dort war es angenehmer!)
— Ja.

Meine Damen und Herren! Zuweilen wurde die Frage
aufgeworfen — nicht im FinanzausschuB, auch nicht in
der heutigen Diskussion, aber ich erinnere mich an frii-
here Aussprachen —, wie es denn um die Bedeutung
der Hochschule fiir Gestaltung bestellt sei. Es werden
da manchmal Zweifel angemeldet. Ich meine, meine
Damen und Herren, man muB sich, wenn man heute die
Entscheidung trifft, die die Regierung von Thnen erbit-
tet, auch dariiber Gedanken machen. Es ist einfach nicht
richtig, wenn zuweilen behauptet wird, da die Hoch-
schule fiir Gestaltung keine herausragenden Leistungen
erzielt habe. Die Hochschule hat sehr bald internationale
Anerkennung gefunden. IThre Absolventen sind im In-
land und im Ausland geschdtzt und gesucht. Ich kénnte
Ihnen eine ganze Reihe von Beispielen nennen, die das,
was ich eben gesagt habe, belegen. Auch das Bundes-
wirtschaftsministerium benutzt diese Einrichtung. Es
ist an den Arbeiten der Abteilung Industrialisiertes
Bauen sehr interessiert und hat jdhrliche Forschungs-
auftrdge in Hohe von 200 000 bis 300 000 DM angebo-
ten. Allerdings konnen — das sage ich als Finanzmini-
ster mit einem gewissen Bedauern — diese Mittel nicht
zur Grundfinanzierung verwendet werden, weil den
Einnahmen entsprechende Ausgaben gegeniiberstehen.
Immerhin aber ist es beachtlich, daB sich auch ein
wichtiges Bundesministerium der Hochschule fiir Ge-
staltung bedient — ein Zeichen dafiir, daB dort Arbeit
geleistet wird und geleistet werden kann, die uns allen
irgendwie zugute kommt.
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 men und Herren, was ich Ihnen als Finanzmil

Es wurde dann auch — ich glaube, vom Herry
gen Barthold — die Frage aufgeworfen: Ja, wj
sich denn das mit den Finanzen, mit dem Zuscy
Landes in den kommenden Jahren entwmkeln
etwa die Hochschule fiir Gestaltung, wie von be
ter Seite angestrebt, mit der Universitat Stuttgm,
bunden wird? Es sind hier zum Teil phamastmche )
len genannt worden, wie ich den Protokollen epy

f;lent: Meine

men habe. : - (Zun
Meine Damen und Herren! Der jetzige Streity g
trdgt — Sie wissen es — 900 000 DM. Diese Sumpj e aiso
ben wir im letzten Jahr der Hochschule fiir Gegtgp he 104 abs
zur Verfiigung gestellt, und diese Summe soll auchy . von Hacl
der in den Haushalt 1969 eingestellt werden. o g des He
(Zuruf des Abg. Dr. Gurk.) Drucksach
— Herr Altlandtagsprésident, wenn man hier vop teller des
Summe zwischen 5 und 10 Millionen DM ausgeh g & d.aB dies
das weit tiber das hinaus, was nach sorgfaltlgerP if beginnen 1
des Kultusministeriums und des Finanzministe rucksache
allenfalls anfallen kann. GewiB, es kann sein — mung. Wer i
streite das gar nicht —, daB, wenn es zu dieser Vej andzeiche
dung kommt, der Aufwand mit 900 000 DM ni ¥ — Das ers
ganz abgedeckt werden kann. Wir rechnen damif che 105 ist ¢
man vielleicht eine Summe von 1,5 Millionen DM} Hans B
notigen wiirde, aber genaue Zahlen liegen Ande
nicht vor. Die Zahlen jedenfalls, die hier zuwe abe ich vor
nannt wurden — 5 bis 10 Millionen DM —, sin berichtigt.
lich, reichlich hoch gegriffen. Herren! D
Meine Damen und Herren! AbschlieBend
folgendes sagen: Auch die Landesregierung drang
eine baldige Abklarung der kiinftigen Form und de rste Plenar
ordnung der Hochschule fiir Gestaltung. Was Hen d dell;l 1(1;]1
em 17,

lege Barthold hier iiber diesen schwierigen Prozel
sich lange hinzieht, und auch iiber das, was wir
anstanden haben, gesagt hat, das kann auch von
terstrichen werden. Es sind einige Termine,
Landesparlament gesetzt hat, einfach nicht eing
einfach ignoriert worden, und deswegen kam e
Vorlage der Landesregierung zu der Formulie
ich vorhin bereits zitiert habe und die ich jetzt
dem Antrag Drucksache 105 wiederfinde, wondt
Frage der neuen Organisation der Hochschule ""
staltung und ihrer Finanzierung fiir 1969 untef’
beziehung von Spenden Dritter bis 31. Degzemb
im Einvernehmen mit den Beteiligten (Gesch
Scholl-Stiftung, Dozenten, Assistenten und
der Hochschule fiir Gestaltung und das etwa @
mende Institut) verbindlich festgelegt wird. I
diese Formulierung und bin der Meinung, dab
Drangen der Landesregierung Gewicht gebe
wenn Sie gerade diesem Absatz, aber auch d
Absétzen der Drucksache 105, fiir die ich v
stdndnis habe, Thre Zustimmung geben.

Das ist es im wesentlichen, meine sehr vere®

gen muBte. Ich wére sehr dankbar — das sag®
mens der Landesregierung —, wenn sich der*®
dazu durchringen kénnte, vom Schreiben des
nisteriums vom 24. Juni 1968, Drucksache !
mend Kenntnis zu nehmen. Denn nur dann,
men und Herren, konnen wir mit einer g€
cherheit den Ansatz von 900 000 DM unter d
gungen, zu denen ich mich bekenne, in den
eines Staatshaushaltsplans 1969 aufnehmem:
Sie um die zustimmende Kenntnisnahme bitte?:
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. Meine Herren! Es liegen keine weiteren

ungen mehr vor. .

“ehe bei der jetzt folgenden Abstimmung davon

9 jer Antrag Drucksache 104, der ohne Hinzufi-
- einschrénkenden Voraussetzungen einfach

g ung festlegen soll, der vom Finanzausschu-

+ am weitesten abweichende Antrag ist.

. (Zurufe: Drucksache 105!)

erd:% also jetzt zundchst iiber den Antrag
-ache 104 abstimmen lassen.
bg. von Hacht: Herr Président! Nach der Er-

des Herrn Finanzministers zu dem An-
rucksache 105 darf ich namens der An-
eller des Antrags Drucksache 104 erkla-
en, daB dieser Antrag zurtickgezogen istl)
beginnen wir mit der Abstimmung iiber den
Drucksache 105. Ich stelle diesen Antrag zur
ung. Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich
andzeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
Das erstere war die Mehrheit. Der Antrag
che 105 ist angenommen.
g. Hans Frank: Herr Préasident, mit der
' Anderung ,1. Dezember")
: abe ich vorhin schon in einem anderen Zusam-

ang berichtigt.

deine Herren! Damit ist die Tagesordnung erledigt.
*

ste Plenarsitzung nach den Parlamentsferien

emdB dem Ihnen zugegangenen Zeitplan am Don-
dem 17. Oktober 1968, um 10 Uhr stattfinden.

(Unruhe.)

— Ich darf bitten, sich wenigstens noch einen Moment
zu gedulden. Ich wiirde Ihnen gern noch ein paar gute
Wiinsche mit auf den Weg geben.

Ich bitte, den Prasidenten zu ermdchtigen, die Tages-
ordnung im Benehmen mit dem Altestenrat aufzustel-
len. — Dies ist der Fall, wie ich sehe.

Wir sind nun, meine Herren, am Ende der heutigen
Sitzung angelangt, die zugleich den AbschluB vor der
Sommerpause bildet. Kaum daB wir mit der Arbeit des
5. Landtags angefangen haben — die Sitzungsperiode
hat ja erst vor rund sechs Wochen begonnen —, ma-
chen wir schon Urlaub. Ich glaube jedoch, daB er red-
lich verdient ist. SchlieBlich haben wir einen Wahl-
kampf hinter uns, ganz abgesehen von den Bemiihungen
um eine Regierungsbildung, und viele von uns haben
auch noch eine starke dienstliche, berufliche Vorbela-
stung aus der Zeit vor dem Wahlkampf aufzuweisen. Ich
denke an jene Sitzungen und jene Termine, die gerade
die 4. Legislaturperiode am SchluBl noch sehr stark be-
lastet haben. Ich glaube, es ist notwendig, daB die Auf-
gaben, die auf uns zukommen, mit guter Gesundheit —
das brauchen wir alle — gemeistert werden kdénnen.
Insbesondere gilt das fiir die Etatberatungen, die im
Herbst dieses Jahres beginnen. Neue gesundheitliche
Kraft ist also gewiB vonnéten. -

Ich wiinsche Thnen allen einen erholsamen Urlaub
und hoffe, daB Sie alle wieder gesund in dieses Haus
zuriickkehren werden.

(Beifall.)

Die Sitzung ist geschlossen.

(SchluB der Sitzung 15 Uhr 58 Minuten.)
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Dr. Hahn)
treffende Auskunft ist vom Kultusmini-

mit nicht erteilt worden. Um aber den Stu-
und Absolventen der Kunsthochschulen ent-
he 233, en, die das Studium des wissenschaft-
achs in der Hoffnung auf eine Anderung
ungen zundchst aufgeschoben hatten, ist
egelung vorgesehen:

die den kiinstlerischen Teil des Ersten
ens bestanden haben, erhalten die Moglich-
oBziigiger Anrechnung erbrachter Leistun-
em zusdtzlichen Studium von etwa zwei
:e Priifung in Kunstwissenschaft als Neben-
legen. Die Oberschuldmter sind bereits mit
August 1968 ersucht worden, diese Be-
uf Wunsch auch mit einem Teildeputat —
tenverhdltnis in der Ndhe eines Univer-
inzusetzen.

erende, die den kiinstlerischen Teil des
sexamens noch nicht abgelegt haben, be-
alls die Moglichkeit, durch die Wahl des
Kunstwissenschaft frither zum AbschluB zu
es in den letzten Jahren die Regel war.

: Hierzu keine weiteren Fragen!

n nunmehr zur

lichen Anfrage des Abg. Gut-
etr. Stdrke, Ausristung und
fadhigkeit der staatlichen und
dlichen Ordnungskrdafte.

zur Vorlesung der Miindlichen Anfrage
Gutmann.

mann (NPD): Herr Président! Verehrte Frau
hr ehrenwerte Abgeordnete! Ich frage die
g:
~die staatlichen und gemeindlichen Ord-
dfte nach Stdrke, Ausriistung und Einsatz-
aus, um bei Katastrophen und Stérungen
10kratischen, freiheitlichen Ordnung durch
dikale Kréfte oder kriminelle Banden (Rok-
allen Anforderungen gewachsen zu sein?

leuen
nsthochsi (Zurufe.)

jedoch

lichen G as Wort zur Beantwortung der Miind-

ge hat der Herr Innenminister.

T Krause: Herr Prasident! Meine Damen
ie Miindliche Anfrage des Herrn Abg.
tworte ich wie folgt:

10 unserem Lande ist fiir ihre Aufgaben
0 henschutz und fiir die Abwehr von Sté-
eiheitlichen demokratischen Grundordnung
Orbereitet. Sie hat dies bei vielen Ein-
Vergt’ingenheit bewiesen. Die vom Land-
he Verstirkung des Personalbestandes
10% kann durch den zu erwartenden
€I Bereitschaftspolizei im Laufe der néch-
€ erreicht werden. Die Ausstattung der
Dtsprechend den technischen Méglich-
& MaBgabe der Bewilligungen im Staats-
tandig auf dem neuesten Stand gehal-
! Wird damit in der Lage sein, auch in

m Gese ht
: und Ordnung zu schiitzen und alle Ver-

suche, die freiheitliche demokratische Grundordnung
zu storen — von welcher Seite sie auch unternommen
werden —, abzuwehren.

Préasident: Die Miindliche Anfrage ist beantwortet.
Es folgt die

Miindliche Anfragedes Abg. Schmidt-
Briicken betr. Hochschule fiir Gestal-
tung Ulm.

Das Wort zur Verlesung hat Herr Abg. Schmidt-
Briicken.

Abg. Schmidt-Briicken (FDP/DVP): Herr Président!
Meine Dame! Meine Herren! Ich frage die Landes-
regierung:

1. Was ist seitens der Hochschule fiir Gestaltung
auf den BeschluB des Landtags vom 18. Juli 1968,
die Hochschule fiir Gestaltung moge bis zum
1. Dezember dieses Jahres die neue Organisation
der Hochschule und ihre Finanzierung verbindlich
festlegen, zwischenzeitlich erfolgt?

2. Welche organisatorischen und finanziellen Konse-
quenzen ergeben sich nach Auffassung der Lan-
desregierung aus den zu Semesterbeginn sichtbar
gewordenen Auflésungserscheinungen an der Ul-
mer Hochschule? :

Prédsident: Zur Beantwortung hat das Wort der Herr
Kultusminister.

Kultusminister Dr. Hahn: Herr Prasident! Meine
Dame! Meine Herren! Ich beantworte die Miindliche
Anfrage namens der Landesregierung folgendermaBen:

Zundchst zu 1: Trager der Hochschule fiir Gestaltung
Ulm ist bekanntlich nicht das Land, sondern eine recht-
liche Stiftung, ndmlich die Geschwister-Scholl-Stiftung.
Die Verantwortung fiir die Hochschule fiir Gestaltung
trdgt deshalb zundchst nicht das Land, sondern die
Stiftung bzw. die Hochschule fiir Gestaltung selbst.
Die Landesregierung vermag also die Frage, was sei-
tens der Hochschule fiir Gestaltung Ulm auf den Be-
schluB des Landtags vom 18. Juli 1968 zwischenzeit-
lich unternommen worden ist, nur beschréankt aus eige-
ner Kenntnis zu beantworten. Fiir das iibrige ist sie auf
Berichte der Hochschule fiir Gestaltung der Geschwister-
Scholl-Stiftung angewiesen. Der Landesregierung ist
aber zuverldssig bekannt, daB die Hochschule fiir Ge-
staltung einen Vorschlag fiir ihre zukiinftige Gestalt
— Aufbaustudium, Zuordnung zur Universitdt Stutt-
gart — ausgearbeitet und am 9. September 1968 dem
Stiftungsrat der Geschwister-Scholl-Stiftung vorgelegt
hat. Dieser Vorschlag ist vom Stiftungsrat am 12. Sep-
tember 1968 in den Grundziigen gutgeheiBen worden,
bedarf aber in einigen Punkten der Erlduterung und
Ergénzung. Diese Aufgabe hat die Geschwister-Scholl-
Stiftung zustdndigkeitshalber iibernommen und zu die-
sem Zweck am 12. September 1968 Arbeitsgruppen ge-
bildet, von denen eine mit der Universitdt Stuttgart
tiiber die Einzelheiten der Zuordnung verhandelt. Die
Geschwister-Scholl-Stiftung steht dabei im stdndigen
Benehmen mit der Hochschule fiir Gestaltung. Auf
Grund der bisherigen Arbeiten ist zu erwarten, daB der
Vorschlag der Geschwister-Scholl-Stiftung und der
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(Kultusminister Dr. Hahn)

Hochschule fiir Gestaltung Ulm rechtzeitig fiir den
Bericht der Landesregierung an den Landtag am 1. De-
zember 1968 vorliegen wird.

Zu 2: Durch seinen BeschluB vom 18. Juli 1968 hat
der Landtag die Gewdhrung eines Staatszuschusses
an die Geschwister-Scholl-Stiftung fiir 1969 von der Er-
fiillung gewisser Bedingungen abhdngig gemacht. Dar-
aus hat sich hinsichtlich der Fortfiihrung der Hoch-
schule fiir Gestaltung iiber das Jahresende 1968 hinaus
ein Unsicherheitszustand ergeben. Einige Dozenten ha-
haben die Hochschule verlassen. Mehrere Studierende
haben sich zundchst beurlauben lassen. Die Immatri-
kulation neuer Studierender ist unterblieben. Die Ge-
schwister-Scholl-Stiftung als Tragerin der Hochschule
fiir Gestaltung rechnet aber damit, daB diese Uber-
gangsschwierigkeiten tiberwunden werden, sobald fest-
steht, daB die Hochschule fiir Gestaltung auf Dauer
mit der Hilfe des Landes rechnen kann.

3 Prdsident: Keine Zusatzfrage. Die Miindliche Anfrage

List beantwortet.

‘Wir kommen zur

Mindlichen Anfrage des Abg. Rudolf
Miiller betr. Ernteschdden.

Das Wort zur Verlesung hat Herr Abg. Rudolf
Miiller.

Abg. Miiller (FDP/DVP): Herr Préasident! Meine
Dame! Meine Herren! Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Folgerungen ergeben sich nach ihrer Auf-
fassung aus der Tatsache, daB groBe Teile der
diesjéhrigen Ernte, vor allem in den Hoéhenlagen
der Alb, der Baar und des Schwarzwaldes, wegen
der ungilinstigen Witterung wohl kaum noch ein-
gebracht werden kénnen?

2. Welche Hilfs- bzw. SofortmaBnahmen hat sie zur
Unterstiitzung der betroffenen Landwirte einge-
leitet?

Prasident: Das Wort zur Beantwortung hat der Mini-
ster fiir Erndhrung, Landwirtschaft, Weinbau und
Forsten.

Minister fiir Erndhrung, Landwirtschaft, Weinbau
und Forsten, Dr. Briinner: Herr Prédsident! Meine sehr
verehrte Dame! Meine Herren! Auf die Miindliche An-
frage des Herrn Abg. Rudolf Miiller darf ich folgendes
antworten:

Zu 1: Das Wetter der vergangenen Tage hat es er-
moglicht, daB auch im Schwarzwald, auf der Alb und
der Baar nunmehr die Getreideernte groBenteils einge-
bracht werden konnte. Es steht daher nur noch verein-
zelt Getreide auf dem Halm. Auswuchs- und Ausfall-
schdden sind allerdings in unterschiedlicher Hohe ein-
getreten. Hinzu kommt, daB der Wassergehalt des Ge-
treides zum Teil recht hoch ist, was vermehrte Trock-
nungskosten zur Folge hat. Insgesamt gesehen ist das
Ergebnis der diesjdhrigen Getreideernte nicht so
schlecht, wie urspriinglich befiirchtet werden mubBte.
Die Ernteverluste sind zwar hoéher als in einem Nor-
maljahr, sie rechtfertigen jedoch kaum eine gezielte
Stlitzungsaktion in den genannten Hohengebieten.
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Zu 2: Wie das Ministerium fir Emgh
wirtschaft, Weinbau und Forsten zuletzt ip g
lungnahme vom 30. September 1968 in der
tung der Kleinen Anfrage des Abg. Gutmg,
Ernteschdden, Drucksache 152, darauf hinge
stehen fiir Ernteschdden Haushaltsmitte]
rung von Beihilfen an Landwirte bei Notst
Verfiigung. Nach den einschldgigen Richtlj
landwirtschaftliche Betriebe, einschlieBlich W;
und Gartenbaubetriebe, eine einmalige Bej
ten, wenn sie durch Unwetter oder ande
phenfélle unverschuldet in einen Notstand ge
der von den Betroffenen mit wirtschaftlich
Eingriffen in die Substanz ihrer Betriebe at
Kraft nicht behoben werden kann. Auch kony
solchen Schadensfillen zur Beschaffung der
nichste Ernte erforderlichen Betriebsmitte]
ligungszuschiisse aus den Haushaltsmitte
0802 Tit. 612 zur Verfiigung gestellt werden,

Pridsident: Es folgt die

Mindliche Anfrage des Abg.S
Briicken betr. Verkehrserzie

Das Wort hat Herr Abg. Schmidt-Briicken
lesung.

Abg. Schmidt-Briicken (FDP/DVP): Herr
Meine Dame! Meine Herren! Ich bitte, die
die Sie vorliegen haben, des kleinen stilistischi
wegen — nur der Form wegen — ein weni
diirfen.

Ich frage die Landesregierung:
1. Ist dem Herrn Kultusminister der im
den Fachberatern fiir Verkehrserziehung
Tagung in Calw verabschiedete und d
rium vorgelegte, vom Heidelberger Rekt A
verfaBte Stoffplan fiir Verkehrserz
kannt?
2. Bis wann ist mit einer Herausgabe an
zu rechnen?

Prisident: Zur Beantwortung hat das Wort!
Kultusminister.

Kultusminister Dr. Hahn: Ich beantwo
liche Anfrage des Herrn Abg. Schmidt-Bri
dermafBen:

Zu Ziffer 1: Der Entwurf eines Stoffplal1
kehrserziehung an den Klassen 1 bis 1
Lehrgang fiir die Fachberater fiir Verk
vom 29. April bis zum 4. Mai dieses J
Akademie Calw vorgeschlagen und von
mern gebilligt wurde, ist dem Kultusminis
nerzeit iibermittelt worden.

Zu Ziffer 2: Ein derartiger Stoffplan,
wendigkeit anerkannt wird, konnte bish
erlassen werden, da gleichzeitig zu P
nicht eine Stoffverteilung fiir VerkehrSerzl ,
sprechend dem hessischen ErlaB vom 1.
der Weise vorgenommen werden sollté
der ersten, fiinften und neunten Klasse allé? 4
bildenden Schulen der Verkehrsunterricht 5 s
méBig in ein anderes Fach, etwa in die
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_ stuttgart mehr Studenten und eine vielfélti-
sbildung vorhanden. Die Antragsteller glaub-
€ Freiburg etwas reduzieren zu konnen, weil die
elviva.Konzerte vom Sidwestfunk unterstiitzt

‘AusschuB schlagt vor, den Antrag Drucksache
& ¢ crund der Stellungnahme der Regierung fir
zu erkldren. Das Kultusministerium wird gebe-
e Prifung vorzunehmen, ob dem Anliegen
sell entsprochen werden kénne.

1412 — Staatliche Akademie der
pildenden Kiinste Karlsruhe

i, Dienstbezlige der planmdBigen Beamten
eamteten Hilfskrafte:
&

er
pgeordneter der SPD sagt zu dem Antrag
es gehe hier um eine weitere AH 4-Stelle
Architekten Forderer, der zur Zeit als Gastdo-
Er erziele schon seit Jahren auf dem Gebiet
arbindung von Architektur und bildender Kunst
e.

hsschuB stimmt nach Aussprache mit 10:5
 dem Antrag 04/14—24 zu.

e B i420—Badisches Staatstheater
Karlsruhe

ertreter des Finanzministeriums stellt zu den
1 422 und 423 fest, der vorliegende Entwurf
Erhohung des Zuschusses fiir Karlsruhe um
fir Stuttgart um 7 %o vor, wéhrend die Erho-
Zuschusses fiir die nichtstaatlichen Biihnen
9 ausmache, was dem Durchschnitt der beiden
héhungen entspreche. Bei einer Annahme

im tiden Antrdge erhohe sich der ZuschuB fiir das’

Staatstheater um 5,9 %o, der fiir die Wiirttem-
en Staatstheater um 9,1 %. Nach Auffassung
lauses miisse eine solche Steigerung zwangs-
[auch entsprechende Auswirkungen fiir die nicht-
en Biihnen haben.

bgeordneter der SPD erinnert an die in den
wei Jahren vorgenommene erhebliche Kiir-
Mittel fiir die Staatstheater, was zwangslaufig
- Verringerung der Zahl der Inszenierungen
T Verpflichtungen von Gésten gefiihrt habe.
cklich stellt er die groBe Bedeutung insbeson-
Stuttgarter Oper wie auch des Schauspiels
alletts fiir die Bundesrepublik und dar-
s flir Europa heraus. Trotz sparsamsten
ens hatten die Wiirttembergischen Staats-
her immer das beste Einspielergebnis erzie-
. Wenn hier aber nicht mehr getan werde,
einer weiteren Verringerung der Zahl der
ftungen und der Abwerbung von Kiinstlern,
€re nach Hamburg und Miinchen, gerechnet
‘Ur diesen Fall werde auch von den Besucher-
‘0nen ein Absinken des Niveaus der Stuttgar-
zu solchen zweiten Ranges befiirchtet.

OIschlag des Vorsitzenden wird die Beratung
;1‘_120—1422 bis zur Erarbeitung eines neuen

it gedndertem Deckungsvorschlag durch die
‘0 im Einvernehmen mit den Ministerien und
gten Stddten vorldufig ausgesetzt.

Kap. 1423 — Sonstiger Aufwand
fiir Kunst und Schrifttum

Tit. 610, Fir kulturelle Zwecke aus dem Reingewinn
des Zahlenlottos:

Ein Abgeordneter der CDU stellt in der Begriin-
dung des Antrags Drucksache 424 den der Mensch-
heit drohenden Verlust, der ohne eine Renovierung der
Kunstdenkmadler eintrete, heraus. Bereits vor einigen
Jahren habe die Kultusverwaltung einen im Verlaufe
des ndchsten Jahrzehnts zur Erhaltung der Kunstdenk-
maler erforderlichen Aufwand von etwa 120 Millionen
DM errechnet. Obwohl auf Grund der Neuverteilung
der Uberschiisse aus Lotto- und Totomitteln ein Anstei-
gen der Gelder fiir die Denkmalpflege zu erwarten sei,
sei eine starkere Konzentration dieser Mittel notwen-
dig, die in Ziffer 1 des Antrags gefordert werde.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP schldgt vor, den
Antrag Drucksache 424 auf Grund der Erkldrung der
Regierung fiir erledigt zu erklaren.

Der Finanzminister erwdhnt, es bestiinden Richtli-
nien iiber die Verwendung dieser Mittel, in denen fest-
gelegt sei, wieviel fiir den Ankauf von Spitzenwerken
der Kunst und wieviel fiir die Denkmalpflege zu ver-
wenden sei.

Er empfehle, von der Erkldrung der Regierung
Kenntnis zu nehmen und sie zu beauftragen, jéhrlich
dem FinanzausschuB bei der Vorlage des Haushalts
eine detaillierte Aufstellung iiber die Verwendung der
in Titel 610 etatisierten Mittel vorzulegen.

Der Antrag Drucksache 424 wird fiir erledigt erklart.

Tit. 613, ZuschuB an die Geschwister-Scholl-Stiftung
fiir die Hochschule fiir Hochschule fiir Gestaltung in '
Ulm:

Der Berichterstatter verweist auf das Schreiben des
Staatsministeriums vom 3. Dezember 1968. Der Landtag
habe fiir eine Neuorganisation der Hochschule fiir Ge-
staltung eine Frist bis zum 1.Dezember 1968 gestellt.
Da sich die Verhandlungen und die Kanibettsberatun-
gen bis in die letzten Tage hingezogen hétten, habe der
Bericht, den er bis spdtestens 2. Dezember 1968 erbeten
habe, erst gestern zur Verfiigung gestellt werden kén-
nen. Die vom Landtag gestellten Bedingungen seien
nicht erfiillt worden.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP betont, er sei der
Auffassung, daB die Hochschule fiir Gestaltung ab
1. Januar 1969 verstaatlicht werden solle, da die jetzige
UngewiBheit dem Fortbestehen der Hochschule nicht
zutrdglich sei.

Ein Abgeordneter der NPD entgegnet, die mangelnde
Funktionsfédhigkeit der Hochschule fiir Gestaltung sei
nicht im Fehlen staatlicher Bemiihungen zu suchen.
Der Rektor der Hochschule habe in einem Telegramm
an die Universitdt Stuttgart selbst die Weiterfithrung
der Hochschule fiir Gestaltung fiir sinnlos und unméog-
lich erklért. Die NPD habe den Antrag gestellt, die
900 000 DM ZuschuB an die Hochschule fiir Gestaltung
zu streichen, da sie es fiir unnétig halte, eine Einrich-
tung zu unterstiitzen, die sich selbst nicht am Leben
erhalten wolle. )

Ein Abgeordneter der CDU hebt hervor, fiir eine
Verstaatlichung der Hochschule fiir Gestaltung vom
1. Januar 1969 an bestehe keine Moglichkeit, da die
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Voraussetzungen personeller und organisatorischer
Art nicht vorhanden seien. Er schlage vor, von der
Stellungnahme und der Empfehlung der Regierung
Kenntnis zu nehmen, ihr aber heute noch nicht zuzu-
stimmen, da man sich noch nicht eingehend damit habe
befassen konnen.

Der Kultusminister bestdtigt, die Landesregierung
sei in ihren beiden letzten Kabinettsitzungen zu der
Uberzeugung gekommen, daf3 die gestellten Bedingun-
gen von der Hochschule fiir Gestaltung nicht voll er-
fillt worden seien. Die Landesregierung habe jedoch
zum Ausdruck gebracht, daB sie ein Neuerstehen der
Hochschule fiir Gestaltung, wahrscheinlich weiter-
hin in Ulm, fiir wiinschenswert halte und der Meinung
sei, daB der Betrieb an einer neuerstellten Hochschule
flir Gestaltung bereits im Wintersemester 1969/70 auf-
genommen werden solle.

Ein Abgeordneter der CDU betont, die Bedingungen,
die der Landtag als Voraussetzung fiir die Weiterge-
wdhrung des Zuschusses von 900 000 DM gestellt habe,
seien nicht erfiillt worden. Nach seiner Auffassung
héatte sich die Stadt Ulm auf unbeschrankte Zeit ver-
pflichten miissen, jahrlich 200000 DM ZuschuB zu ge-
wdhren. Er stelle daher den Antrag, den Tit.613 zu
streichen.

Der Finanzminister weist auf die gegensdtzlichen
Auffassungen hin, die iiber die Weiterfiihrung der
Hochschule fiir Gestaltung im FinanzausschuB bestiin-
den.

Bei einer Verstaatlichung der Hochschule fiir Gestal-
tung greife man einer sich anbahnenden Entwicklung
voraus, da die Grundlagen fiir eine Verstaatlichung im
Augenblick noch fehlten.

Die Regierung halte es fiir notwendig, den Ansatz
von 900 000 DM bei Kap. 1423 Tit. 613 so lange zu sper-
ren, bis durch ein Gremium unabhéngiger Sachverstdn-
diger geklart sei, wie ein Aufbaustudium fiir Gestal-
tungsbereiche entsprechend dem Modellvorschlag der
Geschwister-Scholl-Stiftung  sichergestellt werden
konne. Dabei sei insbesondere zu priifen, ob eine be-
sondere Einrichtung mit der Durchfithrung des Aufbau-
studiums zu beauftragen sei und ob diese Einrichtung
einer bereits bestehenden Bildungsstdtte ein- und an-
gegliedert werden konne. Die Ziffer 1 der Empfehlung
der Regierung habe also einen absolut positiven Tenor.
Die Regierung bekenne sich grundsatzlich zum Modell-
vorschlag der Geschwister-Scholl-Stiftung und werde
damit auch dem beachtlichen Ansehen gerecht, das die
Arbeit der HfG im In- wie im Ausland genieBe. Es sei
nachweisbar, daf bestimmte Industriezweige in Baden-
Wiirttemberg groBen Wert darauf legten, daB die von
der HfG geleistete Arbeit und Té&tigkeit nicht unter-
geht. Dies sei auch der erklarte Wille der Landesregie-
rung. '

Nach eingehender Aussprache, an der sich Vertreter
aller Fraktionen sowie des Kultus- und des Finanzmini-
steriums beteiligen, wird der NPD-Antrag Nr.23 —
Streichung des Ansatzes von 900 000 DM — mit 9:12
Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt.

Der Antrag Drucksache 425 wird mit 18 : 2 Stimmen
bei 2 Enthaltungen angenommen,

Es erfolgt sodann Ablehnung des Antrags 04/14—17
gegen 2 Stimmen.
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Tit. 973, ZuschuB an die Deutsche Schill
schaft e. V. Marbach a.N. zur Errichtung ein
baus fiir das Deutsche Literaturarchiv: o

Der Berichterstatter fiihrt aus, der aufgerufe
haltstitel beinhalte ein neues Projekt, das der
rung bedirfe. Die Deutsche Schillergesellscha_ﬁ
1955 das Deutsche Literaturarchiv als eine {ip ier
nale Sammlungs- und Forschungsstétte fiir die 1
deutsche Literatur gegriindet. Dieses Archiv wer,
einmalig bezeichnet. Es werde auch geltend ge
daB mehrere vom Archiv erworbene Sammj
wegen Raummangels nicht aufgenommen
kénnten. Dieser Raummangel mache auch die
lung weiteren Personals unmdglich. Alle Bete
seien sich dariiber einig, daB die Errichtun,
Neubaus dringend geboten sei. Die Kernfrage, d
Landtag und den FinanzausschuB betreffe, sej, -
weit das Land Baden-Wiirttemberg die Gesam!
mit zu tragen habe.

Er stelle die Frage, inwieweit das Land Bade

faufg WO

aus Kunst- und Kulturinteressen des gesamten Bund chix
gebiets beriihrt wiirden. gec
Ein Abgeordneter der CDU fragt, ob sich die use

regierung um die Aufnahme des Neubaus fiir d
sche Literaturarchiv in das Konigsteiner Al
bemiiht habe. Das Deutsche Literaturarchiv
iiber die Grenzen des Landes Baden-Wiirttember
aus. Das Land Baden-Wiirttemberg diirfe ni
seitig mit den Folgelasten der neuen Eimichtﬁp
stet werden.
Ein Vertreter des Kultusministeriums erwi
Land habe in einer fritheren Phase die A
das Koénigsteiner Abkommen nicht erreiche:
weil nicht alle Voraussetzungen hierfiir in voll
fange vorgelegen hdtten. Die Voraussetzun
laufende Aufwand iiber eine Million DM b
miisse, sei nicht erfiillt. AuBerdem handle es
um ein rein wissenschaftliches Institut, so:
eine Einrichtung fiir Wissenschafts- und LI
pflege. ]

Tit. 973 genehmigt.

Kap. 1425 — Naturschutz und
Landschaftspflege

Ein Abgeordneter der SPD verweist auf di€
Antrag Drucksache 141 beigefiigte Be 00
fithrt dazu ergénzend aus, die Natur- und Lands
schutzbehérden forderten bei der Genehmiguid
Natur- und Landschaftsschutzgebieten PICJS=E
Vorhaben neben den iiblichen Gebﬁhrel} au
Ausgleichsbetrdge. Diese Praxis werde mit d
ment begriindet, die Landschaft stelle eine"Em.h
Eingriffe in Landschaftsschutzgebiete mibt
MaBnahmen an anderer Stelle ausgeglichen
Die Betroffenen, die Ausgleichsbetrdge €
miiBten, wiesen darauf hin, sie als Bauherre =
die Auflage, die Landschaft wieder in ih{en n
Zustand zu versetzen, der Staat tue hierz

Eine gesetzliche Grundlage fiir die Forde

Ausgleichsbetrigen bestehe nicht. Die 2
rung berufe sich auf ein Urteil des BundesV
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_I,i'__ Abg. Buggle, Epperlein, Gog, Weyrosta (krank), Geisert, Gross, Schrempp, Siedler (ent-
] schuldigt)

\m Reglerungstisch:

Ministerprisident Dr. Filbinger Minister fiir Eméhrung, Landwirtschaft,
Innenminister Krause Weinbau und Forsten, Dr. Briinner
Kultusminister Dr. Hahn Arbeits- und Sozialminister Hirrlinger
Justizminister Dr. Schieler Staatssekretir fiir Vertriebene, Fliicht-
Finanzrminister Gleichauf linge und Kriegsgeschidigte, Schwarz

nn der Sitzung 10 Uhr Ende der Sitzung 20 Uhr 13 Minuten

TAGESORDNUNG

Eréffnung — Mitteilungen des Prisidenten . . . « « « « « & « & o & « + « » B35

1. Zweite Beratung des Entwurfs eines Gesetzes {iber die Feslstellung des
Staatshaushaltsplans von Baden-Wilrttemberyg fiir das Rechnungsjahr 1969
Einzelplan 04/14: Kultusministerium ‘
mit dem Antrag des Finanzausschusses — Drudksache 504; schriftl. Bericht
Nr. g

und den Antrigen

der Abg. Ganzenmiiller u. a. — Drucksache 611,

der Fraktion der NPD — Drucksachen 612, 629,

der Fraktion der FDPF/DVP — Drucksache 613,

der Fraktion der CDU — Drucksache 614,

der Abg. Dr. Kosiek und Kuhnt — Drucksachen 615, 616, 617, 618,
der Abg. Kuhnt und Dr. Kosiek — Drucksache 619,

der Abg. BaBler und Gen. — Drucksachen 620, 621, 622, 623,
der Abg. Haase und Gen. — Drucksache 624,

der Abg. 5piith und Gen. — Drucksache 625,

der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD — Drucksachen 626, 639,

der Abg. Entenmann und Gen. — Drucksache 627,

der Abg. Entenmann u. a. — Drucksache 628,

der Abg. Schidt u. a. — Drudcsachen 630, 646,

des Abg. Dr. Gurk — Drudcsache 631,

der Abg. Fride und Gen. — Drucksache 632,

der Abg. Lorenz und Gen. — Drucksachen 633, 624, 635,

der Fraktion der SPD — Drucksache 636,

der Abg. Daffinger und Gen, — Drudcsache 637,

der Abg. Hanne Landgraf und Gen. — Drucksache 638,

des Abg. Dr, Weng — Drucksache 644,

der Abg. Dr, Schroder und Gen. — Drucksache 845 . . . . - « « « + « « =« 655
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Drucksache V- 713 / I

petr. Bescheinigung fiir die an der
Hochschule fiir Gestaltung in Ulm
noch immatrikulierten Studenten

Ausgegeben am 28. Februar 1969

Schriftliche Antwort des Kultusministeriums
auf die Kleine Anfrage der Abg. Dr. R6hm und Gen. (SPD) — Drucksache 713 vom 4. Februar 1969

Die Kleine Anfrage hat folgenden Wortlaut:

Wir fragen die Landesregierung:

Erhalten die im laufenden Semester an der Hochschule fiir
Gestaltung in Ulm noch immatrikulierten Studenten eine
steuerlich verwertbare Bescheinigung, aus der hervorgeht,
daB sie Studierende sind? :

Begriindung: Die Hochschule fiir Gestaltung in Ulm
ist, wenn auch mit einer gewissen Chance fiir einen Neu-
beginn, in Liquidation gegangen, obgleich die Landesregierung
grundsdtzlich die Aufgabenstellung der Hochschule bejaht.

Diese Entwicklung kam fiir die urspriinglich 150 Studenten,
von denen zuletzt in Ulm noch etwa 35 eingeschrieben waren,
verhdltnismdBig {iberraschend. Fiir die Mehrzahl der noch
eingeschriebenen Studenten tritt nun die Frage auf, ob Stu-
dienkosten, die von den Eltern der Studierenden aufgebracht
werden, steuerlich gegeniiber den Finanzamtern geltend ge-
macht werden konnen. Voraussetzung hierfiir wire eine ent-
sprechende Bescheinigung. Es erscheint uns zur Vermeidung
von Harten richtig zu sein, daB eine derartige Bescheinigung
erteilt wird.

Mit Schreiben vom 14. Februar 1969 Nr, K 2463-3/59 beantwortet das Kultusministerium
namens der Landesregierung die Kleine Anfrage wie folgt:

Die Hochschule fiir Gestaltung Ulm war eine private
Hochschule. Trdgerin war die Geschwister-Scholl-Stif-
tung Ulm — Stiftung des privaten Rechts.

"Die Geschwister-Scholl-Stiftung hat auf die vom
Landtag gebilligte Empfehlung der Landesregierung hin,
den LandeszuschuB fiir die Geschwister-Scholl-Stiftung
mit einem Sperrvermerk zu versehen, die Hochschule
fiir Gestaltung Ulm mit Ablauf des 31. Dezember 1968
geschlossen. Mit der SchlieBung ist die Immatrikulie-
rung der zu diesem Zeitpunkt noch eingeschriebenen
Studierenden erloschen. Somit gibt es seit dem 1. Ja-
nuar 1969 keine Studierende der Hochschule fiir Ge-
staltung mehr.

Die Geschwister-Scholl-Stiftung hat lediglich fiir die-
jenigen Studierenden, die im Herbst 1968 ihr letztes
Studienjahr an der Hochschule fiir Gestaltung Ulm be-
gonnen hatten, insofern eine Sonderregelung getroffen,
als sie diesen noch erméglichen wird, die Diplomprii-
fung abzulegen. Denen zu bescheinigen, daB sie sich
iber den 31. Dezember 1968 hinaus in einem Ausbil-
dungsverhiltnis befinden, ist Sache der Geschwister-

Scholl-Stiftung. Der Vertreter der Diplomanden wurde
schon frither vom Kultusministerium entsprechend ver-
standigt.

Den iibrigen zur Zeit der SchlieBung der Hochschule
flir Gestaltung Ulm an dieser Hochschule immatriku-
lierten Studierenden hat das Kultusministerium zur
Milderung von Hérten angeboten, sie an andere Hoch-
schulen des Landes zu vermitteln. Von diesem Angebot
haben einige der ehemaligen HfG-Studenten Gebrauch
gemacht. Sie erhalten eventuell erforderlich werdende
Studienbescheinigungen von ihrer neuen Hochschule.

Bei dem noch verbleibenden Rest derer, die ab 1. Ja-
nuar 1969 weder Diplomanden sind noch Studierende
einer anderen Hochschule, handelt es sich nach dem
oben bereits Ausgefiihrten derzeit nicht um Studie-
rende. Es ist folglich nicht mdglich, ihnen eine Studien-
bescheinigung auszustellen. IThnen eine andere ausbil-
dungsfordernde Tatigkeit zu bescheinigen, ist Sache
der Stelle, bei der sie diese ausiiben. Das Kultusmini-
sterium hat dartiber keine Ubersicht.

gez. Dr. Hahn
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Ausgegeben am 2. Juli 1969

S

{etr. Hochschule fiir Gestaltung

Schreiben des Staatsministeriums

. riid ".s n
Df;iz Wfruneilebl:; 7 Stuttgart 1, den 24. Juni 1969
X .- e 4 Richard-Wagner-StraBe 15
Ministerpréasident Fernsprecher: 299301

Nr. 4512/1/42

An den
Herrn Prédsidenten
des Landtags von Baden-Wiirttemberg

7 Stuttgart
Haus des Landtags

Betr.: Hochschule fiir Gestaltung

Anl.: Vorschlag der Sachverstdndigenkommission zur Einrichtung eines Aufbaustudiums
fir Gestaltungsbereiche

Sehr geehrter Herr Landtagspréasident!
Die Landesregierung bittet, der Landtag mdge fol-
genden BeschluB fassen:

1. Die Hochschule fiir Gestaltung wird in Ulm als Insti-
tut fiir Umweltgestaltung der Universitdt Stuttgart
errichtet und erhélt die Bezeichnung

«Hochschule fiir Gestaltung Ulm

Institut fiir Umweltgestaltung
der Universitdt Stuttgart”.

2. Der Betrieb der Hochschule fiir Gestaltung wird zum
1. Oktober 1969 aufgenommen.

VJ; Sitzung, Seite /?.LG'

tiberwiesen an ....

iars -

x/')?,..Sitzung, Seite Z‘é_z/ AZM
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Drudktsache 1187

Begriindung

L

1. Das Kultusministerium hat entsprechend der vom

Landtag gebilligten Empfehlung der Landesregie-
rung (vgl. Landtagsdrucksache V-465 vom 11.De-
zember 1968) ein Gremium unabhéngiger Sachver-
stdndiger beauftragt, zu kldren, in welcher Weise
ein Aufbaustudium fir Gestaltungsbereiche entspre-
chend dem Modellvorschlag der Geschwister-
Scholl-Stiftung sichergestellt werden kann und da-
bei insbesondere zu priifen, ob eine besondere Ein-
richtung mit der Durchfilhrung des Aufbaustudiums
zu beauftragen ist oder ob diese Einrichtung einer
bereits bestehenden Bildungsstétte ein- oder ange-
gliedert werden kann.

Das Sachverstindigen-Gremium hat nunmehr
seine Arbeit abgeschlossen und als Ergebnis einen
Vorschlag ,zur Einrichtung eines Aufbaustudiums
flir Gestaltungsbereiche entsprechend dem Modell-
vorschlag der Geschwister-Scholl-Stiftung” vorge-
legt (Anlage).

. Dem Sachverstdndigen-Gremium haben angehért die
Herren:

Dipl.-Ing. Wendelin Ro1li

Koordinator fiir Designfragen der Firma Bosch
AG Stuttgart
als Vorsitzender

Professor Lothar Gotz

Professor fiir Baustofflehre, Techn. Ausbau und
Entwerfen an der Universitat Stuttgart

JoachimHeimbucher

Student der fritheren Hochschule fiir Gestaltung
in Ulm

Professor Herbert Hirche

Professor an der Staatlichen Akademie der bil-
denden Kinste Stuttgart

Dr.MartinKrampen

Dozent der fritheren Hochschule fiir Gestaltung
in Ulm

Professor Dr. Leonhardt

Professor fiir Massivbau der Universitat Stutt-
gart
Prorektor der Universitat

Emnst Ludwig

Geschdftsfihrer der regionalen Planungsge-
meinschaft Donau-Iller-Blau, Ulm

Professor Georg Meistermann

Professor an der Staatlichen Akademie der bil-
denden Kiinste Karlsruhe

Dr. Albert Oeckl

Direktor, Leiter der Abteilung fiir Uffentlicy.
keitsarbeit der BASF Ludwigshafen

Dr. WilliRotzler
Kunsthistoriker, Ziirich

Professor Dr. Heinrich Stabe

Professor fiir Konstruktion und Fertigung in der
Feinwerktechnik an der Universitdt Stuttgart

Anton Stankowski

Grafik-Designer, Vorsitzender des Arbeitskrei.-
ses fir Grafik und Wirtschaft, Stuttgart

Gottfried von Stockhausen

Prorektor der Staatlichen Akademie der bilden-
den Kiinste Stuttgart.

Vertreter des Kultusministeriums und ein Vertre-
ter des Finanzministeriums haben beratend an den
Sitzungen teilgenommen. Die Rektoren der Univer-
sitdten Konstanz, Stuttgart und Ulm und der Ver-
waltungsleiter der Universitdt Ulm haben dem Gre-
mium Auskinfte erteilt. AuBerdem hat das Gremium
anlaBlich einer Besichtigung der friiheren Hoch-
schule fiir Gestaltung Ulm auch Studenten der frii-
heren Hochschule fir Gestaltung gehdort.

Das Gremium hat in der Zeit vom 5. Februar bis
2.Mai 1969 insgesamt 12 Sitzungen abgehalten.

. Der Vorschlag des Sachverstdndigen-Gremiums

sieht vor:

a) ein Aufbaustudium in den Gestaltungsbereichen
Bauen, Produktgestaltung und Kommunikation
einzurichten;

b) Voraussetzung fiir die Zulassung zu dem Aufbau-
studium soll ein abgeschlossenes berufsqualifizie-
rendes Studium an Universititen, Kunsthoch-
schulen, Ingenieurschulen, Designschulen, Werk-
kunstschulen und anderen gleichwertigen Ausbil-
dungsstatten und der Nachweis der Qualifikation
fiir diese Art von Aufbaustudium sein.

c) Ziel des Aufbaustudiums soll vor allem sein:
komplexe, das heiBt vielseitig miteinander ver-
flochtene Probleme der Umweltgestaltung zu eI-
kennen, zu formulieren und zu lésen,

bei der Lésung solcher Aufgaben wissenschaft-
liche Methoden in der Zusammenarbeit der aut
Gestaltern und Wissenschaftlern bestehenden, in-
terdisziplindren Gruppen zu erproben, zu entwik:
keln und anzuwenden und dadurch wissenschaft:
lich gesicherte theoretische Grundlagen fiir die
Gestaltungsbereiche zu erarbeiten und zu doku
mentieren,

die Zusammenarbeit im Team zu tiben, ihre prak
tischen, organisatorischen und menschlicher
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Voraussetzungen kennenzulernen und pédago-
gische Fahigkeiten im Bereich der Umweltgestal-
tung fir eine spdtere Lehrtdtigkeit zu erwerben.

d) Mit der Durchfitlhrung des Aufbaustudiums soll
eine eigene Einrichtung beauftragt werden; diese
Einrichtung soll etwa 150 Studienpldtze und
einen qualifizierten Lehrkérper von 12 bis 15
hauptamtlichen Lehrkréften, zusétzlich Gastdo-
zenten und Lehrbeauftragte, bieten. Um die Flexi-
bilitat dieser verhédltnisméBig kleinen Hochschule
zu gewdhrleisten, sollen die Arbeitsvertrage der
Dozenten grundsétzlich befristet sein.

Die neue Einrichtung soll eine selbstdndige
staatliche Hochschule eigener Art sein und mit
der Bezeichnung ,Hochschule fiir Gestaltung”;
der Standort soll Ulm sein. Zu den Universitdten
Konstanz, Stuttgart und Ulm soll eine fachliche
Verbindung dadurch hergestellt werden, daB
diese Vertreter in die Berufungskommission ent-
senden. Die Verwaltungsaufgaben kénnten nach
Auffassung des Gremiums von der Verwaltung
der Universitdt Ulm {ibernommen werden, die
dazu auch bereit ist,

e) Der Senat der Hochschule soll paritédtisch besetzt
sein; Lehrveranstaltungen und Projekte sollen
gemeinsam von Lehrenden und Lernenden ge-
plant werden.

f) Erlése aus Auftrdgen Dritter an die Hochschule
sollen in die Staatskasse flieBen. Die Nebentatig-
keit der Dozenten richtet sich nach den im 6ffent-
lichen Dienst geltenden Bestimmungen. Sie ist
auBerhalb der Hochschule abzuwickeln und darf
den Lehrbetrieb nicht beeintrachtigen.

g) Den Studierenden der fritheren Hochschule fiir
Gestaltung, deren Studium durch die SchlieBung
der friheren Hochschule fiir Gestaltung am
31. Dezember 1968 unterbrochen worden ist, soll
Gelegenheit gegeben werden, parallel zum Auf-
baustudium ihr Studium an der neuen Hochschule
abzuschlieBen.

h) Der Aufbau der Hochschule soll in zwei Stufen
vorgehen:
Am 1. Oktober 1969 soll die Arbeit aufgenommen
werden und mit Beginn des 2. Studienjahres am
1. Oktober 1970 soll sie die vorgesehene Studie-
rendenzahl erreicht haben.

i) Fiir die erste Stufe soll eine Grindungskommis-
sion aus je einem Vertreter der Universitdten
Konstanz, Stuttgart und Ulm und drei Mitgliedern
des Sachverstdndigen-Gremiums bestellt werden.

Wegen weiterer Einzelheiten darf auf den Vor-
schlag des Sachverstdndigen-Gremiums verwiesen
werden.

_Bei der SchluBabstimmung am 2. Mai 1969 wurde
tber den Status der Hochschule, Zuordnung und Stand-
ort enthaltenden Abschnitts 9 des Vorschlags geson-
dert abgestimmt. Wahrend der iibrige Vorschlag ein-
Yimmig angenommen wurde, wurde dieser Abschnitt
Wr mit 6 Ja-Stimmen gegen 3 Nein-Stimmen bei 3
Stl'lnmenthaltungen angenommen. Professor Goétz, Pro-
fessor Dr. Leonhardt und Herr Stankowski, die gegen

den Abschnitt 9 gestimmt haben, sind der Ansicht, das
Aufbaustudium solle als Fachbereich Umweltgestal-
tung in der Universitdt Stuttgart eingerichtet werden.

IL

Der Ministerrat hat sich am 20.Mai 1969 mit dem
Vorschlag der Sachverstdndigenkommission befafit
und den Standpunkt vertreten, da die Hochschule fiir
Gestaltung in Ulm errichtet und tber die Zuordnung
der Einrichtung zur Universitdt Stuttgart verhandelt
werden solle.

Der Begriff ,Zuordnung” 148t mehrere Mdéglichkeiten
zu. Dabei wére das eine Extrem die selbstdndige Hoch-
schule eigener Art mit fachlicher und verwaltungsma-
Biger Betreuung durch die Universitdt Stuttgart, das
andere die vollige Integration in die Universitdt Stutt-
gart, Wiéhrend die véllige Integration in die Universi-
tdt Stuttgart den Nachteil hitte, daB die Beson-
derheit der Hochschule fiir Gestaltung verloren-
ginge, hatte das andere Extrem, die selbstdndige
Hochschule eigener Art, u. a. den Nachteil, daB
nach dem derzeitigen Besoldungsrecht keine Stel-
len der H-Besoldung ausgebracht werden kénnen,
weshalb es schwer wiirde, bei der Suche nach den
hochqualifizierten Lehrkraften, die fir ein solches
Aufbaustudium erforderlich sind, mit den lukrativeren
Angeboten der wissenschaftlichen Hochschulen zu
konkurrieren; dies wiirde in Anbetracht dessen, daB
es fur eine solche Aufgabe bis jetzt nur wenig geeig-
nete Lehrkréfte gibt, von besonderer Bedeutung fiir die
Qualitét der Einrichtung sein. Auch kénnten Absolven-
ten wissenschaftlicher Hochschulen im Rahmen einer
selbstdndigen Hochschule eigener Art nicht promovie-
ren. Um diese Nachteile zu vermeiden, mufl die Zuord-
nung in einer Form geschehen, die die Hochschule fiir
Gestaltung in den GenuB der Méglichkeiten der Uni-
versitdt Stuttgart als einer wissenschaftlichen Hoch-
schule kommen 148t, andererseits ihre Besonderheiten
bewahrt. Das wird auch den Vorstellungen des Sach-
verstdndigengremiums gerecht, daB die neue Hoch-
schule fiir Gestaltung ihren Anforderungen und Auf-
gaben nach dem Status einer wissenschaftlichen Hoch-
schule rechtfertigen wiirde (vgl. Abschn.9 des Vor-
schlages). Das Sachverstdndigengremium hat von dem
Vorschlag, die Hochschule fiir Gestaltung als wissen-
schaftliche Hochschule einzurichten, damals nur abge-
sehen, um sicherzustellen, daB auch Absolventen ande-
rer als wissenschaftlicher Hochschulen aufgenommen
werden kénnen (vgl. Abschn.9 des Vorschlages).

Die Universitdt Stuttgart hat sich ihrerseits mit der
Zuordnung befaBt und dem Kultusministerium folgen-
den BeschluB des Grofien Senats vom 4. Juni 1969 vor-
gelegt:

«1. Es wird mit Bedauern zur Kenntnis genommen,
daB das Aufbaustudium nicht in Stuttgart, son-
dermn in Ulm eingerichtet wird. Das erschwert
die Zusammenarbeit mit den an der Universitat
bestehenden Fachrichtungen, die mit dem ge-
planten Aufbaustudium mdéglichst eng zusam-
menarbeiten sollen. Im Hinblick auf den Be-
schluB des Ministerrats vom 20. Mai 1969 ist die
Universitdt dennoch bereit, das geplante Stu-
dium ,Umweltgestaltung” als Einrichtung der

3
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Universitdt Stuttgart in den Rdumen der ehema-
ligen HfG in Ulm zum 1. Oktober 1969 aufzuneh-
men.

2. Das Studium Umweltgestaltung wird zunéchst
als Institut fiir Umweltgestaltung der Universi-
tat Stuttgart (Hochschule fiir Gestaltung Ulm)
eingerichtet. Ob und wann daraus ein selbstdn-
diger Fachbereich fiir Umweltgestaltung wird,
kann erst entschieden werden, wenn die Einrich-
tung eine gewisse Anlaufzeit und GréBe erreicht
hat. Fir die Zeit des Aufbaus wird es fir richtig
gehalten, daB die Einrichtung in Ulm nicht sofort
als selbstdndiger Fachbereich organisiert wird.

3. Der Inhalt des Studiums Umweltgestaltung soll
entsprechend den Empfehlungen der Kultusmini-
sterkommission gestaltet werden.

4. Die Senatskommission ,Studium Umweltgestal-
tung” wird ermdchtigt, sofort eine Kommission
zu bilden, die Vorschldge fiir die Bestellung der
ersten vier Dozenten (Produktdesign, Bauen,
Kommunikation und Grundlagenforschung) aus-
arbeiten soll. Der Kommission gehéren vier Pro-
fessoren der Universitdat Stuttgart, zwei Vertre-
ter des Mittelbaus (davon einer stimmberech-
tigt), zwei vom AStA der Universitdt Stuttgart
zu benennende Studenten (einer stimmberech-
tigt) und drei Herren aus den zu besetzenden
Disziplinen an, ndmlich die Herren Rolli, Stan-
kowski und Sulzer.

5. Der Verwaltungsdirektor soll mit Kultus- und
Finanzministerium die erforderlichen haushalts-
rechtlichen Voraussetzungen fiir die Aufnahme
des Studienbetriebes zum 1.Oktober 1969 in
Ulm schaffen.”

Der Rektor der Universitdt Stuttgart hat den Be-
schluB dahin erldutert, daf die HfG nach den Vorstel-
lungen auch der Universitdt insofern eine Sonderstel-
lung einnehmen solle, als sie nicht wie andere Institute
einer Fakultdt zugeordnet, sondern unmittelbar dem
Senat verantwortlich sein werde. Im {ibrigen genieBe
die HfG im Rahmen der Freiheit von Forschung und
Lehre so weitgehende Freiheit, daf in ihr die in
Abschn. 1 bis 7 des Sachverstdndigenvorschlags gefor-
derten Arbeits- und Lehrverfahren verwirklicht wer-
den konnen. Bei der Verwirklichung des so erlduterten
Senatsbeschlusses sind die o.g. Nachteile beider Ex-
treme vermieden, und es erscheint gewéhrleistet, daB
die HfG, zumal sie durch ihren Standort Ulm ohnedies
rdumlich stark von der Universitdt Stuttgart abgesetzt
ist, zu einem eigenen Ausdruck kommt. Auch ist es
moglich, einer entscheidenden Forderung des Sachver-
stdndigenvorschlags dadurch Rechnung zu tragen, daB
auch Nichtabiturienten fiir dieses Aufbaustudium als
ordentliche Studierende im Rahmen eines besonderen
Ausbildungsverhdltnisses zugelassen werden.

Der Ministerrat hat die Angelegenheit am 24. Juni
1969 nochmals beraten.

Der Ministerrat hat dabei in Betracht gezogen, daB
bei einer selbstdndigen Hochschule moéglicherweise
schon bald mit denselben Schwierigkeiten zu rechnen
wire, die zur SchlieBung der alten Hochschule fiir Ge-
staltung gefiihrt haben. AuBerdem hat er beriicksich-

4

tigt, daB innerhalb der Universitat Stuttgart seit lé'mgé_ :
rem der Gedanke erértert wird, ein Aufbaustudiumy fiir-
Gestaltungsbereiche ins Leben zu rufen. Ein solcheg
Aufbaustudium unabhéngig voneinander an zwei Stel.
len des Landes einzurichten, halt die Landesregiem_ng
nicht flir vertretbar.

Fiir die Wahl des Standortes war nicht zuletzt mag. g

gebend, daB der Name ,Ulm"” fiir die alte HiG zu einer
Art Firmenzeichen geworden war, das nach Magglich.
keit beibehalten werden sollte, und auBlerdem in Ul
ein geeignetes Gebdude und die technische Einrich.
tung zur Verfiigung stehen.

Die Landesregierung schldgt vor, den Betrieb de;

neuen Hochschule fiir Gestaltung am 1. Oktober 1969
aufzunehmen, um die Kluft zwischen der SchlieBung
der alten Hochschule fiir Gestaltung und der Eré')ffnung
der neuen Hochschule fiir Gestaltung nicht zu grog
werden zu lassen, weil u. a. der vorhandene Bestand an
Gebduden und Gerdten durch die Stillequng leidet und
noch eine grofiere Zahl von Studierenden der alten
Einrichtung, die ihr Studium durch die SchlieBung ab-
brechen mufBten, von der neuen Einrichtung zu einem
Studienabschlufl gefiihrt werden miissen. :

Die Landesregierung spricht sich aufgrund dieser Er-
wégungen dafir aus,

die Hochschule fiir Gestaltung in Ulm als Insti-
tut fiir Umweltgestaltung der Universitdt Stutt-
gart zu errichten und ihr die Bezeichnung zu ge-
ben

«Hochschule fiir Gestaltung Ulm

Institut fiir Umweltgestaltung
der Universitat Stuttgart”.

Der Inhalt des Aufbaustudiums fiir Umweltgestal-
tung an der neuen Einrichtung sollte im wesentlichen
entsprechend dem Vorschlag der Sachverstdndigen- .
kommission (vgl. Ziffer | bis 7 des Vorschlages) gestal-
tet werden. Die Landesregierung stimmt insbesondere
der Empfehlung der Sachverstindigenkommission zu,
daB zu dem Aufbaustudium nicht nur Studierende mit
Abitur, sondern auch Absolventen eines berufsqualifi-
zierenden Studiums an einer Kunsthochschule, Inge-
nieurschule, Designschule, Werkkunstschule o. 4. alsA
ordentliche Studierende im Rahmen eines besonderen
Ausbildungsverhéltnisses zugelassen werden.

Die Dozenten der Hochschule fiir Gestaltung wer-
den vom Kultusministerium auf Vorschlag der Uni-
versitit berufen. Zur Vorbereitung der ersten Berufun-.
gen bildet die Universitdt in jedem Einzelfall eine
Kommission, die sich aus ordentlichen Professoren
Vertretern des Mittelbaues, Studenten und nicht der
Universitdt angehérenden Sachverstindigen aus den
zu besetzenden Disziplinen zusammensetzt.

Die Voraussetzung fiir die Zulassung zum Studiuf, "

Bestellung der Dozenten, des Institutsvorstandes, die
Zusammensetzung der Berufskommission und das Ver-
haltnis zwischen Hochschule fiir Gestaltung und dem
Senat der Universitat Stuttgart, insbesondere das VeI
fahren bei der Zuteilung der Grundausstattung und der
laufenden Mittel werden in einer Institutsordnung g¢
regelt, die der Zustimmung des Kultusministeriums be-
darf.
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Die Landesregierung geht davon aus, daB die neu zu
errichtende Hochschule fiir Gestaltung die der Ge-
schwister-Scholl-Stiftung gehérenden R&ume der bis-
nerigen HIG auf dem Kuhberg in Ulm unentgeltlich be-
nutzen kann. Uber diese Frage sowie iliber den Erwerb
des Anwesens der bisherigen HfG durch das Land wird
zwischen der Staatlichen Liegenschaftsverwaltung und
der Geschwister-Scholl-Stiftung noch zu verhandeln
sein.

Im Hinblick auf die rdumliche Entfernung der Hoch-
schule fiir Gestaltung von der Universitdt Stuttgart
wird es notwendig sein, das fiir die Erledigung der un-
mittelbaren Verwaltungsgeschafte erforderliche Perso-
nal in Ulm unterzubringen. In diesem Fall sind nach

Auffassung der Landesregierung besondere Schwierig-

keiten bei der Abwicklung der Verwaltungsgeschéfte
trotz der rdumlichen Trennung nicht zu erwarten.

111

Die neue Hochschule fiir Gestaltung soll ihren Be-
trieb am 1. Oktober 1969 aufnehmen. In diesem Fall ist
fir die Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1969 mit
folgenden voraussichtlichen Kosten zu rechnen:

Personalausgaben 125600 DM

4 Dozenten als auBertarifliche
Angestellte, davon je 2
im Rahmen von Bes.Gr. AH 4
und Bes. Gr. AH 3

Verwaltungsleiter BAT IV a
Werkstattleiter BAT V¢
Bibliothekarin BAT V b/IV b
Institutssekretdarin VIb
‘Werkstattangestellter BAT VIb
Buchhalter BAT VII/VIb
Schreibkraft VIII/VII
Hilfssachbearbeiter VIII/VII BAT
Hausmeister IX b/IX a BAT

3 Arbeiter

2,5 Putzfrauen

e e s s e e D e

33650 DM
57300 DM
50000 DM
266 550 DM

Sachausgaben
Allgemeine Ausgaben
Einmalige Ausgaben

zusammen

abziglich Einnahmen 5325 DM

ZuschuBbedarf

Das Finanzministerium wird, falls der Landtag der
Vorlage der Landesregierung zustimmt, diese Mittel
fir das Jahr 1969 iiberplanmiBig bereitstellen. Als

261 225 DM

Deckungsmittel stehen die bei Kap.1423 Tit. 613 des
Staatshaushaltsplans 1969 als ZuschuB des Landes an
die Geschwister-Scholl-Stiftung fiir die Hochschule fiir
Gestaltung in Ulm ausgebrachten 900 000 DM zur Ver-

figung. :

Fiir den Endausbau der Hochschule fiir Gestal-
tung — Institut fir Umweltgestaltung der Universitat
Stuttgart — ist mit einem jahrlichen Kostenaufwand in
Ho6he von rund 1 390 000 DM zu rechnen. Dieser Betrag
setzt sich wie folgt zusammen:

Personalausgaben 909 400 DM

12 Professoren der Bes. Gr. AH 3
und 4 oder Dozenten als
auBertarifliche Angestellte,
davon je 6 im Rahmen von
Bes.Gr. AH 3 und Bes.Gr. AH 4

1 Verwaltungsangestellter
Regierungsoberamtmann A 12
Bibliothekarin BAT Vb/VIb
Werkstattleiter BAT V¢
Werkstattangestellter BAT VIb
Institutssekretdrin BAT VIb
Hilfssachbearbeiter
Regierungshauptsekretar A 8
Hilfssachbearbeiter BAT VII
Schreibkrifte BAT VIII/VII
Hausmeister BAT IX b/IX a
Arbeiter

Putzfrauen

zus. 35 Stellen

i

B W e W o

172000 DM
365 600 DM

Sachausgaben

Allgemeine Ausgaben
(einschlieBlich Studentenwerk)
Einmalige Ausgaben 43 000 DM
1490 000 DM
100 000 DM

1390 000 DM

zusaminen

Einnahmen
ZuschuBbedarf

v,

Um die fiir die Aufnahme des Betriebs am 1. Okto-
ber 1969 erforderlichen Vorbereitungen, insbesondere
die Berufung der ersten Dozenten, rechtzeitig in die
Wege leiten zu konnen, bittet die Landesregierung den
Landtag, den BeschluB tber die Errichtung der Hoch-
schule fir Gestaltung nach Mdéglichkeit noch vor der
Sommerpause zu fassen.

Mit freundlichen GriiBen

gez. Dr. Filbinger
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Ausgegeben am 2. Juli 1969

betr. Hochschule fiir Gestaltung

Schreiben des Staatsministeriums

Staatsministerium
Baden-W 11‘1 7 Stuttgart 1, den 24. Juni 1969
i ; - Richard-Wagner-StraB3e 15
Ministerprasident

Fernsprecher: 296301
Nr. 4512/1/42

An den
Herrn Prasidenten
des Landtags von Baden-Wiirttemberg

7 Stuttgart
Haus des Landtags

Betr.: Hochschule fiir Gestaltung

Anl.: Vorschlag der Sachverstindigenkommission zur Einrichtung eines Aufbaustudiums
fiir Gestaltungsbereiche ’

Sehr geehrter Herr Landtagsprasidentl

Die Landesregierung bittet, der Landtag mége fol-
genden BeschluB fassen:

1. Die Hochschule fiir Gestaltung wird in Ulm als Insti-
tut fiir Umweltgestaltung der Universitdt Stuttgart
errichtet und erhilt die Bezefchnung

»~Hochschule fiir Gestaltung Ulm

Institut fiir Umweltgestaltung
der Universitdt Stuttgart”.

2. Der Betrieb der Hochschule fiir Gestaltung wird zum
1. Oktober 1969 aufgenommen.
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Begriindung

L

1. Das Kultusministerium hat entsprechiend der vom

Landtag gebilligten Empfehlung der Landesregie-
rung (vgl. Landtagsdrucksache V-465 vom 11.De-
zember 1968) ein Gremium unabhédngiger Sachver-
standiger beauftragt, zu kldren, in welcher Weise
ein Aufbaustudium fiir Gestaltungsbereiche entspre-
chend dem Modellvorschlag der Geschwister-
Scholl-Stiftung sichergestellt werden kann und da-
bei insbesondere zu priifen, ob eine besondere Ein-
richtung mit der Durchfiihrung des Aufbaustudiums
zu beauftragen ist oder ob diese Einrichtung einer
bereits bestehenden Bildungsstdtte ein- oder ange-
gliedert werden kann.

Das Sachverstidndigen-Gremium hat nunmehr
seine Arbeit abgeschlossen und als Ergebnis einen
Vorschlag ,zur Einrichtung eines Aufbaustudiums
fiir Gestaltungsbereiche entsprechend dem Modell-
vorschlag der Geschwister-Scholl-Stiftung” vorge-
legt (Anlage).

. Dem Sachverstidndigen-Gremium haben angehért die
Herren:

Dipl.-Ing. Wendelin Rolli

Koordinator fiir Designfragen der Firma Bosch
AG Stuttgart
als Vorsitzender

Professor Lothar Gotz

Professor fiir Baustofflehre, Techn. Ausbau und
Entwerfen an der Universitat Stuttgart

JoachimHeimbucher

Student der friitheren Hochschule fiir Gestaltung
in Ulm

Professor Herbert Hirche

Professor an der Staatlichen Akademie der bil-
denden Kiinste Stuttgart

Dr. Martin Krampen

Dozent der friitheren Hochschule fiir Gestaltung
in Ulm

Professor Dr. Leonhardt

Professor fiir Massivbau der Universitiat Stutt-
gart
Prorektor der Universitat

Ernst Ludwig

Geschaftsfilhrer der regionalen Planungsge-
meinschaft Donau-Iller-Blau, Ulm

Professor Georg Meistermann

Professor an der Staatlichen Akademie der bil-
denden Kiinste Karlsruhe

Dr. Albert Oeckl

Direktor, Leiter der Abteilung fiir Uffentlich-
keitsarbeit der BASF Ludwigshafen

Dr. Willi Rotzler
Kunsthistoriker, Ziirich

Professor Dr. Heinrich Stabe

Professor fiir Konstruktion und Fertigung in der
Feinwerktechnik an der Universitdt Stuttgart

Anton Stankowski

Grafik-Designer, Vorsitzender des Arbeitskrei-
ses fiir Grafik und Wirtschaft, Stuttgart

Gottfried von Stockhausen

Prorektor der Staatlichen Akademie der bilden-
den Kiinste Stuttgart.

Vertreter des Kultusministeriums und ein Vertre-
ter des Finanzministeriums haben beratend an den
Sitzungen teilgenommen. Die Rektoren der Univer-
sitdten Konstanz, Stuttgart und Ulm und der Ver-
waltungsleiter der Universitdt Ulm haben dem Gre-
mium Auskiinfte erteilt. AuBerdem hat das Gremium
anldBlich einer Besichtigung der fritheren Hoch-
schule fiir Gestaltung Ulm auch Studenten der frii-
heren Hochschule fiir Gestaltung gehért,

Das Gremium hat in der Zeit vom 5. Februar bis
2.Mai 1969 insgesamt 12 Sitzungen abgehalten.

. Der Vorschlag des Sachverstindigen-Gremiums

sieht vor:

a) ein Aufbaustudium in den Gestaltungsbereichen
Bauen, Produktgestaltung und Kommunikation
einzurichten;

b) Voraussetzung fiir die Zulassung zu dem Aufbau-
studium soll ein abgeschlossenes berufsqualifizie-
rendes Studium an Universititen, Kunsthoch-
schulen, Ingenieurschulen, Designschulen, Werk-
kunstschulen und anderen gleichwertigen Ausbil-
dungsstitten und der Nachweis der Qualifikation
fiir diese Art von Aufbaustudium sein.

c) Ziel des Aufbaustudiums soll vor allem sein:

komplexe, das heiBt vielseitig miteinander ver-
flochtene Probleme der Umweltgestaltung zu er-
kennen, zu formulieren und zu ldsen,

bei der Losung solcher Aufgaben wissenschaft-
liche Methoden in der Zusammenarbeit der aus
Gestaltern und Wissenschaftlern bestehenden, in-
terdisziplindren Gruppen zu erproben, zu entwik-
keln und anzuwenden und dadurch wissenschaft-
lich gesicherte theoretische Grundlagen fiir die
Gestaltungsbereiche zu erarbeiten und zu doku-
mentieren,

die Zusammenarbeit im Team zu iiben, ihre prak-
tischen, organisatorischen und menschlichen
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Voraussetzungen kennenzulernen und padago-
gische Fahigkeiten im Bereich der Umweltgestal-
tung fiir eine spdtere Lehrtdtigkeit zu erwerben.

d) Mit der Durchfithrung des Aufbaustudiums soll
eine eigene Einrichtung beauftragt werden; diese
Einrichtung soll etwa 150 Studienpldtze und
einen qualifizierten Lehrkérper von 12 bis 15
hauptamtlichen Lehrkriften, zusatzlich Gastdo-
zenten und Lehrbeaufiragte, bieten. Um die Flexi-
bilitdt dieser verhéltnismé&fBig kleinen Hochschule
zu gewdhrleisten, sollen die Arbeitsvertrige der
Dozenten grundsdtzlich befristet sein.

Die neue Einrichtung soll eine selbstdndige
staatliche Hochschule eigener Art sein und mit
der Bezeichnung ,Hochschule fiir Gestaltung”;
der Standort soll Ulm sein. Zu den Universitaten
Konstanz, Stuttgart und Ulm soll eine fachliche
Verbindung dadurch hergestellt werden, daB
diese Vertreter in die Berufungskommission ent-
senden. Die Verwaltungsaufgaben kénnten nach
Auffassung des Gremiums von der Verwaltung
der Universitdat Ulm {ibernommen werden, die
dazu auch bereit ist,

e) Der Senat der Hochschule soll paritdtisch besetzt
sein; Lehrveranstaltungen und Projekte sollen
gemeinsam von Lehrenden und Lernenden ge-
plant werden.

f) Erlése aus Auftrdgen Dritter an die Hochschule
sollen in die Staatskasse flieBen. Die Nebentatig-
keit der Dozenten richtet sich nach den im 6ffent-
lichen Dienst geltenden Bestimmungen. Sie ist
auBerhalb der Hochschule abzuwickeln und darf
den Lehrbetrieb nicht beeintréchtigen.

g) Den Studierenden der fritheren Hochschule fiir
Gestaltung, deren Studium durch die SchlieBung
der fritheren Hochschule fiir Gestaltung am
31. Dezember 1968 unterbrochen worden ist, soll
Gelegenheit gegeben werden, parallel zum Auf-
baustudium ihr Studium an der neuen Hochschule
abzuschlieBen.

h) Der Aufbau der Hochschule soll in zwei Stufen
vorgehen:
Am 1. Oktober 1969 soll die Arbeit aufgenommen
werden und mit Beginn des 2. Studienjahres am
1. Oktober 1970 soll sie die vorgesehene Studie-
rendenzahl erreicht haben.

i) Fir die erste Stufe soll eine Griindungskommis-
sion aus je einem Vertreter der Universitdten
Konstanz, Stuttgart und Ulm und drei Mitgliedern
des Sachverstdndigen-Gremiums bestellt werden.

Wegen weiterer Einzelheiten darf auf den Vor-
schlag des Sachverstindigen-Gremiums verwiesen
werden.

Bei der SchluBabstimmung am 2. Mai 1969 wurde
iiber den Status der Hochschule, Zuordnung und Stand-
ort enthaltenden Abschnitts 9 des Vorschlags geson-
dert abgestimmt. Wiahrend der iibrige Vorschlag ein-
stimmig angenommen wurde, wurde dieser Abschnitt
nur mit 6 Ja-Stimmen gegen 3 Nein-Stimmen bei 3
Stimmenthaltungen angenommen. Professor Gétz, Pro-
fessor Dr. Leonhardt und Herr Stankowski, die gegen

den Abschnitt 9 gestimmt haben, sind der Ansicht, das
Aufbaustudium solle als Fachbereich Umweltgestal-
tung in der Universitat Stuttgart eingerichtet werden.

IL.

Der Ministerrat hat sich am 20.Mai 1969 mit dem
Vorschlag der Sachverstdndigenkommission befaBt
und den Standpunkt vertreten, daf die Hochschule fiir
Gestaltung in Ulm errichtet und iiber die Zuordnung
der Einrichtung zur Universitdt Stuttgart verhandelt
werden solle.

Der Begriff ,Zuordnung” 146t mehrere Moglichkeiten
zu. Dabei wire das eine Extrem die selbstindige Hoch-
schule eigener Art mit fachlicher und verwaltungsma-
Biger Betreuung durch die Universitdt Stuttgart, das
andere die véllige Integration in die Universitdt Stutt-
gart. Wéhrend die véllige Integration in die Universi-
tat Stuttgart den Nachteil hédtte, daB die Beson-
derheit der Hochschule fiir Gestaltung verloren-
ginge, hdtte das andere Extrem, die selbstindige
Hochschule eigener Art, u. a. den Nachteil, daB
nach dem derzeitigen Besoldungsrecht keine Stel-
len der H-Besoldung ausgebracht werden kénnen,
weshalb es schwer wiirde, bei der Suche nach den
hochqualifizierten Lehrkraften, die fiir ein solches
Aufbaustudium erforderlich sind, mit den lukrativeren
Angeboten der wissenschaftlichen Hochschulen zu
konkurrieren; dies wiirde in Anbetracht dessen, daB
es fir eine solche Aufgabe bis jetzt nur wenig geeig-
nete Lehrkréfte gibt, von besonderer Bedeutung fiir die
Qualitat der Einrichtung sein. Auch kénnten Absolven-
ten wissenschaftlicher Hochschulen im Rahmen einer
selbstindigen Hochschule eigener Art nicht promovie-
ren. Um diese Nachteile zu vermeiden, mufB} die Zuord-
nung in einer Form geschehen, die die Hochschule fiir
Gestaltung in den GenuB der Méglichkeiten der Uni-
versitdt Stuttgart als einer wissenschaftlichen Hoch-
schule kommen ldBt, andererseits ihre Besonderheiten
bewahrt. Das wird auch den Vorstellungen des Sach-
verstdndigengremiums gerecht, daB die neue Hoch-
schule fiir Gestaltung ihren Anforderungen und Auf-
gaben nach dem Status einer wissenschaftlichen Hoch-
schule rechtfertigen wiirde (vgl. Abschn.9 des Vor-
schlages). Das Sachverstandigengremium hat ¥on dem
Vorschlag, die Hochschule fiir Gestaltung als wissen-
schaftliche Hochschule einzurichten, damals nur abge-
sehen, um sicherzustellen, daB auch Absolventen ande-
rer als wissenschaftlicher Hochschulen aufgenommen
werden koénnen (vgl. Abschn.9 des Vorschlages).

Die Universitédt Stuttgart hat sich ihrerseits mit der
Zuordnung befaBt und dem Kultusministerium folgen-
den BeschluB des Grofien Senats vom 4. Juni 1969 vor-
gelegt: ;

«1. Es wird mit Bedauern zur Kenntnis genommen,

daB das Avfbaustudium nicht in Stuttgart, son-
dern in Ulm eingerichtet wird. Das erschwert
die Zusammenarbeit mit den an der Universitét
bestehenden Fachrichtungen, die mit dem ge-
planten Aufbaustudium méglichst eng zusam-
menarbeiten sollen. Im Hinblick auf den Be-
schluB des Ministerrats vom 20. Mai 1969 ist die
Universitdt dennoch bereit, das geplante Stu-
dium ,Umweltgestaltung” als Einrichtung der

3
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Universitat Stuitgart in den Riumen der echema-
ligen HIG in Ulm zum 1. Oktober 1969 aulzuneh-
men.

2. Das Studium Umweltgestaltung wird zundchst
als Institut fiir Umweltgestaltung der Universi-
tdat Stuttgart (Hochschule fiir Gestaltung Ulm)
eingerichtet. Ob und wann daraus ein selbstin-

| diger Fachbereich fiir Umweltgestaltung wird,

| kann erst entschieden werden, wenn die Einrich-
tung eine gewisse Anlaufzeit und GréBe erreicht
hat. Fiir die Zeit des Aufbaus wird es fiir richtig
gehalten, daB die Einrichtung in Ulm nicht sofort
als selbstdndiger Fachbereich organisiert wird.

3. Der Inhalt des Studiums Umweltgestaltung soll
entsprechend den Empfehlungen der Kultusmini-
sterkommission gestaltet werden.

4. Die Senatskommission ,Studium Umweltgestal-
tung” wird ermdéchtigt, sofort eine Kommission
zu bilden, die Vorschldge fiir die Bestellung der
ersten vier Dozenten (Produktdesign, Bauen,
Kommunikation und Grundlagenforschung) aus-
arbeiten soll. Der Kommission gehoren vier Pro-
fessoren der Universitdt Stuttgart, zwei Vertre-
ter des Mittelbaus (davon einer stimmberech-
tigt), zwei vom AStA der Universitdt Stuttgart
zu benennende Studenten (einer stimmberech-
tigt) und drei Herren aus den zu besetzenden
Disziplinen an, ndmlich die Herren Rolli, Stan-
kowski und Sulzer.

i

. Der Verwaltungsdirektor soll mit Kultus- und
Finanzministerium die erforderlichen haushalts-
rechtlichen Voraussetzungen fiir die Aufnahme
des Studienbetriebes zum 1, Oktober 1969 in
Ulm schaffen.”

Der Rektor der Universitdt Stuttgart hat den Be-
schluB dahin erldutert, daB die HfG nach den Vorstel-
lungen auch der Universitdt insofern eine Sonderstel-
lung einnehmen solle, als sie nicht wie andere Institute
einer Fakultdt zugeordnet, sondern unmittelbar dem
Sengt verantwortlich sejn werde. Im%mae
die HfG im Rahmen der Freiheit von Forschung und
Lehre so weitgehende Freiheit, daB in ihr die in
Abschn. 1 bis 7 des Sachverstdndigenvorschlags gefor-
derten Arbeits- und Lehrverfahren verwirklicht wer-
den konnen. Bei der Verwirklichung des so erlduterten
Senatsbeschlusses sind die o.g. Nachteile beider Ex-
treme vermieden, und es erscheint gewdhrleistet, daB
die HfG, zumal sie durch ihren Standort Ulm ohnedies
rdumlich stark von der Universitdt Stuttgart abgesetzt
ist, zu einem eigenen Ausdruck kommt. Auch ist es
mdoglich, einer entscheidenden Forderung des Sachver-
standigenvorschlags dadurch Rechnung zu tragen, daB
auch Nichtabiturienten fiir dieses Aufbaustudium als
ordentliche Studierende im Rahmen eines besonderen
Ausbildungsverhéltnisses zugelassen werden.

Der Ministerrat hat die Angelegenheit am 24. Juni
1969 nochmals beraten. S

Der Ministerrat hat dabei in Betracht gezogen, daB
bei einer selbstindigen Hochschule méglicherweise
schon bald mit denselben Schwierigkeiten zu rechnen
wadre, die zur SchlieBung der alten Hochschule fiir Ge-
staltung gefiihrt haben. AuBierdem hat er beriicksich-
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tigt, daB innerhalb der Universitit Stuttgart seit lange-
rem der Gedanke erortert wird, ein Aufbaustudium fiir
Gestaltungsbereiche ins Leben zu rufen. Ein solches
Aufbaustudium unabhéngig voneinander an zwei Stel-
len des Landes einzurichten, hdlt die Landesregierung
nicht fiir vertretbar.

Fir die Wahl des Standortes war nicht zuletzt maB-
gebend, dafi der Name ,Ulm" fiir die alte HfG zu einer
Art Firmenzeichen geworden war, das nach Méglich-
keit beibehalten werden sollte, und auBlerdem in Ulm
ein geeignetes Gebdude und die technische Einrich-
tung zur Verfiigung stehen.

Die Landesregierung schldgt vor, den Betrieb der
neuen Hochschule fiir Gestaltung am 1. Oktober 1969
aufzunehmen, um die Kluft zwischen der Schliefung
der alten Hochschule fiir Gestaltung und der Eréffnung
der neuen Hochschule fiir Gestaltung nicht zu grofB
werden zu lassen, weil u. a. der vorhandene Bestand an
Gebduden und Geréaten durch die Stillegung leidet und
noch eine groBere Zahl von Studierenden der alten
Einrichtung, die ihr Studium durch die SchlieBung ab-
brechen mufiten, von der neuen Einrichtung zu einem
StudienabschluB gefiihrt werden miissen.

Die Landesregierung spricht sich aufgrund dieser Er-
wdgungen dafiir aus,

die Hochschule fiir Gestaltung in Ulm als Insti-
tut fir Umweltgestaltung der Universitdt Stutt-
gart zu errichten und ihr die Bezeichnung zu ge-
ben

»Hochschule fiir Gestaltung Ulm

Institut fir Umweltgestaltung
der Universitdt Stuttgart”.

Der Inhalt des Aufbaustudiums fiir Umweltgestal-
tung an der neuen Einrichtung sollte im wesentlichen
entsprechend dem Vorschlag der Sachverstdndigen-
kommission (vgl. Ziffer 1 bis 7 des Vorschlages) gestal-
tet werden. Die Landesregierung stimmt insbesondere
der Empfehlung der Sachversténdigenktmmission zu,
daB zu dem Aufbaustudium nicht nur Studierende mit
Abitur, sondern auch Absolventen eines berufsqualifi-
zierenden Studiums an einer Kunsthochschule, Inge-
nieurschule, Designschule, Werkkunstschule o. 4. als
ordentliche Studierende im Rahmen eines besonderen
Ausbildungsverhéltnisses zugelassen werden.

Die Dozenten der Hochschule fiir Gestaltung wer-
den vom Kultusministerium auf Vorschlag der Uni-
versitat berufen. Zur Vorbereitung der erstep Beruftxr
gen bildet die Universitdt in jedem Einzelfall eine
Kommission, die sich aus ordentlichen Professoren,
Vertretern des Mittelbaues, Studenten und nicht der
Universitdt angehdrenden Sachverstdndigen aus den
zu besetzenden Disziplinen zusammensetzt.

Die Voraussetzung fiir die Zulassung zum Studium,
Bestellung der Dozenten, des Institutsvorstandes, die
Zusammensetzung der Berufskommission und das Ver-
hédltnis zwischen Hochschule fiir Gestaltung und dem
Senat der Universitdt Stuttgart, insbesondere das Ver-

, fahren bei der Zuteilung der Grundausstattung und der

laufenden Mittel werden in einer Institutsordnung ge-
regelt, die der Zustimmung des Kultusministeriums be-
darf.
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Die Landesregierung geht davon aus, daB die neu zu
errichtende Hochschule fiir Gestaltung die der Ge-
schwister-Scholl-Stiftung gehorenden Rdume der bis-
herigen HfG aul dem Kuhberg in Ulm unentgeltlich be-
nutzen kann. Uber diese Frage sowie iiber den Erwerb
des Anwesens der bisherigen HfG durch das Land wird
zwischen der Staatlichen Liegenschaftsverwaltung und
der Geschwister-Scholl-Stiftung noch zu wverhandeln
sein.

Im Hinblick auf die rdumliche Entfernung der Hoch-
schule fiir Gestaltung von der Universitat Stuttgart
wird es notwendig sein, das fiir die Erledigung der un-
mittelbaren Verwaltungsgeschafte erforderliche Perso-
nal in Ulm unterzubringen. In diesem Fall sind nach
Auffassung der Landesregierung besondere Schwierig-
keiten bei der Abwicklung der Verwaltungsgeschafte
trotz der rdaumlichen Trennung nicht zu erwarten.

III.

Die neue Hochschule fiir Gestaltung soll ihren Be-
trieb am 1. Oklober 1969 aufnehmen. In diesem Fall ist
fiir die Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1969 mit
folgenden voraussichtlichen Kosten zu rechnen:

Personalausgaben 125600 DM
4 Dozenten als auliertarifliche

Angestellte, davon je 2

im Rahmen von Bes.Gr. AH 4

und Bes. Gr. AH 3

Verwaltungsleiter BAT IV a
Werkstattleiter BAT V¢
Bibliothekarin BAT V b/IV b
Institutssekretarin VI b
Werkstattangestellter BAT VIb
Buchhalter BAT VII/VIb
Schreibkraft VIII/VII
Hilfssachbearbeiter VIII/VII BAT
1 Hausmeister IX b/IX a BAT

3 Arbeiter

2,5 Putzfrauen

—_ e e e = ) e

33650 DM
57 300 DM
50000 DM
266 550 DM

Sachausgaben
Allgemeine Ausgaben
Einmalige Ausgaben

Zusaminen

5325 DM
261225 DM

abziglich Einnahmen
Zuschufibedarf

Das Finanzministerium wird, falls der Landtag der
Vorlage der Landesregierung zustimmt, diese Mittel
fir das Jahr 1969 iiberplanmdBig bereitstellen. Als

Deckungsmittel stehen die bei Kap.1423 Tit.613 des
Slaatshaushaltsplans 1969 als ZuschuB des Landes an
die Geschwister-Scholl-Stiftung fiir die Hochschule fiir
Gestaltung in Ulm ausgebrachten 900 000 DM zur Ver-
fligung.

Fir den Endausbau der Hochschule fiir Gestal-
tung — Institut fiir Umweltgestaltung der Universitét
Stuttgart — ist mit einem jahrlichen Kostenaufwand in
Hoéhe von rund 1 390 000 DM zu rechnen. Dieser Betrag
setzt sich wie folgt zusammen:

Personalausgaben

12 Professoren der Bes. Gr. AH 3
und 4 oder Dozenten als
aulbertarifliche Angestellte,
davon je 6 im Rahmen von
Bes.Gr. AH 3 und Bes.Gr. AH 4

1 Verwaltungsangestellter
Regierungsoberamtmann A 12

1 Bibliothekarin BAT V b/VIb

6 Werkstattleiter BAT V ¢

1 Werkstattangestellter BAT VIb

1

1

909 400 M

Institutssekretdrin BAT VIb
Hilfssachbearbeiter
Regierungshauptsekretdar A 8
1 Hilfssachbearbeiter BAT VII
3 Schreibkrifte BAT VIII/VII
1 Hausmeister BAT IX b/IX a
3 Arbeiter
4 Putzfrauen

zus. 35 Stellen

172 000 DM
365 600 DM

Sachausgaben

Allgemeine Ausgaben
(einschlieBlich Studentenwerk)
Einmalige Ausgaben 43 000 DM
1 490 000 DM
100 000 DM

1390 000 DM

Zusaminen

Einnahmen
ZuschubBbedarf

Iv.

Um die fiir die Aufnahme des Betriebs am 1. Okto-
ber 1969 erforderlichen Vorbereitungen, insbesondere
die Berufung der ersten Dozenten, rechtzeitig in die
Wege leiten zu konnen, bittet die Landesregierung den
Landtag, den BeschluB iber die Errichtung der Hoch-
schule fiir Gestaltung nach Médglichkeit noch vor der
Sommerpause zu fassen.

Mit freundlichen GriiBen

gez. Dr. Filbinger



Landtag von Baden-Wiirttemberg - 5. Wahlperiode Drucksache 1152

Anlage

Vorschlag der Sachverstindigenkommission
zur Einrichtung eines Aufbaustudiums fiir Gestaltungsbereiche
entsprechend dem Modellvorschlag der Geschwister-Scholl-Stiftung

Gliederung

1 Art des Studiums

2 Arbeitsgebiete — Studienziele

3 Gang des Studiums — Dauer, Zulassung, Abwicklung, Abschluf

4 Lehrplanung — Projektplanung

5 Lehrkdérper

6 Dozenten — Technische Berater — Technisch-wissenschaftliche Mitarbeiter
7 Studenten

8 Organisation

9 Status der Hochschule — Zuordnung — Standort

10 Aufbaustufen — Ubergang
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1. Art des Studiums

Das Studium an der zukinftigen Hochschule ist ein Aufbaustudium in den Ge-
staltungsbereichen Bauen, Produktgestallung und Kommunikation. Es gibt Be-
werbern aus den Gestaltungs- und den wissenschaftlichen Disziplinen, die iiber
ein abgeschlossenes Studium verfiigen, Gelegenheit, durch gemeinsame Arbeit
an vielschichtigen Aufgaben der Umweltgestaltung ihre Kenntnisse inhaltlich
und methodisch zu vertiefen und zu ergdnzen.

Die Bedeutung der berufsqualifizierenden Ausbildung in den Gestaltungs-
disziplinen ist, nicht zuletzt durch den EinfluB der alten HfG, heute allge-
mein anerkannt und wird in Deutschland an einer ausreichenden Zahl von
Ausbildungsstitten, z.B. in Designerklassen der Werkkunstschulen und
Kunsthochschulen, angeboten und durchgefiihrt. Auch in Baden-Wiirttem-
berg bestehen in Pforzheim, Schwébisch Gmiind und Stuttgart solche De-
signklassen. Es fehlt aber bisher eine Einrichtung, an der die Kenntnisse auf
diesem Gebiet vertieft werden koénnen und die fiir schwierigere Aufgaben
der Umweltgestaltung unerlédBliche interdisziplindre Zusammenarbeit er-
moglicht wird. Diese Liicke im Bildungsangebot der Bundesrepublik ist
durch ein Aufbaustudium zu schliefen, wobei an die in England und
Nordamerika eingerichteten postgraduate studies wie an die entsprechen-
den Empfehlungen des Wissenschaftsrates gedacht wird. Studenten und
Dozenten aus den Gestaltungsbereichen und aus den an den Aufgaben der
Gestaltung beteiligten fachwissenschaftlichen Disziplinen sollen im Rahmen
des Aufbaustudiums zusammengefiihrt werden; neben der dadurch ermég-
lichten kombinierten Ausbildung sollen sie vor allem bei der praktischen
Losung vielschichtiger Probleme der Umweltgestaltung zusammenwirken
und sich gegenseitig ergénzen. Auf diese Weise wird zugleich ein Fort-
schritt in Richtung auf eine experimentell gesicherte Gestaltungswissen-
schaft erreicht. Das Aufbaustudium ist als ein locker geordneter Studien-
gang von in der Regel zwei Jahren gedacht. Spezialvorlesungen, Seminare,
Kolloquien und praktische Arbeiten an Gestaltungsprojekten in Gruppen
sind Lehrveranstaltungen, die dem Aufbaustudium entsprechen.

2. Arbeitsgebiete — Studienziele

Arbeitsgebiete Die Arbeit der zukiinftigen Hochschule umfaBt die drei Gestaltungsbereiche
Bauen, Produktgestaltung und Kommunikation.

Bauen Im Bereich Bauen stehen die mit der Industrialisierung des Bauens zusammen-
hingenden Gestaltungsfragen im Vordergrund. Dabei auftretende Probleme der
Stadt- und Regionalplanung sind zu beriicksichtigen.

Produktgestaltung Der Bereich Produktgestaltung erfaBt Aufgaben, die bei der industriellen Pro-
duktion von Gebrauchs- und Investitionsgiitern des privaten und 6ffentlichen Be-
reiches auftreten.

Kommunikation Zum Bereich Kommunikation gehéren Gestaltungsprobleme, die sich auf dem
Gebiet der Mitteilungen zwischen Menschen und zwischen Mensch und
Maschine durch Wort, Bild, Schrift, Ton, Farbe, Form und deren Kombination er-
geben.

Funktionelle, wirtschaftliche, herstellungsmiBige, &sthetische, ergonomische,
psychologische und soziale Gesichtspunkte bestimmen die Arbeit in den drei Ge-
staltungsbereichen.

Die Gliederung der Gestaltungsaufgaben in die drei Bereiche Bauen, Pro-
duktgestaltung und Kommunikation hat sich durchgesetzt und soll beibe-
halten werden. Wichtig erscheint das Zusammenwirken der Gestaltungsbe-
reiche untereinander und — insbesondere im Rahmen des Aufbaustudiums
— die Beteiligung wissenschaftlicher Disziplinen an der Gestaltungsarbeit.
Dabei wird vor allem an Ficher der Sozialwissenschaft, wie Psychologie

i und Soziologie, der technischen Wissenschaft, wie Materialkunde, Mecha-
nik, und der methodischen Wissenschaft, wie Wissenschaftstheorie, Kyber-
netik, gedacht. i
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Studienziele Die iiber das berufsqualifizierende Grundstudium hinausgehenden Ziele des
Aufbaustudiums bestehen vor allem darin:

komplexe, d. h. vielseitig miteinander verflochtene Probleme der Umweltgestal-
tung, zu erkenen, zu formulieren und zu lésen,

bei der Losung solcher Aufgaben wissenschaftliche Methoden in der Zusammen-
arbeit der aus Gestaltern und Wissenschaftlern bestehenden, interdisziplindren
Gruppen zu erproben, zu entwickeln und anzuwenden und dadurch wissenschaft-
lich gesicherte theoretische Grundlagen fiir die Gestaltungsbereiche zu erarbei-
ten und zu dokumentieren,

die Zusammenarbeit im Team zu iiben, ihre praktischen, organisatorischen und
menschlichen Voraussetzungen kennenzulernen und pddagogische Fahigkeiten
im Bereich der Umweltgestaltung fiir eine spétere Lehrtédtigkeit zu erwerben.

Die Losung vielschichtiger Probleme setzt die Zusammenarbeit von Ex-
perten unterschiedlicher Fachbereiche voraus. Dies gilt in besonderem
MalBe fiir die Probleme der Umweltgestaltung, sofern sie unter umfassende-
ren als rein formalen oder dsthetischen Gesichtspunkten geltst werden sol-
len, Durch die Arbeit im Team kdnnen alle Aspekte der Aufgabe erfaBt und
damit wirklichkeitsbezogene Lésungen errreicht werden. Bei dieser Zusam-
menarbeit zwischen Wissenschaftlern und Gestaltern wird sich ein frucht-
barer Austausch der naturgemdB verschiedenen Arbeitsvorstellungen die-
ser beiden Hauptgruppen ergeben; Gestalter, Ingenieure und Wissenschaft-
ler werden voneinander lernen, sich besser verstehen und sich gemeinsam
in der Anwendung moderner Arbeitsverfahren iiben. Dadurch werden die
Absolventen dieses Studiums befdhigt, besondere Leistungen auf dem Ge-
biet der Umweltgestaltung zu erbringen.

Die Vermittlung pddagogischer Fdhigkeiten im Rahmen des Studiengan-
ges wird einzelne Studierende in die Lage versetzen, spater eine Lehrtétig-
keit an anderen Design-Ausbildungsstédtten zu iibernehmen. Das ist wichtig,
weil griindlich ausgebildete und auch padagogisch befdhigte Lehrer fiir die
Gestaltungsbereiche in gréBerer Zahl benétigt werden.

3. Gang des Studiums

Dauer Das Studium an der kiinftigen Hochschule dauert mindestens zwei, hochstens
drei Jahre.

Das Studienjahr beginnt im Oktober und endet im Juli.

Der Studierende kann selbstandig oder unter Beratung durch die Hoch-
schule entscheiden, ob er sein Aufbaustudium nach zwei oder drei Jahren
beenden will. Ein vorzeitiges Ausscheiden aus der Hochschule schlieft die
Bestdtigung eines abgeschlossenen Aufbaustudiums aus.

Zulassung Voraussetzung fiir die Zulassung zur kiinftigen Hochschule sind ein abge-
schlossenes berufsqualifizierendes Studium an Universitdten, Kunsthochschulen,
Ingenieurschulen, Designschulen, Werkkunstschulen und anderen gleichwertigen
Ausbildungsstatten und der Nachweis der Qualifikation fiir diese Art von Auf-
baustudium. Uber die Zulassung, vor allem die Qualifikation der Bewerber, ent-
scheidet der Senat.

Die Zulassungsvoraussetzungen zur Hochschule haben dem Umstand
Rechnung zu tragen, daB Bewerber aus Bildungsinstitutionen verschiedener
Fachrichtungen mit unterschiedlichen Eingangsvoraussetzungen zusammen-
gefiihrt werden miissen, damit die Ziele des Aufbaustudiums erreicht wer-
den kénnen., Es wire deshalb falsch, sich allein auf Bewerber mit abge- -
schlossenem Universitdtsstudium oder Designstudium zu beschrdnken, oder |
etwa das Abitur als zwingende Voraussetzung zu verlangen.

Um jedoch Verstandigungsschwierigkeiten und andere Nachteile bei der
Zusammenarbeit von Studenten verschiedenen Bildungsgangs zu vermei-
den, muB die Qualifikation der Bewerber sorgfialtig gepriift werden.

i
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Abwidcklung

Téatigkeitsbericht

Beurteilung

Abschluff

Das Aufbaustudium vollzieht sich im Rahmen der Arbeit an Projekten und in
Lehrveranstaltungen. Auswahl und sinnvolle Verkniipfung der Veranstaltungen
ergeben den Stundenplan des einzelnen Studierenden.

Um das Studium mit Erfolg zu betreiben, empfiehlt es sich, die Angebote
so wahrzunehmen, dabB sich eine Steigerung des Schwierigkeitsgrades in
der Problemstellung ergibt. Die zundchst gewdhlten Projekte sollten in er-
ster Linie die Gelegenheit bieten, Gruppenarbeit und systematische
Arbeitsmethoden zur Losung von Problemen zu praktizieren. Am Ende des
Aufbaustudiums sollten die Absolventen féhig sein, vielschichtige und ver-
flochtene Aufgaben der Umweltgestaltung in Gruppenarbeit, aber unter
eigener, selbstindiger Verantwortung zu bewiltigen. Die Angebote an
Lehrveranstaltungen und Projektarbeiten sollen dem Studierenden die
Maéglichkeit bieten, unter Beratung durch die Hochschule eine individuelle,
seinen speziellen Fdhigkeiten und Interessen entsprechende Studienpla-
nung vorzunehmen. Dabei soll darauf geachtet werden, daB Lehrveranstal-
tungen und Projekte aufeinander bezogen sind und nicht im Sinne eines
theoretischen und eines praktischen Studienganges auseinanderfallen.

Am AbschluB einer Lehrveranstaltung und eines Projektes wird von allen Be-
teiligten ein Tatigkeitsbericht verfafBt, fiir dessen Abfassung der Senat Richtli-
nien entwirft. Darin werden Art und Umfang der Veranstaltung selbst sowie die
Teilnahme und der Beitrag jedes einzelnen Beteiligten beschrieben. Der Bericht
wird dem Senat zugestellt und liegt den Mitgliedern der Hochschule zur Einsicht
offen.

Beschreibende Tétigkeitsberichte sollten angefertigt werden, um die an
Projekten und in Lehrveranstaltungen gesammelten Erfahrungen fiir die
weitere Lehrplanung nutzbar zu machen.

Eine obligatorische Beurteilung der Studienarbeiten und sonstigen Leistungen
ist nicht vorgesehen. Auf Wunsch kann jeder Studierende am Ende eines Projek-
tes oder einer Lehrveranstaltung, an der er teilgenommen hat, sein Arbeitsergeb-
nis vom Leiter der jeweiligen Veranstaltung beurteilen lassen.

Anders als beim Grundstudium erscheint eine notenméBige Beurteilung
im Rahmen eines Aufbaustudiums nicht nétig. Es wird deshalb von einem
Bewertungszwang abgesehen. Dies schlieBt gleichzeitig Schwierigkeiten in
der Beurteilung aus, die z.B. dann entstehen, wenn ein Einzelbeitrag im
Rahmen einer Teamarbeit bewertet werden soll, oder wenn eine Uberein-
stimmung iiber die Wichtigkeit von Teilbereichen eines umfassenden Pro-
blems nicht gefunden werden kann. Der persénliche Wunsch jedes einzel-
nen Studierenden, sich dennoch beurteilen zu lassen, setzt voraus, daB er
die Unzuldnglichkeit einer Beurteilung in Kauf nimmt,

Der Senat bestitigt dem Absolventen des Aufbaustudiums den Abschlu. Dazu
erfolgt eine zusammenfassende Beschreibung seiner Tatigkeit, der die Tatigkeits-
berichte der absolvierten Lehrveranstaltungen und der bearbeiteten Projekte zu-
grunde gelegt werden. Die im Verlauf des Studiums erworbenen Beurteilungen
werden auf Wunsch zu einer abschlieBenden Beurteilung des Aufbaustudiums zu-
sammengefaBt.
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4, Lehrplanung — Projektplanung

Lehrveranstaltungen und Projekte, in denen sich das Aufbaustudium vollzieht,
bediirfen der vorausschauenden Planung.

Lehrveranstaltungen Lehrveranstaltungen, die nicht im Rahmen von Projekten stattfinden, werden
jeweils ein Jahr im voraus festgelegt. Diese Lehrveranstaltungen haben vorzugs-
weise die Form von Seminaren und Ubungen, in Ausnahmefédllen von Vorlesun-
gen. Aufgabe der Lehrplanung ist es, Lehrveranstaltungen anzubieten, die sich
mit ausgewdhlten Themen der Umweltgestaltung befassen.

Projekte Das Schwergewicht des Aufbaustudiums liegt bei der Gruppenarbeit an kon-
kreten Gestaltungsprojekten. Diese werden entweder in der Hochschule selbst
formuliert oder kommen in Form von Auftrdgen von auBerhalb. Die Projekte
miissen in enger Beziehung zu den Lehraufgaben des Aufbaustudiums stehen und
sich von routineméafBigen Gestaltungsaufgaben abheben. Es mufl auf ein ausgewo-
genes Verhdltnis zwischen selbst gestellten und Projekten im Auftrag Dritter ge-
achtet werden.

Die Lehr- und Projektplanung obliegt einem aus Dozenten, Studenten und
techn. Beratern bestehenden, vom Senat gewdhlten PlanungsausschuB, der Lehr-
veranstaltungen und Projektarbeiten zu einem gesamten Studienangebot koordi-
niert. Uber die Empfehlungen des Planungsausschusses entscheidet der Senat.

Die Besonderheit des hier vorgeschlagenen Aufbaustudiums besteht
darin, daB auf eine Ausbildung an konkreten und wissenschaftlich oder
praktisch relevanten Gestaltungsprojekten Wert gelegt wird. Dazu sind
Projekte notwendig, die in pddagogischer Hinsicht ergiebig sind, ohne den
Charakter fiktiver Aufgabenstellung zu haben. In selbst gestellten Projek-
ten sollten ungeldste, bisher vielleicht sogar unbekannte und deshalb von
der Industrie noch nicht bearbeitete Probleme aufgedeckt und die Erfolgs-
aussichten fiir Losungen dieser Probleme gepriift werden.

Auftrége Dritter Bei Annahme von Auftrdgen Dritter soll die Hochschule nicht zum Konkur-
renzunternehmen im Bereich der Wirtschaft werden. Auftragnehmer ist das Land
Baden-Wiirttemberg, vertreten durch die Hochschule. Erlose aus solchen Auftri-
gen flieBen in die Staatskasse; sie sollen iiber den Landeshaushalt der Hoch-
schule wieder zugute kommen.

5. Lehrkdrper

Der Lehrkorper setzt sich aus Dozenten, Gastdozenten und Lehrbeauftragten
zusammen.

Auch fir die Dozenten soll der Lehrauftrag grundsatzlich befristet, ausnahms-
weise unbefristet sein.

Das Verhdlinis zwischen den Dozenten aus den Gestaltungsbereichen und de-
nen aus wissenschaftlichen Disziplinen mul mit Riicksicht auf die grundlegende
Bedeutung des interdisziplindren Zusammenwirkens ausgewogen sein.

Die besondere Art des Studiums erfordert eine entsprechend qualifizierte
Dozentenschaft. Die Kommission geht davon aus, daB bei der voraus-
sichtlichen Zahl von 150 Studenten das Aufbaustudium von 12 bis 15 haupt-
amtlichen Dozenten sowie einer Gruppe von Gastdozenten und Lehrbeauf-
tragten, fiir deren Vergiitung ein groBerer Betrag zur Verfiigung stehen
muB, bewdltigt werden kann.

Bei der bewuBt gering gehaltenen Zahl von Dozenten erscheint es aber
wichtig, daB deren Arbeitsvertrdage grundsatzlich befristet werden, damit
die Flexibilitdt der Hochschule erhalten bleibt. Das schliet nicht aus, daB
auch in Einzelfillen Dozenten auf Dauer angestellt werden kénnen.

Die Zusammensetzung des Lehrkorpers richtet sich nach den Arbeitsge-
bieten und Studienzielen. Das bedeutet, daB bei den Dozenten das Verhdlt-
nis zwischen Fachkréften aus den Gestaltungsbereichen und Fachkréften
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aus den wissenschaftlichen Disziplinen auch zahlenmidBig ausgewogen sein
soll. Wenn voriibergehend die Art der Lehrveranstaltungen oder Projekte
jedoch mehr Fachkrilte des einen oder anderen Bereichs erfordern, so soll
dicses Bediirfnis durch entsprechende Berufung innerhalb der Gruppen der
Gastdozenten und Lehrbeauftragten abgedeckt werden.

Durch die Méglichkeit, qualifizierte Lehrkrafte mit héher dotierten Ver-
tragen fiir relativ kurze Zeit als Dozenten oder Gastdozenten zu gewinnen,
kann besonders das Anfangsstadium der Hochschule gesichert werden.

Die Kommission schldgt vor, an der Hochschule zu versuchen, ohne Assisten-
ten auszukommen.

Das Studienprogramm sicht unter anderem die Ausbildung der Studieren-
den fiir eine Lehrtdtigkeit vor; die Studierenden praktizieren zu diesem
Zweck eine eigens fiir sie geplante begrenzte Lehrtétigkeit. Die piddagogi-
sche Aufgabe der Assistenten, nimlich an einem begrenzten Lehrauftrag
padagogische Erfahrungen zu erwerben, wird hier von den Studierenden
ibernommen. Dariiber hinaus sind die Zusammenarbeit zwischen Dozenten
und Studierenden sowie deren relativ hoher Grad der Ausbildung Argu-
mente dafiir, dafBi cin Zwischenglied zwischen diesen beiden Gruppen nicht
notwendig ist.

Die verbleibenden Verwaltungsaufgaben der Assistenten sollen durch
eigens dazu angestellte technisch-wissenschaftliche Mitarbeiter wahrge-
nommen werden. Durch den Wegfall der Assistenten werden Mittel im Stel-
lenplan frei, die fiir Gastdozenten und Lehrbeauftragte zur Verfiigung ste-
hen.

6. Dozenten — Technische Berater —
Technisch-wissenschaftliche Mitarbeiter

Die Aufgaben und Pflichten der Dozenten und Gastdozenten bestehen darin:

in Lehrveranstaltungen und im Rahmen der Arbeit an Projekten Lehrinhalte zu
vermitteln,

die Lehr- und Projektplanung mit den Studierenden auszuarbeiten,
Projekte zu leiten,
als Studienberater fiir Studierende zu wirken,

an der padagogischen Selbstverwaltung der Hochschule teilzunehmen.

Die Dozenten iibernehmen eine bestimmte Anzahl von Kontaktstunden
mit den Studierenden. Mit Kontaktstunden wird diejenige Zeit bezeichnet,
die der Dozent fiir Seminare, Vorlesungen, Beratungen und Forschungsar-
beit zusammen mit den Studierenden einsetzt. Eine entsprechende Vorbe-
reitungszeit muBl dabei beriicksichtigt werden. Die Leitung von Projekten,
Studienberatung, Mitarbeit an der Lehr- und Projektplanung und an der
pddagogischen Selbstverwaltung gehéren zu den Pflichten der Dozenten.
Gastdozenten in einem kurzfristigen Arbeitsverhiltnis kénnen von diesen
Pflichten befreit werden. Aufgaben und Pflichten der Lehrbeauftragten wer-
den im Einzelfall im Zusammenhang mit dem Lehrauftrag geregelt.

Fir Dozenten gilt das Recht des 6ffentlichen Dienstes, einschlieBlich der
Bestimmungen iiber die Nebentdtigkeit. Diese Nebentétigkeit ist auBerhalb
der Hochschule abzuwickeln und darf den Lehrbetrieb nicht beeintriachti-
gen.

Die bisherige Tatigkeit der technischen Lehrer bestand darin, neben ihrer
Funktion als Werkstattleiter dem ersten Studienjahr in Elementarkursen
handwerkliche und technische Fertigkeiten zu vermitteln und wéhrend des
Studienverlaufes als technische Berater zur Verfiigung zu stehen. Auf
Grund der Zulassungsbedingungen fiir das Aufbaustudium entfallen Ele-
mentarkurse. Damit dndert sich die Aufgabe der bisherigen technischen
Lehrer dahin gehend, daB sie Werkstétten leiten, im PlanungsausschuB und
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bei Projekten als technische Berater mitwirken. Dadurch werden neue
Tatigkeilsmerkmale geschaffen, die bei der kiinftigen Einstufung der tech-
nischen Beraler zu beriicksichtigen sind. Es wird empfohlen, die Positionen
der technischen Berater in Beamtenplanstellen zu verwandeln,

Pdadagogisch-administrative Aufgaben, wie das Dokumentieren und
Systematisieren von Arbeitsergebnissen sowie technische Arbeitsvorberei-
tungen, werden durch eigens dazu angestellte technisch-wissenschaftliche
Mitarbeiter erledigt.

7. Studenten

Die Aufgaben und Pflichten der Studierenden bestehen darin,

den eigenen Studienplan zusammen mit dem Studienberater aufzustellen,

in Lehrveranstaltungen und an Projekten als Lernende und in begrenztem Malfe
als Lehrende mitzuarbeiten,

die Leitung geeigneter Projekte zu iibernehmen,

zusammen mit den Dozenten die Lehr- und Projektplanung vorzunehmen
und an der pdadagogischen Selbstverwaltung teilzunehmen.

Im Gegensatz zum Grundstudium, das allgemeines Fachwissen vermittelt,
eriibrigt sich im Aufbaustudium ein allgemeiner, fiir alle Studierenden ver-
bindlicher Studienplan. Fiir die individuelle Studienplanung im Aufbaustu-
dium ist die Unterstiitzung durch einen Studienberater vorgesehen. Dozen-
ten und Lehrbeauftragte sollen diese Aufgabe iibernehmen. Die Zusammen-
arbeit mit dem Studienberater ist besonders in den ersten Monaten des Stu-
diums empfehlenswert. Durch die individuelle Studienplanung wird sich fiir
den Studierenden eine Schwerpunktverteilung innerhalb des Angebots aus
Lehrveranstaltungen und Projekien ergeben. Die Gesamtheit seiner Ver-
pflichtungen soll einen festgesetzten zeitlichen Rahmen nicht iiber- oder un-
terschreiten.

8. Organisation

Der Senat

Die Organe der Hochschule sind der Senat und der Rektor.

Die Kommission beschrinkt ihre Empfehlungen auf wesentliche Gesichts-
punkte der Organisation, die in einer Satzung fiir die kiinftige Hochschule
beachtet werden sollten.

Der Senat entscheidet iiber alle Angelegenheiten der Hochschule mit Aus-
nahme der laufenden Geschdfte und der der Berufungskommission iibertragenen
Aufgaben. Der Senat setzt sich zusammen aus den Dozenten mit ldngeren als
sechsmonatigen Arbeitsvertragen und der gleichen Anzahl von Studierenden, die
von der Studentenschaft auf die Dauer eines Studienjahres gewdahlt werden.

Die Mitglieder des Senats beschlieBen mit einfacher Mehrheit.

Der Senat und die Studentenschaft geben sich eine Geschéftsordnung, in der
inshesondere das Wahlverfahren geregelt wird.

Dozenten mit kiirzeren als sechsmonatigen Arbeitsvertrdgen, alle Lehrbeauf-
tragten, der Verwaltungsleiter und ein Vertreter der technischen Berater nehmen
an den Sitzungen mit beratender Stimme teil.

Die Kommission empfiehlt, das Hauptorgan der Schule paritétisch zu be-
setzen. Sie glaubt in Ubereinstimmung mit dem Modellvorschlag der Ge-
schwister-Scholl-Stiftung, daB dieser Schritt hier angesichts eines Aufbau-
studiums fiir Absolventen von Hochschulen gewagt werden kann, um so
mehr, als das Schwergewicht des postgraduate Studiums in einer Team-
arbeit von Studierenden und Dozenten liegt. Die paritatische Besetzung des
Senats erscheint gerade unter diesen Umstdnden funktionsgerecht und an
der relativ kleinen kiinftigen Hochschule fiir Gestaltung auch praktikabel.

Die zu besetzenden Dozentenstellen werden ausgeschrieben.
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Berufungskommission

Der Rektor

Zur Erarbeitung von Berufungsvorschldgen wird eine besondere Kommission
gebildet. Sie setzt sich aus gewdhlten Vertretern aus der Mitte des Senats der
Hochschule und einer gleichen Zahl von sachkundigen Vertretern der Universi-
titen Konstanz, Stuttgart und Ulm zusammen. Die Kommission beschlieft mit
cinfacher Mehrheit iliber die Vorschlige zur Berufung von Dozenten. Mit einer
Stellungnahme des Senats der Hochschule werden die Vorschldge der Berufungs-
kommission dem Kultusministerium vorgelegt.

Mit dem Vorschlag einer Berufungskommission unter Beteiligung von
Vertretern der Universitdten Ulm, Stuttgart und Konstanz wird ein neuer
Weg beschritten. Die Sachverstdndigenkommission geht bei der Besonder-
heit des Aufbaustudiums an der Hochschule davon aus, daB zur Besetzung
des Lehrkorpers Kontakte mit anderen Hochschulen wichtig sind, um deren
fachliche Erfahrung und Personalkenntnis auszunutzen.

An die Universitat Stuttgart wird wegen des engen Bezuges zwischen den
Gestaltungsbereichen und den technischen Wissenschaften, insbesondere
dem Maschinenbau, der Elektrotechnik, dem Bauingenieurwesen, der Archi-
tektur und der Luftfahrttechnik gedacht.

Die Universitdt Ulm sollte bei der Besetzung des Lehrkérpers nicht nur
wegen der unmittelbaren Nachbarschaft mitwirken. Schon jetzt bestehen
auf dem Gebiet der Psychologie und Arbeitsphysiologie wissenschaftliche
Beziehungen zwischen Medizin und Umweltgestaltung.

Die Beteiligung der Universitdt Konstanz wird fiir besonders wertvoll ge-
halten, weil dort die Sozialwissenschaften stark vertreten sind, die mit dem
Aufbaustudium der Hochschule auf unkomplizierte Weise in Verbindung
gebracht werden sollten.

Durch Beteiligung der drei Universitaten am Berufungsverfahren wird zu-
gleich an einem wichtigen Punkt eine Kooperation zwischen der Hoch-
schule fiir Gestaltung und anderen wichtigen Hochschulen des Landes ge-
schaffen. Den Rektoren der Universitdten Stuttgart, Ulm und Konstanz ist
diese Empfehlung der Kommission vorgetragen worden. Sie haben ihre Be-
reitschaft zur Kooperation ausgedriickt.

Der Rektor vertritt die Hochschule nach auBen und erledigt die laufenden Ge-
schdfte der akademischen Verwaltung. Er leitet die Sitzungen des Senats und
vollzieht seine Beschliisse.

Der Rektor wird vom Senat auf die Dauer von zwei Jahren gewdhlt. Wieder-
wahl ist moéglich. Wahlbar sind die hauptamtlichen Dozenten. Der Rektor hat
einen Stellvertreter, der fiir die gleiche Amtszeit gewdhlt wird.

Der Umfang der Vertretungsbefugnisse des Rektors hdngt von dem Status
der Hochschule und der damit verbundenen Vertretungsmacht ab.

Da der Senat wie bei anderen Hochschulen das wichtigste BeschluBorgan
der Institution ist, muB der Rektor an die Weisungen dieses Gremiums ge-
bunden sein.

9. Status der Hochschule — Zuordnung — Standort

Die zukiinftige Hochschule ist eine selbstdndige Hochschule eigener Art.
Standort der neuen Hochschule ist Ulm.

Bei den wissenschaftlichen Anforderungen und der besonderen Aufga-
benstellung ist die Kommission der Ansicht, daB die neue Hochschule den
Status einer wissenschaftlichen Hochschule rechtfertigen wiirde. Sie sieht
im Augenblick von diesem Vorschlag ab, weil unter dem gegenwartig giilti-
gen Hochschulgesetz der Zugang zum Aufbaustudium praktisch auf Hoch-
schulabsolventen mit Reifezeugnis beschrankt wére. Der Erfolg dieses Auf-
baustudiums aber steht und fallt mit der Mdéglichkeit, Absolventen wissen-
schaftlicher Hochschulen mit qualifizierten Absolventen von Ingenieur-
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schulen, Werkkunstschulen, Designschulen u. a. zur Teamarbeit zusammen-
zufithren. Deshalb wird vorgeschlagen, eine Hochschule eigener Art zu
grinden und ihr, wenn méglich, die Rechtsfahigkeit zu geben, Eine verhalt-
nismdfig selbsténdige Hochschule eignet sich nach Auffassung der Kom-
mission eher zur Entwicklung eines véllig neuartigen Aufbaustudiums als
eine Schule, die in eine gréfere Institution mit anderer Aufgabenstellung
eingegliedert ist. Davon abgesehen entstiinden bei einer Eingliederung
sowohl in eine Universitdt wie in eine Fachhochschule oder andere Hoch-
schule erneut Schwierigkeiten wegen der unterschiedlichen Vorbildung der
Studienbewerber. Der Gedanke der Angliederung an eine bestehende Hoch-
schule ist jedoch aufgegriffen worden. Wihrend im pddagogischen Bereich
eine Verbindung zu den Universititen iiber eine gemischte Berufungskom-
mission, im iibrigen aber die Selbstdndigkeit fiir richtig gehalten wird, er-
scheint eine eigene Verwaltung fiir die verhdltnismédBig kleine Hochschule
nicht erforderlich. Die Verwaltungsaufgaben, z. B. die Verwaltung der Per-
sonalangelegenheiten, Bewirtschaftung der Haushaltsstellen, Angelegenhei-
ten der Studierenden, kénnen nach Auffassung der Kommission wirtschaft-
lich von der gréferen Verwaltung der Universitit Ulm iibernommen wer-
den, die dazu bereit ist. Die verwaltungsméaBige Angliederung an die Uni-
versitdt Ulm liegt angesichts der Uberlegungen fiir den Standort der neuen
Schule nahe.

Die Kommission hat die Standortfrage unvoreingenommen erdértert und
auch gepriift, inwieweit lokale Einfliisse zu den Schwierigkeiten der alten
HfG beigetragen haben. Vor- und Nachteile eines Standortes in der GroB-
stadt wurden diskutiert. Zwei Gesichtspunkte waren schlieflich fiir die
Empfehlung, Ulm als Standort zu wéhlen, maBgebend. Die unverziigliche
Neugriindung, die auch dem Willen der Landesregierung entspricht, setzt
eine raumliche Ausstattung voraus, die nur in Ulm in den Gebiuden der
Geschwister-Scholl-Stiftung vorhanden und sofort verflighar ist. Die Kom-
mission hat die Raume der alten HIG besichtigt und hélt sie, von der diirfti-
gen Ausstattung einiger Werkstdtten abgesehen, fiir geeignet, das Aufbau-
studium aufzunehmen. Uber 4000 qm Nutzflichen, darunter 900 qm Studien-
raume, 1800 qm Werkstattflichen sowie ein Studentenheim mit 56 Platzen
und 12 Dozentenhduser kénnen in Ulm sofort in Benutzung genommen wer-
den. Ein weiterer Gesichtspunkt, der fiir Ulm spricht, sind Ansehen und Er-
folge der alten HIG, die vor allem im Ausland mit dem Namen Ulm in Ver-
bindung gebracht werden. Dieser Ruf darf nicht verschenkt werden. Er
sollte dem jetzt geplanten Aufbaustudium zugute kommen, das auf dem von
der HfG in Ulm geschaffenen Fundament aufbauen kann.

10. Aufbaustufen — Ubergang

Aufbaustuien Zur Einfiihrung des Aufbaustudiums sind 2 Betriebsstufen nétig, die sich mit
den Studienjahren 1969/70 und 1970/71 decken. Wihrend dieser Aufbauzeit wird
der Studienbetrieb fiir eine begrenzte Zahl von Studienbewerbern aufgenommen.
Fiir die folgenden Studienjahre werden Lehrveranstaltungen und Projektarbeiten
vorbereitet und der Lehrkérper sowie die Studentenschaft schrittweise erganzt.

Die Studenten der alten HfG, deren Studium 1968 unterbrochen wurde, werden
parallel zum Aufbaustudium einem StudienabschluB zugefiihrt.

Das Aufbaustudium kann nicht von heute auf morgen und in vollem Um-
fang begonnen werden. Ein neuartiges Aufbaustudium muB griindlich vor-
bereitet werden und erfordert eine Gruppe qualifizierter Dozenten, die
nicht alle zum 1. Oktober 1969 gewonnen werden kénnen. Der Anfang wird
dadurch erschwert, daB rund 60 Studenten des 2. und 3. Studienjahres mit
der SchlieBung der alten HfG ihr Studium in Ulm unterbrochen haben und
parallel zum Aufbaustudium von dem neuen Lehrkérper zu einem Studien-
abschluB3 gefiihrt werden miissen. Deshalb empfiehlt die Kommission, ‘den
Studienbetrieb in zwei Betriebsstufen etappenweise aufzunehmen. Bei der
Kiirze des geplanten Studiums sollten allerdings zwei Etappen des Aufbaus
ausreichen, damit der Anreiz fiir Bewerber nicht verlorengeht.

15
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1. Betriebsstufe Die erste Stufe beginnt im Oktober 1969 mit dem 1. Studienjahr. 20 Bewerber
fiir das Aufbaustudium konnen aufgenommen werden, wihrend rund 60 Studen-
ten der alten HfG ihr abgebrochenes Studium fortsetzen. Zur Aufnahme des Stu-
dienbetriebes sind mindestens 6 Dozenten und eine Anzahl von Lehrbeauftragten
notig.

Eine Griindungskommission, die sich je aus einem Vertreter der Universitdten
Konstanz, Stuttgart und Ulm und aus drei Mlitgliedem der Sachverstandigenkom-
mission zusammensetzt, erarbeitet Vorschlage zur Berufung der Dozenten, die
schon in der ersten Betriebsstufe zur Verfliigung stehen miissen.

Fiir die zweite Betriebsstufe sind weitere Berufungen nach dem in Ziffer 8 vor-
gesehenen Berufungsverfahren vorzunehmen.

2. Betriebsstufe Die zweite Stufe beginnt im Oktober 1970 mit dem 2. Studienjahr. Es konnen
rund 70 neue Bewerber zum Aufbaustudium zugelassen werden.

Mit den 20 Bewerbern des 1. Studienjahres und den 60 ehemaligen Studenten
der HfG umfaBt die Studentenschaft 150 Angehérige.

Der Studienbetrieb erfordert einen Lehrkérper im geplanten vollen Umfang.
Das sind 12 bis 15 hauptamtliche Dozenten, ergdnzt durch Gastdozenten und
Lehrbeauftragte.

Obwohl das Aufbaustudium zundchst im kleinen Rahmen beginnt, soll
von Anfang an die Zusammenarbeit zwischen den Gestaltungsbereichen
und den relevanlen wissenschaftlichen Disziplinen gewdhrleistet sein. Das
bedeutet, daBl bereits bei Beginn die Arbeitsgebiete Bauen, Kommunikation
und Produktgestaltung und von den wissenschaftlichen Fachern etwa
Soziologie, experimentelle Psychologie und Kybernetik mit je einem Dozen-
ten besetzt werden sollen.

Bei den Projektarbeiten wird es sich in der ersten Stufe vorwiegend um
selbstgestellte Aufgaben handeln miissen. Im iibrigen geht es darum, den
vollen Studienbetrieb fiir die zweite Betriebsstufe vorzubereiten und den
Lehrkorper daraufhin zu ergdnzen.

Es wird empfohlen, gerade wahrend des Aufbaus von befristeten Arbeits-
vertragen Gebrauch zu machen, damit die neue Hochschule personell be-
weglich bleibt.

Fir die Studenten der alten HfG stellt die zukiinftige Hochschule fiir den
Ubergang einen Studienplan auf, der sinngeméaB das Lehrangebot des friithe-
ren Grundstudiums enthdlt und diese Studenten ziigig einem Studienab-
schluB zufiihrt.

Die Kommission geht davon aus, daB zumindest im Laufe der zweiten
Stufe der volle Studienbetrieb mit 150 Studenten, darunter 60 Studenten der
alten HfG, erreicht wird. Dazu ist der vollbesetzte Lehrkoérper erforderlich.

Am Ende der zweiten Betriebsstufe erreicht die Haélfte der friiheren
HfG-Studenten den StudienabschluB3 (Diplom). Auch ein Teil der Studenten
des Aufbaustudiums beendet nach zwei Jahren sein Studium. Die Uber-
gangszeit flir ehemalige HfG-Studenten dauert allerdings nur im ungiinstig-
sten Fall 3 Jahre. In vielen Féllen wird sie durch Anrechnung zwischenzeit-
licher Studien verkiirzt.

Im folgenden dritten Studienjahr konnen etwa 120 Studenten das Aufbau-
studium betreiben, wahrend die letzten HfG-Studenten abschlieBen.
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39. Sitzung — 16. Juli 1969 — Anlage 5

Anlage 5

zu den Verhandlungen des Landtags von Baden-Wiirttemberg
39. Sitzung

Empiehlung

des Ausschusses fiir Kulturpolitik, Jugend und Sport
an den Finanzausschufl
zu-dem Schreiben des Staatsministeriums vom 24. Juni 1969
betr. Hochschule fiir Gestaltung
Drucksache 1152

Der Landtag wolle beschlieBen: nisteriums vom 24.Juni 1969 (Drucksache 1152)
Vom Schreiben des Staatsministeriums vom niedergelegten Konzeption vor;

24.Juni 1969 — Drucksache 1152 — Kenntnis zu 4. die Regierung zu beauftragen, mit dem Bund und

nehmen; der Stadt Ulm wegen einer finanziellen Mitbeteili-

. mit Wirkung vom 15. Oktober 1960 wird an der gung zu verhandeln und die bisherigen Beschliisse

. der Landtag behélt sich eine abschlieBende Stel-

Universitat Stuttgart ein Institut fiir Gestaltung des Landtags in diesem Zusammenhang zu beach-

mit dem Sitz in Ulm unter der Bezeichnung ten.
»Universitdt Stuttgart —
Institut fiir Gestaltung in Ulm* Den 16. Juli 1969
errichtet;
Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

lungnahme zu der in dem Schreiben des Staatsmi- gez. Marczy gez. Brachat
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Drucksache V- 12 54

i;ett Hodischule fitr Gestaltung

Berichtigte Fassung

Antrag

des Finanzausschusses
zu dem Schreiben des Staatsministeriums
vom 24. Juni 1969 —
Drucksache 1152

Der Landtag wolle beschlieBen,

1.

vom Schreiben des Staatsministeriums vom
24, Juni 1969 — Drucksache 1152 — Kenntnis zu
nehmen;

. mit Wirkung vom 15. Oktober 1969 wird an der

Universitat Stuttgart ein Institut fir Gestaltung
mit dem Sitz in Ulm unter der Bezeichnung:

«Universitat Stuttgart —
Institut fir Gestaltung in Ulm"*

errichtet;

. der Landtag beauftragt den Ausschuff fiir Kultur-

politik, Jugend und Sport und federfithrend den
FinanzausschuB, eine abschlieBende Stellung-
nahme zu der in dem Schreiben des Staatsministe-
riums vom 24. Juni 1969 (Drucksache 1152) nieder-
gelegten Konzeption abzugeben;

. die Regierung zu ersuchen, mit dem Bund und der

Stadt Ulm wegen einer finanziellen Mitbeteili-
gung zu verhandeln und die bisherigen Beschliisse
des Landtags in diesem Zusammenhang zu beach-
ten.

Den 16. Juli 1969

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

gez. Marczy gez. Hans Frank

Ausgegeben am 16. Juli 1969



77. Sitzung — 16. Juli 1970

(Stellv. Prdsident Dr. Miiller)

Es ist die Uberweisung des Initiativgesetzentwurfs
an den AusschuB fir Kulturpolitik, Jugend und Sport
vorgeschlagen. — Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist
so beschlossen.

Punkt 6 der Tagesordnung ist erledigt.

Punkt 7 haben wir bereits vorher erledigt.

9.

Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung:

Zweite und Dritte Beratung des Entwurfs eines Ge-
setzes iiber vermogenswirksame Leistungen

mit dem Antrag des Finanzausschusses — Druck-
sachen 2726, 2866.

Schriftlicher Bericht Nr.232 — Berichterstatter:
Abg. Dr. Friedrich Miiller.*)

Herr Berichterstatter, wiinschen Sie das Wort?
(Abg. Dr. Friedrich Miller: Nein!)
— Das ist nicht der Fall.

Das Wort wird auch sonst nicht gewiinscht.

Wir kommen zur Einzelberatung. Abstim-
mungsgrundlage ist der Antrag des Finanzausschusses
Drucksache 2866. Der FinanzausschuB8 schldgt Ihnen
vor, dem Gesetzentwurf unverdndert zuzustimmen.

Ich rufe auf

§1.
— Zustimmung.
§2
— Zustimmung.
§3
— Zustimmung.
§4
— Zustimmung.
§5
— Zustimmung.
§6
— Zustimmung.
Wir haben noch iiber den Abschnitt II des AusschuB-
antrags abzustimmen. — Auch ihm stimmt das Haus

Zu.
Damit ist die Zweite Beratung abgeschlossen.

Wir kommen zur

Dritten Beratung.
Wird eine Allgemeine Aussprache gewlinscht? —
Das ist nicht der Fall.

Wir kommen zur Einzelberatung. Abstim-
mungsgrundlage sind die Beschliisse Zweiter Beratung,
die soeben gefaBt worden sind.

Ich rufe auf

§ 1.
— Zustimmung.

§2
— Zustimmung.

§3
— Zustimmung.

§4
— Zustimmung.

§5

— Zustimmung.
———

') Anlage 3, Seite 4509

§6
— Zustimmung.

Die Einleitung

lautet: ,Der Landtag hat am 16. Juli 1970 das folgende
Gesetz beschlessen, das hiermit verkiindet wird:".

Die Uberschrift

lautet: ,Gesetz liber vermégenswirksame Leistungen”.
— Sie stimmen zu.

Wir kommen zur

SchluBabstimmung.

Wer dem Gesetz insgesamt zustimmen will, den bitte
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Das Gesetz ist einstimmig angenommen.

Damit ist Punkt 8 der Tagesordnung erledigt.

Punkt 9 ist bereits heute mittag behandelt worden.

10.

Ich rufe auf Punkt 10 der Tagesordnung:

Antrag des Finanzausschusses zu dem Schreiben
des Staatsministeriums vom 24, Juni 1969 betr.
Hochschule fiir Gestaltung — Drucksachen 1152,
2701.

Schriftlicher Bericht Nr. 231
Abg. Marczy.")

Der Herr Berichterstatter wiinscht das Wort nicht.

Ich darf noch darauf hinweisen, da8 in dem Antrag
Drucksache 2701 Abschnitt II das Datum, also die For-
mulierung ,bis zum 1.Mai 1970", gedndert werden
sollte. Ich schlage dafiir vor ,bis zum 1.September
1970". — Dem wird nicht widersprochen.

Herr Kultusminister, wollen Sie dem Datum wider-
sprechen?

(Kultusminister Dr. Hahn: Ich mdchte bitten,
zu formulieren ,bis zum 1. Oktober 1970"!)

— Der Herr Kultusminister schldgt vor, zu formulieren
»bis zum 1, Oktober 1970", — Sie stimmen diesem Vor-
schlag zu. Damit entfallt mein Vorschlag: 1. September.

Dem Antrag wird im dbrigen nicht widersprochen.
Er ist mit der MaBgabe, statt ,1.Mai 1970" zu setzen
»1. Oktober 1970“, angenommen.

— Berichterstatter:

11.

Ich rufe auf Punkt 11 der Tagesordnung:
Antrag des Finanzausschusses zur Reform des
Schulwesens — Drucksache 2868.
Schriftlicher Bericht Nr.217 — Berichterstatter:
Abg. Dr. Kosiek.")
Wiinscht der Herr Berichterstatter das Wort?
(Abg. Dr.Kosiek: Nicht als Berichterstatter!)
Wird sonst das Wort gewtiinscht?

(Abg. Dr.Kosiek: Ich bitte zur Geschéftsord-
nung, punktweise abzustimmen!)

") Anlage 4, Seite 4510

**) Anlage 5, Seite 4511

4487
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Ausgegeben am 15. Juni 1970

betr. Hochschule fiir Gestaltung

Antrag

des Finanzausschusses

zu dem Schreiben des Staatsministeriums
vom 24. Juni 1969 — Drucksache 1152

Der Landtag wolle beschlieBen:

L

Von dem Schreiben des Staatsministeriums wvom
24. Juni 1969 — Drucksache 1152 — Kenntnis zu neh-
men.

11

Die Landesregierung zu ersuchen,

hinsichtlich der Universitdt Stuttgart, Institut fir Ge-
staltung in Ulm, bis zum 1. Mai 1970 zu berichten iiber
1. a) Art des Studiums

b) Arbeitsgebiete und Studienziele

¢) Gang des Studiums

d) Lehrplanung

e) Lehrkorper

f) Studenten

g) Organisation,

2. den Stand der Verhandlungen mit dem Bund und der
Stadt Ulm wegen einer finanziellen Beteiligung.

Den 21. April 1970

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
gez. Marczy gez. Hans Frank
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Anlage 4

zu den Verhandlungen des Landtags von Baden-Wiirttemberg
11. Sitzung

Schriftlicher Bericht

Nr. 231

iiber die Beratungen des Finanzausschusses

zu dem Schreiben des Staatsministeriums vom 24. Juni 1969
betr. Hochschule fiir Gestaltung — Drucksachen 1152, 2701

Berichterstatter: Abg. Marczy

Der AusschuB fir Kulturpolitik, Jugend und Sport
behandelte das Schreiben des Staatsministeriums vom
24.Juni 1969 — Drucksache 1152 — in seiner 26. Sit-
zung am 12. Dezember 1969.

Abgeordnete der CDU, der SPD und der FDP/DVP
sprachen sich dafiir aus, zundchst einen Bericht iiber
die bis zum AbschluBl des ersten Semesters gemachten
Erfahrungen abzuwarten und dann erst in eine Sachde-
batte einzutreten,

Der AusschuB} stimmte folgender Empfehlung zu:

.Der Landtag wolle beschlieBen:

L

Von dem Schreiben des Staatsministeriums vom
24.Juni 1969 — Drucksache 1152 — Kenntnis zu neh-
men.

1I.

Die Landesregierung zu ersuchen,

hinsichtlich der Universitét Stuttgart, Institut fir Ge-
staltung in Ulm, bis zum 1. Mai 1970 zu berichten {ber

4510

1. a) Art des Studiums

b) Arbeitsgebiete und Studienziele’

c) Gang des Studiums

d) Lehrplanung

e) Lehrkorper

f) Studenten

g) Organisation; .
2. den Stand der Verhandiungen mit dem Bund und der

Stadt Ulm wegen einer finanziellen Beteiligung.”

Der FinanzausschuB befaBte sich mit dieser Angele-
genheit in seiner 61.Sitzung vom 21. April 1970. Er
stimme der Empfehlung des Xulturpolitischen Aus-
schusses unverdndert zu.

Es ist darauf hinzuweisen, daB der in der Empfehlung

genannte Termin vom 1.Mai 1970 gedndert werden
muB. Der Altestenrat schlégt eine Anderung auf 1. Sep-

tember 1970 vor.
Ich empfehie 50 zu verfahren.

Den 1§. Juli 1870
gez. Marczy

B
R



“pandtag von Baden-Wiirttemberg * 5. Wahlperiode

Drucksache V—2337/I

petr. Institut fiir Umweliplanung in Ulm

Ausgegeben am 5. Mai 1970

Schriftliche Antwort des Kultusministeriums
auf die Kleine Anfrage des Abg. Dr. Brandenburg (FDP/DVP) — Drucksache 2337 vom 25. Miirz 1970

Die Kleine Anfrage hat folgenden Wortlaut:

Ich frage die Landesregierung:

1. Woran liegt es, daB die Dozenten, die sich dem Institut
zur Verfliigung gestellt haben, bis jetzt noch keine Ver-
trdge haben?

2. Wodurch ist es bedingt, daB noch kein hauptamtlich
tdtiger Verwaltungsleiter bestellt wurde?

3. Wie begriindet es die Landesregierung, daB bei den

Mitarbeitern der Geschwister-Scholl-Stiftung, die von
der Universitdt Stuttgart {ibernommen wurden, noch
immer nicht sichergestellt ist, welche ihrer Vordienst-
zeiten angerechnet werden?

4, Wann werden die in den Gebduden der Stiftung not-
wendigen Unterhalts- und Instandsetzungsarbeiten aus-
gefiihrt werden?

Mit Schreiben vom 23. April 1970 Nr. H 7000-1/75 beantwortet das Kultusministerium
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium die Kleine Anfrage wie folgt:

1.

Im Zweiten Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 1969
waren fir das Institut fiir Gestaltung der Universitit
Stuttgart in Ulm vier Stellen fiir Dozenten ausgebracht.
Nach Ausschreibung dieser Stellen und Sichtung der
daraufhin eingegangenen Bewerbungen hat die Univer-
sitdt mit Bericht vom 8. Oktober 1969 Besetzungsvor-
schldge fiir drei Dozentenstellen vorgelegt. Das Kultus-
ministerium stimmte diesen Vorschldgen zu und bat
die drei vorgeschlagenen Herren mit Schreiben vom
22, Oktober 1969 sich wegen der Anstellung mit der
Universitdt in Verbindung zu setzen. Die Verhandlun-
gen zwischen der Universitit und den Bewerbern zo-
gen sich langere Zeit hin. Eine Verzdgerung beim Ab-
schluB der Vertrdge ergab sich auch dadurch, da8 zur
Festsetzung der auBertariflichen Vergiitungen fiir die
Dozenten die Zustimmung des Finanzministeriums not-
wendig ist. In einem der Fille wurde diese Zustimmung
inzwischen erteilt. Die Universitdt hat mit diesem Do-
zenten Mitte M4rz einen Anstellungsvertrag abge-
schlossen. Ein zweiter Fall liegt zur Zeit zur Entschei-
dung beim Finanzministerium. Fiir den dritten Dozen-
ten hat die Universitdt nach Abschlui der Verhandlun-
gen mit Bericht vom 18, Mé&rz 1970 eine auBertarifliche
Vergiitung beantragt, zu der die Zustimmung des Fi-
nanzministeriums noch eingeholt werden mus8.

Im Staatshaushaltsplan 1970 sind zwei weitere
Dozentenstellen ausgebracht worden. Die Besetzungs-
vorschldge fiir diese Stellen und die noch offene
vierte Stelle aus dem Zweiten Nachtrag zum Staats-
haushaltsplan 1969 sind am 4. Februar 1970 beim Kul-

tusministerium eingegangen. Auch diesen Vorschldgen
hat das Kultusministerium zugestimmt und die Bewer-
ber gebeten, sich wegen der Anstellung mit der Uni-
versitdt Stuttgart in Verbindung zu setzen. Mit Bericht
vom 18. Mdrz 1970 hat die Universitdt Antrdge zur
Festsetzung der auBertariflichen Verglitung fiir diese
drei Dozenten vorgelegt. Sobald die erforderliche Zu-
stimmung des Finanzministeriums zu diesen Ver-
gitungsvorschldgen vorliegt, werden die Vertrdge mit
den Dozenten abgeschlossen werden.

2.

Die Universitat Stuttgart hat schon im Dezember
1969 die Stelle fiir einen Verwaltungsbeamten beim In-
stitut fiir Gestaltung in Ulm ausgeschrieben. Ein Beam-
ter der Universitdtsverwaltung, der sich hierauf be-
worben hatte, wurde ausgewdahlt und, zundchst an drei
Tagen in der Woche, zur Dienstleistung an das Institut
fir Gestaltung in Ulm abgestellt. Im Dezember 1969 er-
klérte dieser Beamte, daB er aus verschiedenen Griin-
den die Stelle des Verwaltungsbeamten in Ulm doch
nicht libernehmen wolle. Die Universitdit muBte die
Stelle deshalb nochmals ausschreiben und steht nun
mit mehreren Bewerbern in Verbindung. Eine Entschei-
dung tber die endgiiltige Besetzung der Stelle ist noch
nicht getroffen worden. Die Aufgaben des Verwal-
tungsbeamten beim Institut fiir Gestaltung in Ulm wer-
den jedoch ilibergangsweise weiterhin in der bisheri-
gen Form von dem urspriinglich vorgesehenen Beam-
ten der Universitdt Stuttgart wahrgenommen.
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3.

Die Geschwister-Scholl-Stiftung als Dienstherrin der
Bediensteten der fritheren Hochschule fiir Gestaltung
in Ulm war eine Stiftung des Biirgerlichen Rechts. Die
Anrechnung der Dienst- und Beschéftigungszeiten der
vom Land Baden-Wiirttemberg iibernommenen Ange-
stellten und Arbeiter der friheren Hochschule fiir Ge-
staltung ist nur aufgrund einer auBertariflichen Rege-
lung méglich, die der Zustimmung des Finanzministeri-
ums bedurfte. Das Finanzministerium hat inzwischen
folgender Regelung zugestimmt:

a) Anrechnung der vor der Ubernahme in den Landes-
dienst ununterbrochen geleisteten Vordienstzeiten
als Beschéftigungszeit und als Dienstzeit im Sinne
der Tarifbestimmungen,

Drucksache 2337 /ll

b) Gewdhrung der zuletzt bezogenen Grundvergiitung, -
sofern die Einstellung in derselben Vergiitungs.
gruppe vorgenommen wird.

4.

Die Gebdude und Grundstiicke der fritheren Hoch-
schule fur Gestaltung sind noch nicht in das Eigentun
des Landes iibergegangen. Zur Abwendung von Gefahr
wurden schadhafte Teile der Elektroinstallation ip. :
standgesetzt. Ebenso wurden unaufschiebbare Arbeiten
an den Sanitadranlagen ausgefiihrt. Zur Zeit werden
vom Universitdtsbauamt der genaue Umfang der Bau-
arbeiten und die Hohe der Reparaturkosten ermittelt,
Da samtliche Bauarbeiten ohne gréfiere Stérung des In-
stitutsbetriebs durchgefiihrt werden miissen, ist mit
einer 10- bis 16monatigen Bauzeit zu rechnen.

gez. Dr. Hahn
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(Finanzminister Gleichauf)
die wenigen o6ffentlichen Biichereien — zunéchst ein-
mal begegnet werden k&énnen.

Stellv., Prdsident Dr.Miiller: Wir kommen zur Ab-
stimmung. Wer dem Antrag Drucksache 6055 zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Das letzte war die Mehrheit. Der Antrag ist
abgelehnt.

Ich stelle die Zustimmung des Hauses zu Kapi-
tel 1465 fest.

Kapitel 1467
Staatliche Hohere Forstfachschule
Rottenburg/Neckar.
— Zustimmung.
Kapitel 1470

Sonstiger Aufwand fiir Fachhochschulen
und Héhere Fachschulen
— Zustimmung.

Meine Damen und Herren! Wir haben jetzt auf der
Drucksache 6004, die ja Beratungsgrundlage ist, noch
abzustimmen iiber den

Abschnitt IT:
Den Rechnungshof zu bitten ... — Zustimmung.

(Abg. Dr. Brandenburg: Uber die Ziffer 117 ist
noch nicht abgestimmt!)

— Vielen Dank!
Ich hole das nach:

Ziffer 117.
— Zustimmung.
Abschnitt III:
Dem AusschuB fiir Kultuspolitik, Jugend und Sport zu
liberweisen ...— Zustimmung.
AbschnittIV:
Abzulehnen ... — Zustimmung.

(Abg. Dr.Kosiek: Gegen die Stimmen der
NPD-Fraktion!)

— Gegen die Stimmen der NPD-Fraktion ist Abschnitt
IV angenommen.

Abschnitt V:

Die Landesregierung zu ersuchen ... — Zustimmung.

Abschnitt VI:

Der Regierung als Material zu iberweisep
stimmung.
: Abschnitt VII:

Fiir erledigt zu erklédren...— Zustimmung,
Damit ist Punkt 1 der Tagesordnung erledigt,

2.

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung:

Antrag des Finanzausschusses zu dem §
des Staatsministeriums vom 16. NOVembﬂlm
betr. Richtlinien iiber die Verteilung der Tolo-mm
Lottomittel — Drucksachen 5850, 5993,

Schriftlicher Bericht Nr. 369 — Benchterstaﬁu!
Abg. Jung.*)
Der Herr Berichterstatter wiinscht das Wort nichf
Auch sonst wird das Wort nicht gewunscht. . X

stelle die Zustimmung des Hohen Hauses zu dem -Ally
trag des Finanzausschusses fest.

3.

‘Wir kommen zu Punkt 3:

Antrag des Finanzausschusses zu dem Schreilien
des Staatsministeriums vom 6. Oktober 1970 betia
Institut fiir Gestaltung der Universitit Stuttgart3
Ulm — Drucksachen 3359, 6030.

Schriftlicher Bericht Nr. 374 (Seite 8084)i— B,
richterstatter: Abg. Uhrig. **)

Das Wort wird nicht gewiinscht. — Ich stelle dieZ®
stimmung des Hohen Hauses zu dem Antrag ae&
Finanzausschusses fest.

Damit, meine Damen und Herren, ist die Tagesord=
nung der heutigen Sitzung abgewickelt.

Ich berufe die 129.Sitzung auf Donnerstag.a;,m
27. Januar 1972, 10 Uhr, also auf morgen frilh 1U.MON
ein. Die Tagesordnung ist bereits verteilt und. lones
bekannt,

Ich dank Ihnen fiir das lange Ausharren.

Die Sitzung ist geschlossen.

*) Anlage 2, Seite 8141
**) Anlage 1 (Seite 8084), Seite 8073

{Schluf der Sitzung 20 Uhr 4 Minuten.)

8072
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petr. Institut fiir Gestaltung
der Universitit Stuttgart in Ulm

Ausgegeben am 21. Oktober 1970

Schreiben des Staatsministeriums
auf den Beschlufl des Landtags vom 16. Juli 1970 — Drucksache 2701

Staatsministerium
Baden-Wiirttemberg
Ministerpréasident

Nr. 4512/1/46

An den
Herrn Préasidenten des Landtags
von Baden-Wiirttemberg

7 Stuttgart
Haus des Landtags

Stuttgart O, den 6. Oktober 1970

Richard-Wagner-StralBe 15
Fernsprecher: 299301

Betreff: Institut fiir Gestaltung der Universitédt Stuttgart in Ulm
— BeschluB des Landtags vom 16. Juli 1970 (Drucksache V-2701)

Bezug: Ihr Schreiben vom 21. Juli 1970

Sehr geehrter Herr Landtagsprasident!

Namens der Landesregierung beehre ich mich, zu dem
BeschluB des Landtags vom 16.Juli 1970 folgendes zu
berichten:

L

Das Institut fiir Gestaltung der Universitadt Stuttgart
in Ulm ist am 14. Oktober 1969, also vor knapp einem
Jahr, eroffnet worden. An dem Institut wird erstmalig
und bisher einmalig in der Bundesrepublik ein Aufbau-
studium fiir die Gestaltungsbereiche angeboten. Da Er-
fahrungen iber ein solches Aufbaustudium, insbeson-
dere die vollig neue Art des ,Projektstudiums”, nicht
vorliegen, mufi die Konzeption des Instituts weitge-
hend von Grund auf neu erarbeitet werden. Hierbei be-
deutet der dem Landtag mit Schreiben vom 24.Juni
1969 ibermittelte Vorschlag einer Sachverstiandigen-
kommission zwar eine wertvolle Hilfe; er kann aber
die sich aus der praktischen Arbeit ergebenden Er-
kenntnisse nicht ersetzen. Die Landesregierung bittet,
diese Situation bei der Beurteilung des nachfolgenden
Berichtes zu beriicksichtigen. Das Institut fiir Gestal-
tung befindet sich noch immer in einer Anlaufphase.

Eine vollig gesicherte Aussage zu den im BeschluB des
Landtags vom 16. Juli 1970 angesprochenen Fragen ist
daher noch nicht mdglich. Zu den einzelnen Punkten
des Landtagsbeschlusses vom 16. Juli 1970 wird folgen-
des ausgeflihrt:

1. Bericht iiber das Institut flir Gestal-
tung

a) Art des Studiums

Das Studium am Institut fiir Gestaltung ist ein
Aufbaustudium, das sich mit Problemen der Um-
weltplanung und Umweltgestaltung befafit. Hier-
bei vermittelt das Studium keine fachspezifische
Ausbildung. Es soll vielmehr den Studenten
durch multidisziplindre Zusammenarbeit zu der
Fahigkeit fiihren, komplexe Umweltprobleme zu
erkennen und zu losen. Hierbei ist wesentlich,
daB das Studium sich grundsétzlich im Rahmen
von Projekten bewegt, zu deren Bearbeitung sich
jeweils eine Gruppe von Studenten der verschie-
densten Fachdisziplinen zusammenschliet. Die
Projekte werden gemeinsam von Dozenten und

1
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Studenten des Instituts festgelegt. Sie sollen eine
gesellschaftliche Aktualitdt besitzen, unter den
personellen und technischen Bedingungen des In-
stituts durchfiihrbar und an den jeweiligen Quali-
fikationen der Dozenten und Studenten orientiert
sein. Die Projekte sollen auBlerdem die Mdglich-
keiten einer interinstitutionellen Kooperation be-
riicksichtigen und sich entsprechend dem Seme-
sterrhythmus gliedern lassen. Im allgemeinen soll
die Bearbeitung eines Projektes nach zwei bis
hochstens vier Semestern abgeschlossen sein.

Auf Grund der Planungen im Wintersemester
1969/70 haben sich am Institut fiir Gestaltung bis-
her folgende Arbeitsgruppen gebildet, die sich
nun mit der Ausarbeitung von Vorschldgen fiir
einzelne Projekte befassen: ,Arbeitsplatz”; ,Be-
dirfnisforschung”; ,Dichtes Wohnen"; ,Frei-
zeit”; ,Kinderbuch”; ,Planungsmethodik und Pla-
nungstheorie”.

b) Arbeitsgebiete und Studienziele

Bei den Erérterungen iber die Aufgaben des In-
stituts hat sich gezeigt, da die von der Sachver-
standigenkommission vorgeschlagene Bildung
von drei festformulierten Arbeitsbereichen, ndm-
lich ,Bauen”, ,Produktgestaltung” und ,Kommu-
nikation”, dem eigentlichen Sinn des Aufbaustu-
diums nicht gerecht wiirde. Es mul vielmehr die
Moglichkeit bestehen, daB sich im Rahmen der
projektbezogenen Gruppenarbeit Fachleute der
verschiedensten Bereiche zusammenfinden und
im Teamwork versuchen, die komplexen Pro-
bleme des jeweiligen Projektes zu l6sen. Hierbei
kann sich im Verlauf der Gruppenarbeit immer
wieder die Notwendigkeit ergeben, weitere Ex-
perten eines bestimmten Faches dauernd oder un-
stdndig an der Projektgruppe zu beteiligen.

Die am Institut fiir Gestaltung zunéchst gebilde-
ten Arbeitsgruppen wurden bereits genannt. Die
Gruppe ,Arbeitsplatz” hat zundchst die Bearbei-
tung des Projekts ,Arbeitsplatz am Krankenbett”
vorgeschlagen. Im Rahmen dieses Projekts arbei-
ten Architekten, Gestalter, Physiologen, Psycho-
logen, Soziologen u. a. mit Medizinern zusam-
men.

Fiir die Bildung der Arbeitsgruppe ,Bediirfnisfor-
schung” war die Erkenntnis maBgebend, dafl Pla-
nung, gleich welcher Art, sich an Adressaten
_ richtet und zu richten hat, die die Dimension der
Gesellschaft reprasentieren und daB gesellschaft-
lich relevante Planung ihren Sinn nur erhilt,
wenn sie die ,Bediirfnisstruktur” der Adressaten
einbezieht und die Adressaten an dem Entschei-
dungsprozef in der Form beteiligt, daB ihr Inter-
esse oder Bediirfnis als Planungsinhalt beriick-
sichtigt wird.

Fir die Einrichtung der Arbeitsgruppe ,Dichtes
‘Wohnen” war entscheidend, dafl das dichte Woh-
nen fir einen groBen Teil der Gesellschaft im
stadtischen Bereich von lebensgestaltender Be-
deutung ist und in Zukunft in noch viel starkerem
MaBe werden wird. Deshalb sollen im Rahmen
der von der Arbeitsgruppe vorgeschlagenen Pro-

~——

jekte die an stéddtische Wohnformen zus stellen-
den Anforderungen unter den verschiedensten
wissenschaftlichen Gesichtspunkten untersucht
werden.

Die Arbeitsgruppe ,Freizeit” beschaftigt sich zu-
nédchst in erster Linie mit dem Projekt ,Kinder-
spielplatz”.

In der Arbeitsgruppe ,Kinderbuch” ist das Pro-
jekt ,Kinderbuch im Vorschulalter” in Angriff
genommen worden. Nach einer Analyse der bis-
her maBgebenden Kriterien fiir die Auswahl und
Verbreitung von Kinderbiichern werden in dieser
Projektgruppe die ermittelten Fakten kritisch be-
wertet und dann auf ihre funktionale Bedeutung
fir das Kind gepriift.

Die Arbeitsgruppe ,Planungsmethodik und Pla-
nungstheorie” befaBt sich hauptsdchlich mit einer
Untersuchung der theoretischen Grundlagen der
Planung.

Dabei sollen ‘anhand bereits durchgefiihrter Pla-
nungsabldufe und -objekte allgemein anwendbare
Prinzipien fiir die Einleitung und Durchfihrung
von Planungsprozessen erarbeitet werden.

Bei der Beurteilung der Studienziele ist zu be-
riicksichtigen, daBl die Teilnehmer an dem Auf-
baustudium durchweg bereits ein berufsqualifi-
zierendes Grundstudium hinter sich haben. Sinn
des Aufbaustudiums ist es nicht, dieses Grundstu-
dium zu vertiefen; vielmehr soll den Studenten
des Instituts fiir Gestaltung vor allem die Technik
der Gruppenarbeit, d.h. die Fahigkeit zum
Teamwork vermittelt werden. Ohne diese
Technik interdisziplindrer Kooperation sind die
komplizierten Probleme modemer Umweltpla-
nung nicht zu bewdltigen.

Ein weiteres Ziel des Aufbaustudiums ist die Ver-
mittlung der Fahigkeit, die fiir die heutige Um-
weltplanung aktuellen und relevanten Probleme
zu erkennen und die Einfilhrung in die Wissens-
gebiete, die ein solches Erkennen ermdglichen.
Des weiteren sollen die Studenten lernen, sich
der entscheidenden Kriterien fiir die Bearbeitung
und Lésung komplexer Umweltprobleme bewubt
zu werden (z. B. Analyse der Situation, Bediirfnis-
ermittlung, Bestimmung des Zieles, Feststellung
der Realisierungsmaoglichkeiten).

SchlieBlich ist es ein Ziel des Aufbaustudiums,
die eigene Lehrfdhigkeit der Studenten zu entwik-
keln. Hierbei geht es u.a. darum, den Studenten
die Fahigkeit zu vermitteln, die Bedeutung bzw.
Relevanz von Projekten fiir die Lehre und die
Verwirklichung von Lehrzielen zu erkennen.
Ebenso wichtig ist die Entwicklung der eigenen
Lernféhigkeit der Studenten, z.B. des Lernens,
das eigene Wissen zu relativieren und dessen
Stellenwert, vor allem in der Gruppenarbeit, zu
erkennen.

Gang des Studiums

Das Aufbaustudium am Institut fir Gestaltung
soll mindestens vier Semester, héchstens sechs
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Semester dauern. Im Laufe der beiden ersten
Semester hat sich gezeigt, daB vor bzw. neben
den rein projektorientierten Studienveranstaltun-
gen projektvorbereitende und - projektiibergrei-
fende Kurse notwendig sind. Es stellte sich nam-
lich heraus, daB die Studenten auf Grund der
Heterogenitdt ihrer Vorbildung trotz ausreichen-
dem Fachwissen zum groéSten Teil nicht in der
Lage sind, sofort wirkungsvoll im Rahmen einer
Projektgruppe zu arbeiten. Deshalb sollen vom
Wintersemester 1970/71 an projektvorbereitende
und projektiibergreifende Kurse abgehalten wer-
den, in deren Rahmen die Behandlung genereller
Probleme der Projektarbeit (z.B. Begriffsbestim-
mung, Sprachregelung, Technik der Gruppenar-
beit usw.) vorgesehen ist.

Die Bearbeitungsdauer der einzelnen Projekte
soll zwei bis vier Semester nicht iiberschreiten.
Jedes Projekt soll dabei so gegliedert sein, daB
verwertbare Teilergebnisse jeweils nach Ab-
schluB eines Semesters vorliegen. Uber jedes Pro-
jekt, auch in seinen Teilabschnitten, soll ein
Arbeitsbericht angefertigt werden. Selbstver-
standlich kann und soll ein Student an mehreren
Projekten beteiligt sein.

Fiir die Beurteilung der Studienarbeiten und die
Bestdtigung des Studienabschlusses sollen die
Vorschldge der Sachverstdndigenkommission
weitgehend libernommen werden. Praktische Er-
fahrungen liegen insoweit noch nicht vor.

d) Lehrplanung

Der Hauptteil des Studiums am Institut fiir Ge-
staltung findet im Rahmen von Projektgruppen
statt. Die Themen der Projektarbeiten werden ge-
meinsam von Dozenten und Studenten festgelegt.

Jede Projektgruppe erarbeitet einen Plan fiir ihre

Arbeit und fir projektbezogene Kurse. Diese
Pldne werden mit der Studienkommission des In-
stituts, der auch Vertreter anderer Institute der
Universitdt Stuttgart angehéren, abgestimmt.

Die Themen der projektbezogenen Kurse ergeben
sich jeweils aus der laufenden Projektarbeit. Fiir
die Durchfithrung der Kurse werden nach Bedarf
Gastdozenten verpflichtet. Im Rahmen der pro-
jektbezogenen Kurse werden von den techni-
schen Lehrern des Instituts Kurse in den Berei-
chen Fotografie, Holz, Kunststoff, Metall und
Typographie angeboten.

Die projektvorbereitenden Kurse stehen am An-
fang des Studiums und sollen zundchst ein Seme-
ster dauern. In ihnen und in den das Aufbaustu-
dium begleitenden projektiibergreifenden Kursen
werden vor allem allgemeine Probleme planeri-
scher Tétigkeit, die sich nicht auf spezielle Pro-
jekte beziehen, behandelt. In der Regel miissen
die Studenten von den angebotenen Kursen min-
destens fiinf nach freier Wahl als Voraussetzung
fir die Mitarbeit in einer Projektgruppe belegen.

e) Lehrkérper

Im Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 1969 und
im Staatshaushaltsplan 1970 sind insgesamt 6
Stellen fiir Dozenten des Instituts fiir Gestaltung
ausgebracht. Diese Stellen sind inzwischen be-
setzt worden, und zwar mit Dozenten der Berei-
che ,Allgemeine Kommunikationstheorie” (2),
.Bauen” (2), ,Produktgestaltung” und ,Informa-
tionswissenschaft”. Die intensive Beanspruchung
der Dozenten 148t es notwendig erscheinen, moég-
lichst bald die von der Sachverstandigenkommis-
sion empfohlene volle Zahl von 12—15 Stellen fiir
hauptamtliche Dozenten zur Verfligung zu stel-
len. Hierbei ist auch zu berlicksichtigen, daB im
Laufe des Jahres 1971 mit der von der Sachver-
stdndigenkommission angenommenen Zahl von
150 Studenten gerechnet werden mufl. Im Entwurf
des Staatshaushaltsplans 1971 sind ebenfalls wei-
tere 6 Stellen fiir Dozenten vorgesehen. Es hat
sich als notwendig erwiesen, neben den haupt-
amtlichen Dozenten fiir das Aufbaustudium in star-
kem MaBe Gastdozenten einzusetzen, und zwar
vor allem im Rahmen der projektbezogenen
Kurse. Im Laufe des Sommersemesters 1970
haben etwa 20 Gastvortrage und Kolloquien mit
Referenten aus den verschiedensten Fachgebie-
ten (z. B. Linguistik, Sozialpsychologie, Anthropo-
logie, Politologie u. a.} stattgefunden.

f) Studenten

Beim Institut fiir Gestaltung waren im Sommerse-
mester 1970 33 Studenten der ehemaligen Hoch-
schule fiir Gestaltung, die ihr bisheriges Grund-
studium noch abschlieBen wollen, und 24 neue
Studenten fiir das Aufbaustudium eingeschrieben.
Fiir das Wintersemester 1970/71 ist mit 25 weite-
ren Studenten des Aufbaustudiums zu rechnen.
Nachdem das neue Aufbaustudium erst im Som-
mersemester 1970 angelaufen ist, kann eine
sichere Aussage iber die kiinftige Entwicklung
der Studentenzahlen vorldufig nicht gemacht
werden. Es ist jedoch damit zu rechnen, daB bis
zum Sommersemester 1971 die volle Zahl von 150
Studenten erreicht sein wird.

Die 33 Studenten der ehemaligen Hochschule fiir
Gestaltung haben im Wintersemester 1969/70 und
im Sommersemester 1970 ihre fritheren Arbeiten
nach der Ordnung der Hochschule fir Gestaltung
weitergefiihrt. Diese Studenten werden spate-
stens bis zum Ende des Wintersemesters 1970/71
ihr Grundstudium beendet haben. Danach wird
am Institut fir Gestaltung nur noch das neue
Aufbaustudium betrieben werden. Die Notwen-
digkeit der Betreuung der ehemaligen HI{G-Stu-
denten im Rahmen ihres Grundstudiums bedeutet
fiir das Institut naturgem&B eine starke Bela-
stung.

Gewisse Ubergangsschwierigkeiten ergeben sich
fiir die Studenten des neuen Aufbaustudiums u. a.
daraus, daB die Studenten vielfach noch von den
Vorstellungen des Studiums an der fritheren
Hochschule fiir Gestaltung ausgehen und erst an

3
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den vollig neuartigen, multidisziplindr orientier-
ten Aufbaustudiengang gewdhnt werden miissen.

Ein weiteres Problem ist die wirtschaftliche
Situation der Studenten des Aufbaustudiums.
Viele dieser Studenten, die ja ein berufsqualifi-
zierendes Studium bereits hinter sich haben, sind
verheiratet und miissen neben dem Studium ganz
oder zum Teil flir die Existenzgrundlage ihrer
Familie sorgen. Es wird noch zu kldren sein, in-
wieweit den Studenten hierbei Hilfen gewdhrt
werden kénnen.

Organisation

=2

Das Institut flir Gestaltung hat im Rahmen der
Grundordnung der Universitdat Stuttgart zunéchst
den Charakter einer ,zentralen Einrichtung”. Das
Institut gehdrt keinem bestimmten Fachbereich
an, sondern ist unmittelbar dem Senat verant-
wortlich. Der Senat hat eine Kommission gebil-
det, die im Rahmen der Universitat fiir die Be-
lange des Instituts zustdndig ist.

Der Entwurf einer Institutsordnung wurde von
den Mitgliedern des Instituts im Laufe des Som-
mersemesters 1970 fertiggestellt und Ende Juli
1970 dem Verwaltungsrat der Universitat Stutt-
gart vorgelegt. Die Institutsordnung bedarf der
Zustimmung des Kultusministeriums.

Gewisse Schwierigkeiten beim Institut fiir Gestal-
tung haben sich im Laufe der beiden ersten Seme-
ster aus der Tatsache ergeben, daB nicht stdndig
ein Verwaltungsbeamter zur Verfiigung stand.
Der fiir die beim Institut ausgebrachte Stelle
eines Regierungsoberamtmannes vorgesehene
Beamte der Universitat Stuttgart hat seine Bewer-
bung nach anfénglicher Zusage im Dezember
1969 wieder zurlickgezogen. Trotz intensiver Be-
mihung gelang es der Universitdt dann erst im
Laufe des Sommersemesters, fiir die Position des
Verwaltungsleiters des Instituts flir Gestaltung
einen Beamten der Universitit Ulm zu gewinnen.

2. Stand der Verhandlungen mitf dem
Bund und der Stadt Ulm wegen einer
finanziellen Beteiligung

Der Bundesminister fiir wissenschaftliche For-
schung und die Stadt Ulm wurden mit Schreiben
vom 18. September 1969 davon in Kenntnis gesetzt,
daBl von ihnen eine finanzielle Beteiligung an dem
Aufwand fir daes Institut fir Gestaltung der Univer-
sitdt Stuttgart in Ulm erwartet werde. Mit Schreiben
vom 16. Oktober 1969 hat der Bundesminister fiir
wissenschaftliche Forschung eine finanzielle Beteili-
gung des Bundes mit der Begriindung abgelehnt, daB
der Bund sich an der Finanzierung laufender Kosten
im Hochschulbereich allenfalls auf der Grundlage
von Vereinbarungen gemaf Artikel 91 b des Grund-
gesetzes unter den dort genannten Voraussetzungen
beteiligen konne, das Institut fiir Gestaltung der
Universitdt Stuttgart aber nicht als ein Institut anzu-
sehen sei, dessen iiberregionale Bedeutung eine
finanzielle Beteiligung des Bundes erforderlich

mache. Der Bund hat hierbei darauf hingewiesen,
daB Vereinbarungen gemafi Artikel 91 b GG im Be-
reich der Hochschulen auf Einrichtungen begrenzt
bleiben miiften, die von zentraler, liberregionaler
Bedeutung seien und deren Unterhaltung den Lén-
dern allein nicht zugemutet werden konne.

Die Stadt Ulm hat auf das Schreiben des Kultus-
ministeriums vom 18. September 1969 trotz wieder-
holten Erinnerungen bisher nicht geantwortet. Bei
der gegebenen Sachlage ist wohl damit zu rechnen,
daB auch die Stadt Ulm eine finanzielle Beteiligung
an dem Aufwand fiir das Institut fir Gestaltung der
Universitat Stuttgart ablehnen wird.

1L

Die Verhandlungen zwischen der Staatlichen Liegen-
schaftsverwaltung und der Geschwister-Scholl-Stiftung
iiber die Ubernahme des Anwesens der ehemaligen
Hochschule fiir Gestaltung durch das Land sind noch
im Gange. Unabhéngig von der Eigentumsfrage hat die
Staatliche Bauverwaltung inzwischen im Einverneh-
men mit der Stiftung die Bauunterhaltung des Anwe-
sens libernommen.

I1I.

Die Universitdt Stuttgart hat auf Antrag des Instituts
flir Gestaltung gebeten, der Anderung des Namens des
Instituts in ,Institut fiir Umweltplanung” zuzustimmen.
Zur Begrindung hat die Universitdt u. a. darauf hinge-
wiesen, daB das Konzept des Instituts flir Gestaltung
auf einem bestimmten Verstdndnis von Umwelt be-
ruhe. Es versuche, Umwelt nicht quantitativ, sondern
strukturell, d. h. als ein komplexes Geflige von Wech-
selwirkungen materialer, 6konomischer, soziologischer
und psychologischer Art zu begreifen. Ein Institut,
das sich mit Projekten aus dem Bereich einer so ver-
standenen Umwelt beschéftige, kdnne seine Aufgabe
nur darin sehen, an bestimmten Projekten exempla-
risch die genannten Wechselwirkungen bewuBt zu
machen, ihren geschichtlich gewordenen und damit
verdnderbaren Charakter zu erkennen, positive Beein-
flussung zu entwerfen und deren normativen Charak-
ter zu reflektieren sowie die Realisation dieser Ent-
wiirfe anzustreben. Eine solche umfassende Tatigkeit
lasse sich am ehesten mit dem Begriff ,Planung” be-
schreiben. Dieser Begriff umfasse sowohl die Analyse
empirischer Fakten (Forschung) und ihre Bewertung
als auch den Entwurf neuer Moglichkeiten und den
Versuch ihrer Verwirklichung (Gestaltung). Die Be-
griffe ,Forschung” oder ,Gestaltung” kénnten nicht
den gleichen umfassenden Bedeutungsgehalt fir sich
beanspruchen. Wiahrend Forschung eine theoretische
Komponente im Begriff ,Planung” darstelle, werde um-
gekehrt durch den Begriff ,Gestaltung” primdr die
Realisation als Endstufe des planerischen Prozesses be-
tont. In dem Gelingen dieser Realisation liege jedoch
nicht der ausschlieBliche Wert des theoretischen Ent-
wurfs. Auferdem kénne der Begriff ,Planung” die an-
gestrebte Arbeit des Instituts leichter von anderen In-
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stitutionen (etwa Werkkunstschulen) abheben, die in
immer groferer Zahl heute unter dem Namen ,Gestal-
tung” arbeiten und andere Ziele verfolgen als das In-
stitut in Ulm. Weiterhin kénnten mit dem Begriff ,Ge-
staltung” Arbeitsbereiche wie Vorschulerziehung, Er-
wachsenenbildung, dichtes Wohnen u.a. aus denen
bereits Probleme behandelt werden, nicht addquat be-
schrieben werden. Ebensowenig lieBen sich Arbeitsge-
biete der bisher berufenen und noch zu berufenden
Dozenten aus den Bereichen Kommunikationswissen-
schaft, verbale und visuelle Kommunikation, Soziolo-
gie, Padagogik, Kybernetik, Planungstheorie u.a. mit
dem Begriff ,Gestaltung” abdecken. Da ein multidiszi-
plindres Projektstudium fiir Studenten mit berufsquali-

fizierendem StudienabschluB auch in den genannten
Disziplinen angeboten werde, treffe der Name ,Institut
fir Umweltplanung” den Aufgabenbereich des Instituts
am besten.

Das Kultusministerium beabsichtigt im Hinblick auf
die von der Universitdt gegebene Begriindung, dem
Antrag auf Anderung des Namens des Instituts in ,In-
stitut fir Umweltplanung der Universitdt Stuttgart in
Ulm*“ zu entsprechen. Die Landesregierung bittet den
Landtag, hiervon zustimmend Kenntnis zu nehmen.

Mit freundlichen GriiBen
gez. Dr. Filbinger
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betr. Institut fiir Gestaltung .
der Universitit Stuttgart in Ulm

Ausgegeben am 21. Oktober 1970

Schreiben des Staatsministeriums

auf den Beschlufl des Landtags vom 16. Juli 1970 — Drucksache 2701

Staatsministerium
Baden-Wiirttemberg

Ministerprésident
Nr. 4512/1/46

An den
Herrn Prdsidenten des Landtags
von Baden-Wiirtiemberg

7 Stuttgart
Haus des Landtags

Stuttgart O, den 6. Oktober 1970

Richard-Wagner-StraBe 18
Fernsprecher: 209301

Betreff: Institut fiir Gestaltung der Universitat Stuttgart in Ulm
— BeschluB des Landtags vom 16. Juli 1970 (Drucksache V-2701)

Bezug: Ihr Schreiben vom 21. Juli 1970

Sehr geehrter Herr Landtagsprésident!

~ Namens der Landesregierung beehre ich mich, zu dem
Beschlupb des Landtags vom 16. Juli 1970 folgendes zu
berichten:

I

Das Institut fiir Gestaltung der Universitdt Stuttgart
in Ulm ist am 14. Oktober 1969, also vor knapp einem
Jahr, eréffnet worden. An dem Institut wird erstmalig
und bisher einmalig in der Bundesrepublik ein Aufbau-
studium fiir die Gestaltungsbereiche angeboten. Da Er-
fahrungen iiber ein solches Aufbaustudium, insbeson-
dere die v6llig neue Art des ,Projektstudiums”, nicht
vorliegen, mufl die Konzeption des Instituts weitge-
hend von Grund auf neu erarbeitet werden. Hierbei be-
deutet der dem Landtag mit Schreiben vom 24.Juni
1969 ubermittelte Vorschlag einer Sachverstdndigen-
kommission zwar eine wertvolle Hilfe; er kann aber
die sich aus der praktischen Arbeit ergebenden Er-
kenntnisse nicht ersetzen. Die Landesregierung bittet,
diese Situation bei der Beurteilung des nachfolgenden
Berichtes zu beriicksichtigen. Das Institut fiir Gestal-
tung befindet sich noch immer in einer Anlaufphase.

Eine vollig gesicherte Aussage zu den im BeschluB des
Landtags vom 16. Juli 1970 angesprochenen Fragen ist
daher noch nicht méglich. Zu den einzelnen Punkten
des Landtagsbeschlusses vom 16. Juli 1970 wird folgen-
des ausgefiihrt:

1. Bericht iiber das Institut fiir Gestal-
tung J

a) Art des Studiums

Das Studium am Institut fiir Gestaltung ist ein
Aufbaustudium, das sich mit Problemen der Um-
weltplanung und Umweltgestaltung befaBt. Hier-
bei vermittelt das Studium keine fachspezifische
Ausbildung. Es soll vielmehr den Studenten
durch multidisziplindre Zusammenarbeit zu der
Féahigkeit fiihren, komplexe Umweltprobleme zu
erkennen und zu ldésen. Hierbei ist wesentlich,
daB das Studium sich grundsétzlich im Rahmen
von Projekten bewegt, zu deren Bearbeitung sich
jeweils eine Gruppe von Studenten der verschie-
densten Fachdisziplinen zusammenschlieBt. Die
Projekte werden gemeinsam von Dozenten und

1
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Studenten des Instituts festgelegt. Sie sollen eine
gesellschaftliche Aktualitdat besitzen, unter den
personellen und technischen Bedingungen des In-
stituts durchfiihrbar und an den jeweiligen Quali-
fikationen der Dozenten und Studenten orientiert
sein. Die Projekte sollen auferdem die Méglich-
keiten einer interinstitutionellen Kooperation be-
riicksichtigen und sich entsprechend dem Seme-
sterrhythmus gliedern lassen. Im allgemeinen soll
die Bearbeitung eines Projektes nach zwei bis
hochstens vier Semestern abgeschlossen sein.

Auf Grund der Planungen im Wintersemester
1969/70 haben sich am Institut fiir Gestaltung bis-
her folgende Arbeitsgruppen gebildet, die sich
nun mit der Ausarbeitung von Vorschldgen fiir
einzelne Projekte befassen: ,Arbeitsplatz”; ,Be-
dirfnisforschung”; ,Dichtes Wohnen"; ,Frei-
zeit"; ,Kinderbuch”; ,Planungsmethodik und Pla-
nungstheorie”.

Arbeitsgebiete und Studienziele

Bei den Erorterungen iber die Aufgaben des In-
stituts hat sich gezeigt, daB die von der Sachver-
stindigenkommission vorgeschlagene Bildung
von drei festformulierten Arbeitsbereichen, nam-
lich ,Bauen”, ,Produktgestaltung” und ,Kommu-
nikation”, dem eigentlichen Sinn des Aufbaustu-
diums nicht gerecht wiirde. Es muBl vielmehr die
Moglichkeit bestehen, daB sich im Rahmen der
projektbezogenen Gruppenarbeit Fachleute der
verschiedensten Bereiche zusammenfinden und
im Teamwork versuchen, die komplexen Pro-
bleme des jeweiligen Projektes zu lésen. Hierbei
kann sich im Verlauf der Gruppenarbeit immer
wieder die Notwendigkeit ergeben, weitere Ex-
perten eines bestimmten Faches dauernd oder un-
stdndig an der Projektgruppe zu beteiligen.

Die am Institut fiir Gestaltung zunédchst gebilde-
ten Arbeitsgruppen wurden bereits genannt. Die
Gruppe ,Arbeitsplatz” hat zundchst die Bearbei-
tung des Projekts ,Arbeitsplatz am Krankenbett”
vorgeschlagen. Im Rahmen dieses Projekts arbei-
ten Architekten, Gestalter, Physiologen, Psycho-
logen, Soziologen u. a. mit Medizinern zusam-
men.,

Fir die Bildung der Arbeitsgruppe ,Bediirfnisfor-
schung” war die Erkenntnis maBgebend, daB Pla-
nung, gleich welcher Art, sich an Adressaten
richtet und zu richten hat, die die Dimension der
Gesellschaft repriasentieren und daB gesellschaft-
lich relevante Planung ihren Sinn nur erhilt,
wenn sie die ,Bediirfnisstruktur” der Adressaten
einbezieht und die Adressaten an dem Entschei-
dungsprozeB in der Form beteiligt, daf ihr Inter-
esse oder Bedlirfnis als Planungsinhalt beriick-
sichtigt wird.

Fiir die Einrichtung der Arbeitsgruppe ,Dichtes
Wohnen" war entscheidend, dafl das dichte Woh-
nen fiir einen groBien Teil der Gesellschaft im
stadtischen Bereich wvon lebensgestaltender Be-
deutung ist und in Zukunft in noch viel starkerem
MaBe werden wird. Deshalb sollen im Rahmen
der von der Arbeitsgruppe vorgeschlagenen Pro-

jekte die an stddtische Wohnformen zus stellen-
den Anforderungen unter den verschiedenslen
wissenschaftlichen Gesichtspunkten untersucht
werden.

Die Arbeitsgruppe ,Freizeit” beschéftigt sich zu-
ndchst in erster Linie mit dem Projekt ,Kinder-
spielplatz”.

In der Arbeitsgruppe ,Kinderbuch” ist das Pro-
jekt ,Kinderbuch im Vorschulalter” in Angriff
genommen worden. Nach einer Analyse der bis-
her maBgebenden Kriterien fiir die Auswahl und
Verbreitung von Kinderbiichern werden in dieser
Projektgruppe die ermittelten Fakten kritisch be- -
wertet und dann auf ihre funktionale Bedeutung
fiir das Kind geprift.

Die Arbeitsgruppe ,Planungsmethodik und Pla-
nungstheorie” befaBt sich hauptsachlich mit einer
Untersuchung der theoretischen Grundlagen der
Planung.

Dabei sollen anhand bereits durchgefiihrter Pla-
nungsabldufe und -objekte allgemein anwendbare
Prinzipien fiir die Einleitung und Durchfithrung
von Planungsprozessen erarbeitet werden.

Bei der Beurteilung der Studienziele ist zu be-
riicksichtigen, daB die Teilnehmer an dem Auf-
baustudium durchweg bereits ein berufsqualifi-
zierendes Grundstudium hinter sich haben. Sinn
des Aufbaustudiums ist es nicht, dieses Grundstu-
dium zu vertiefen; vielmehr soll den Studenten
des Instituts fiir Gestaltung vor allem die Technik
der Gruppenarbeit, d.h. die Féahigkeit zum
Teamwork vermittelt werden. Ohne diese
Technik interdisziplindrer Kooperation sind die
komplizierten Probleme moderner Umweltpla-
nung nicht zu bewaltigen.

Ein weiteres Ziel des Aufbaustudiums ist die Ver-
mittlung der Fahigkeit, die fiir die heutige Um-
weltplanung aktuellen und relevanten Probleme
zu erkennen und die Einfiihrung in die Wissens-
gebiete, die ein solches Erkennen erméglichen.
Des weiteren sollen die Studenten lernen, sich
der entscheidenden Kriterien fiir die Bearbeitung
und Loésung komplexer Umweltprobleme bewuBt
zu werden (z. B. Analyse der Situation, Bediirfnis-
ermittlung, Bestimmung des Zieles, Feststellung
der Realisierungsmdéglichkeiten).

SchlieBlich ist es ein Ziel des Aufbaustudiums,
die eigene Lehrfahigkeit der Studenten zu entwik-
keln. Hierbei geht es u.a. darum, den Studenten
die Fdhigkeit zu vermitteln, die Bedeutung bzw.
Relevanz von Projekten fiir die Lehre und die
Verwirklichung wvon Lehrzielen zu erkennen,
Ebenso wichtig ist die Entwicklung der eigenen
Lernfdahigkeit der Studenten, z.B. des Lernens,
das eigene Wissen zu relativieren und dessen
Stellenwert, vor allem in der Gruppenarbeit, zu
erkennen,

c) Gang des Studiums

Das Aufbaustudium am Institut fiir Gestaltung
soll mindestens vier Semester, héchstens sechs
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Semester dauern. Im Laufe der beiden ersten
Semester hat sich gezeigt, dal vor bzw. neben
den rein projektorientierten Studienveranstaltun-
gen projektvorbereitende und projektibergrei-
fende Kurse notwendig sind. Es stellte sich ndm-
lich heraus, daB die Studenten auf Grund der
Heterogenitdt ihrer Vorbildung trotz ausreichen-
dem Fachwissen zum groften Teil nicht in der
Lage sind, sofort wirkungsvoll im Rahmen einer
Projektgruppe zu arbeiten. Deshalb sollen vom
Wintersemester 1970/71 an projektvorbereitende
und projektiibergreifende Kurse abgehalten wer-
den, in deren Rahmen die Behandlung genereller
Probleme der Projektarbeit (z.B. Begriffsbestim-
mung, Sprachregelung, Technik der Gruppenar-
beit usw.) vorgesehen ist.

Die Bearbeitungsdauer der einzelnen Projekte
soll zwei bis vier Semester nicht iiberschreiten.
Jedes Projekt soll dabei so gegliedert sein, daB
verwertbare Teilergebnisse jeweils nach Ab-
schluB eines Semesters vorliegen. Uber jedes Pro-
jekt, auch in seinen Teilabschnitten, soll ein
Arbeitsbericht angefertigt werden. Selbstver-
stdndlich kann und soll ein Student an mehreren
Projekten beteiligt sein.

Fiir die Beurteilung der Studienarbeiten und die
Bestdtigung des Studienabschlusses sollen die
Vorschlage der Sachverstandigenkommission
weitgehend iibernommen werden. Praktische Er-
fahrungen liegen insoweit noch nicht vor.

d) Lehrplanung

Der Hauptteil des Studiums am Institut fiir Ge-
staltung findet im Rahmen von Projektgruppen
statt. Die Themen der Projektarbeiten werden ge-
meinsam von Dozenten und Studenten festgelegt.
Jede Projektgruppe erarbeitet einen Plan fiir ihre
Arbeit und fiir projektbezogene Kurse. Diese
Plane werden mit der Studienkommission des In-
stituts, der auch Vertreter anderer Institute der
Universitat Stuttgart angehéren, abgestimmt.

Die Themen der projektbezogenen Kurse ergeben
sich jeweils aus der laufenden Projektarbeit. Fiir
die Durchfithrung der Kurse werden nach Bedarf
Gastdozenten verpflichtet. ITm Rahmen der pro-
jektbezogenen Kurse werden von den techni-
schen Lehrern des Instituts Kurse in den Berei-
chen Fotografie, Holz, Kunststoff, Metall und
Typographie angeboten.

Die projektvorbereitenden Kurse stehen am An-
fang des Studiums und sollen zundchst ein Seme-
ster dauern. In ihnen und in den das Aufbaustu-
dium begleitenden projektiibergreifenden Kursen
werden vor allem allgemeine Probleme planeri-
scher Tatigkeit, die sich nicht auf spezielle Pro-
jekte beziehen, behandelt. In der Regel miissen
die Studenten von den angebotenen Kursen min-
destens fiinf nach freier Wahl als Voraussetzung
fiir die Mitarbeit in einer Projektgruppe belegen.

e) Lehrkérper

Im Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 1969 und
im Staatshaushaltsplan 1970 sind insgesamt 6
Stellen fir Dozenten des Instituts fiir Gestaltung
ausgebracht. Diese Stellen sind inzwischen be-
setzt worden, und zwar mit Dozenten der Berei-
che ,Allgemeine Kommunikationstheorie” (2),
~Bauen" (2), ,Produktgestaltung” und ,Informa-
tionswissenschaft”. Die intensive Beanspruchung
der Dozenten 1dBt es notwendig erscheinen, még-
lichst bald die von der Sachverstdndigenkommis-
sion empfohlene volle Zahl von 12—15 Stellen fiir
hauptamtliche Dozenten zur Verfiigung zu stel-
len. Hierbei ist auch zu beriicksichtigen, daB im
Laufe des Jahres 1971 mit der von der Sachver-
stindigenkommission angenommenen Zahl von
150 Studenten gerechnet werden muB. Im Entwurf
des Staatshaushaltsplans 1971 sind ebenfalls wei-
tere 6 Stellen fiir Dozenten vorgesehen. Es hat
sich als notwendig erwiesen, neben den haupt-
amtlichen Dozenten fiir das Aufbaustudium in star-
kem MaBe Gastdozenten einzusetzen, und zwar
vor allem im Rahmen der projektbezogenen
Kurse. Im Laufe des Sommersemesters 1970
haben etwa 20 Gastvortrage und Kolloquien mit
Referenten aus den verschiedensten Fachgebie-
ten (z. B. Linguistik, Sozialpsychologie, Anthropo-
logie, Politologie u. a.) stattgefunden.

f) Studenten

Beim Institut fiir Gestaltung waren im Sommerse-
mester 1970 33 Studenten der ehemaligen Hoch-
schule fiir Gestaltung, die ihr bisheriges Grund-
studium noch abschliefen wollen, und 24 neue
Studenten fiir das Aufbaustudium eingeschrieben.
Fiir das Wintersemester 1970/71 ist mit 25 weite-
ren Studenten des Aufbaustudiums zu rechnen.
Nachdem das neue Aufbaustudium erst im Som-
mersemester 1970 angelaufen ist, kann eine
sichere Aussage iiber die kiinftige Entwicklung
der Studentenzahlen vorldufig nicht gemacht
werden. Es ist jedoch damit zu rechnen, daB bis
zum Sommersemester 1971 die volle Zahl von 150
Studenten erreicht sein wird.

Die 33 Studenten der ehemaligen Hochschule fiir
Gestaltung haben im Wintersemester 1969/70 und
im Sommersemester 1970 ihre friiheren Arbeiten
nach der Ordnung der Hochschule fiir Gestaltung
weitergefiihrt. Diese Studenten werden spite-
stens bis zum Ende des Wintersemesters 1970/71
ihr Grundstudium beendet haben. Danach wird
am Institut fir Gestaltung nur noch das neue
Aufbaustudium betrieben werden. Die Notwen-
digkeit der Betreuung der ehemaligen HfG-Stu-
denten im Rahmen ihres Grundstudiums bedeutet
fir das Institut naturgemdB eine starke Bela-
stung.

Gewisse Ubergangsschwierigkeiten ergeben sich
fiir die Studenten des neuen Aufbaustudiums u. a.
daraus, daf die Studenten vielfach noch von den
Vorstellungen des Studiums an der fritheren
Hochschule fiir Gestaltung ausgehen und erst an
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den vollig neuarligen, multidisziplindr orientier-
ten Aufbaustudiengang gewdéhnt werden miissen.

Ein weiteres Problem ist die wirtschaftliche
Situation der Studenten des Aufbaustudiums.
Viele dieser Studenten, die ja ein berufsqualifi-
zierendes Studium bereits hinter sich haben, sind
verheiratet und missen neben dem Studium ganz
oder zum Teil fiir die Existenzgrundlage ihrer
Familie sorgen. Es wird noch zu klédren sein, in-
wieweit den Studenten hierbei Hilfen gewéhrt
werden koénnen.

Organisation

a

Das Institut fiir Gestaltung hat im Rahmen der
Grundordnung der Universitdt Stuttgart zunédchst
den Charakter einer ,zentralen Einrichtung”. Das
Institut gehort keinem bestimmten Fachbereich
an, sondern ist unmittelbar dem Senat verant-
wortlich. Der Senat hat eine Kommission gebil-
. det, die im Rahmen der Universitat fiir die Be-
lange des Instituts zustdndig ist.

Der Entwurf einer Institutsordnung wurde von
den Mitgliedern des Instituts im Laufe des Som-
mersemesters 1970 fertiggestellt und Ende Juli
1970 dem Verwaltungsrat der Universitdat Stutt-
gart vorgelegt. Die Institutsordnung bedarf der
Zustimmung des Kultusministeriums.

Gewisse Schwierigkeiten beim Institut fiir Gestal-
tung haben sich im Laufe der beiden ersten Seme-
ster aus der Tatsache ergeben, daB nicht stindig
ein Verwaltungsbeamter zur Verfligung stand.
Der fiir die beim Institut ausgebrachte Stelle
eines Regierungsoberamtmannes vorgesehene
Beamte der Universitat Stuttgart hat seine Bewer-
bung nach anfdnglicher Zusage im Dezember
1969 wieder zuriickgezogen. Trotz intensiver Be-
miihung gelang es der Universitat dann erst im
Laufe des Sommersemesters, fiir die Position des
Verwaltungsleiters des Instituts fiir Gestaltung
einen Beamten der Universitdt Ulm zu gewinnen.

2. Stand der Verhandlungen mit dem
Bund und der Stadt Ulm wegen einer
finanziellen Beteiligung

Der Bundesminister fiir wissenschaftliche For-
schung und die Stadt Ulm wurden mit Schreiben
vom 18, September 1969 davon in Kenntnis gesetzt,
daB von ihnen eine finanzielle Beteiligung an dem
Aufwand fiir das Institut fiir Gestaltung der Univer-
sitdt Stuttgart in Ulm erwartet werde. Mit Schreiben
vom 16. Oktober 1969 hat der Bundesminister fiir
wissenschaftliche Forschung eine finanzielle Beteili-
gung des Bundes mit der Begriindung abgelehnt, dafl
der Bund sich an der Finanzierung laufender Kosten
im Hochschulbereich allenfalls auf der Grundlage
von Vereinbarungen gemaB Artikel 91 b des Grund-
gesetzes unter den dort genannten Voraussetzungen
beteiligen konne, das Institut fiir Gestaltung der
Universitdt Stuttgart aber nicht als ein Institut anzu-
sehen sei, dessen iiberregionale Bedeutung eine
finanzielle Beieiligung des Bundes erforderlich

mache. Der Bund hat hierbei darauf hingewiesen,
daB Vereinbarungen gemaB Artikel 91 b GG im Be-
reich der Hochschulen auf Einrichtungen begrenzt
bleiben miiBten, die von zentraler, iiberregionaler
Bedeutung seien und deren Unterhaltung den Lin-
dern allein nicht zugemutet werden kénne,

Die Stadt Ulm hat auf das Schreiben des Kultus-
ministeriums vom 18. September 1969 trotz wieder-
holten Erinnerungen bisher nicht geantwortet. Bei
der gegebenen Sachlage ist wohl damit zu rechnen,
dafl auch die Stadt Ulm eine finanzielle Beteiligung
an dem Aufwand fiir das Institut fiir Gestaltung der
Universitdt Stuttgart ablehnen wird.

11

Die Verhandlungen zwischen der Staatlichen Liegen-
schaftsverwaltung und der Geschwister-Scholl-Stiftung
iiber die Ubernahme des Anwesens der ehemaligen
Hochschule fiir Gestaltung durch das Land sind noch
im Gange. Unabhéangig von der Eigentumsfrage hat die
Staatliche Bauverwaltung inzwischen im Einverneh-
men mit der Stiftung die Bauunterhaltung des Anwe-
sens ibernommen.

111

Die Universitdt Stuttgart hat auf Antrag des Instituts
fiir Gestaltung gebeten, der Anderung des Namens dés
Instituts in ,Institut fiir Umweltplanung” zuzustimmen.
Zur Begriindung hat die Universitdt u. a. darauf hinge-
wiesen, daB das Konzept des Instituts fiir Gestaltung
auf einem bestimmten Verstindnis von Umwelt be-
ruhe. Es versuche, Umwelt nicht quantitativ, sondern
strukturell, d. h. als ein komplexes Gefiige von Wech-
selwirkungen materialer, 6konomischer, soziologischer
und psychologischer Art zu begreifen. Ein Institut,
das sich mit Projekten aus dem Bereich einer so ver-
standenen Umwelt beschiftige, konne seine Aufgabe
nur darin sehen, an bestimmten Projekten exempla-
risch die genannten Wechselwirkungen bewufit zu
machen, ihren geschichtlich gewordenen und damit
verdnderbaren Charakter zu erkennen, positive Beein-
flussung zu entwerfen und deren normativen Charak-
ter zu reflektieren sowie die Realisation dieser Ent-
wiirfe anzustreben. Eine solche umfassende Tétigkeit
lasse sich am ehesten mit dem Begriff ,Planung” be-
schreiben. Dieser Begriff umfasse sowohl die Analyse
empirischer Fakten (Forschung) und ihre Bewertung
als auch den Entwurf neuer Mdéglichkeiten und den
Versuch ihrer Verwirklichung (Gestaltung). Die Be-
griffe ,Forschung” oder ,Gestaltung” kénnten nicht
den gleichen umfassenden Bedeutungsgehalt fiir sich
beanspruchen. Wahrend Forschung eine theoretische
Komponente im Begriff ,Planung” darstelle, werde um-
gekehrt durch den Begriff ,Gestaltung” primér die
Realisation als Endstufe des planerischen Prozesses be-
tont. In dem Gelingen dieser Realisation liege jedoch
nicht der ausschlieliche Wert des theoretischen Ent-
wurfs. AuBerdem koénne der Begriff ,Planung” die an-
gestrebte Arbeit des Instituts leichter von anderen In-



Landtag von Baden-Wiirttemberg - 5. Wahlperiode

Drucksache 3359

stitutionen (etwa Werkkunstschulen) abheben, die in
immer groBerer Zahl heute unter dem Namen ,Gestal-
tung” arbeiten und andere Ziele verfolgen als das In-
stitut in Ulm. Weiterhin kénnten mit dem Begriff ,Ge-
staltung” Arbeitsbereiche wie Vorschulerziehung, Er-
wachsenenbildung, dichtes Wohnen u.a., aus denen
bereits Probleme behandelt werden, nicht addquat be-
schrieben werden. Ebensowenig liefen sich Arbeitsge-
biete der bisher berufenen und noch zu berufenden
Dozenten aus den Bereichen Kommunikationswissen-
schaft, verbale und visuelle Kommunikation, Soziolo-
gie, Pddagogik, Kybernetik, Planungstheorie u.a. mit
dem Begriff ,Gestaltung” abdecken. Da ein multidiszi-
plindres Projektstudium fiir Studenten mit berufsquali-

fizierendem Studienabschluf auch in den genannten
Disziplinen angeboten werde, treffe der Name ,Institut
fiir Umweltplanung” den Aufgabenbereich des Instituts
am besten.

Das Kultusministerium beabsichtigt im Hinblick auf
die von der Universitdt gegebene Begriindung, dem
Antrag auf Anderung des Namens des Instituts in ,In-
stitut fiir Umweltplanung der Universitdt Stuttgart in
Ulm*“ zu entsprechen. Die Landesregierung bittet den
Landtag, hiervon zustimmend Kenntnis zu nehmen.

Mit freundlichen Griilen
gez. Dr, Filbinger



98. Sitzung — 21.Januar 1971

(Justizminister Dr. Schieler)
sen Moglichkeiten der erzieherischen Vorbeugung ge-
zeigt wurden,

Zu Ziffer 2 der Miindlichen Anfrage, ob die Landes-
regierung bereit ist, den Gesetzentwurf flir eine Straf-
verschdrfung bei erpresserischem Kindesraub, den die
payerische Staatsregierung im Bundesrat einbringen
will, zu unterstiitzen: Die Landesregierung wird im
Bundesrat unterstiitzen, daB der von der bayerischen
Staatsregierung vorgelegte Entwurf eines Dreizehnten
strafrechtsdnderungsgesetzes, der eine Anhebung der
Strafdrohung fiir besonders schwere Félle des erpres-
serischen Kindesraubs vorsieht, in das Gesetzgebungs-
verfahren eingebracht wird.

Die geltende Bestimmung des § 239 a StGRB, die durch
das Dritte Strafrechtsdnderungsgesetz im Jahre 1953
rechtsstaatlichen Verhédltnissen angepaBt wurde, sieht
fiir Verbrechen des erpresserischen Kindesraubs Frei-
heitsstrafen von mindestens 3 und héchstens 15 Jahren
vor. Obschon sich die von den Gerichten ausgespro-
chenen Strafen eher im unteren Bereich des Strafrah-
mens bewegen — im Falle Abromeit war das nicht der
Fall —, hat es schon der im Jahre 1962 von der Bundes-
regierung vorgelegte Entwurf eines Strafgesetzbuches
fiir erforderlich angesehen, bestimmte, fiir die Bege-
hung der Tat besonders schwerwiegende Verhaltens-
weisen beim erpresserischen Kindesraub unter eine
verschérfte Strafdrohung zu stellen. Die Notwendigkeit
einer solchen Gesetzesdnderung wird von der Landes-
regierung bejaht.

Im einzelnen soll nach dem von der bayerischen
Staatsregierung vorgelegten Entwurf fiir besonders
schwere Félle des erpresserischen Kindesraubs Frei-
heitsstrafe nicht unter 10 Jahren oder lebenslange
Freiheitsstrafe angedroht werden. Ein besonders
schwerer Fall soll nach dem Entwurf in der Regel dann
vorliegen, wenn der Téater bei der Tat das Kind kérper-
lich schwer miShandelt oder durch die Tat den Tod des

Kindes oder eines Angehorigen des Kindes leichtfertig

verursacht hat. Die damit angestrebte Anderung des
geltenden Rechts steht mit den Zielsetzungen der Straf-
rechtsreform durchaus in Einklang.

In Féllen, in denen es kriminalpolitisch notwendig
erscheint, wird auch kiinftig auf die Androhung der
lebenslangen Freiheitsstrafe nicht verzichtet werden
kénnen. Dies gilt vor allem bezilglich solcher Verbre-
chen, bei deren Begehung besonders skrupellose Téter
erfahrungsgemdB vor einer akuten Lebensgef&dhrdung
des Opfers nicht zuriickschrecken. Aus solchen Erwaé-
gungen sieht beispielsweise auch der vom Bundesrat
eingebrachte Entwurf eines Elften Strafrechtsdnderungs-
gesetzes, durch den ein besonderer Tatbestand zur Be-
kdmpfung der Luftpiraterie eingefiihrt werden soll,
die wahlweise Androhung lebenslanger Freiheitsstrafe
in Fallenvor, in denen durch die Tat der Tod eines Men-
schen verursacht worden ist. Bei dem in mancher Hin-
sicht vergleichbaren Verbrechen des erpresserischen
Kindesraubs sollte nicht anders verfahren werden.

Da es im iibrigen der Entscheidung des Strafrichters
vorbehalten bleibt, ob er einen besonders schweren
Fall des Kindesraubs annehmen will, besteht nach Auf-
fassung der Landesregierung auch keine Gefahr, daB
die verschirfte Strafdrohung in Fillen zur Anwendung
kommen kénnte, in denen dies nach der Schwere der
Tatschuld unangemessen wire.

Die Frage 2 kann ich also mit einem Ja beantworten.

Président: Keine Zusatzfragen.
Ich rufe auf die

Miindliche Anfrage des Abg. Dr.
Kosiek betr. Universitdtsstellen-
ausschreibung in einem KPD-Organ.

Bitte, zur Verlesung, Herr Abg. Dr. Kosiek!

Abg. Dr. Kosiek (NPD): Herr Prasident! Meine Dame
und meine Herren! Ich frage die Landesregierung:

1. Ist der Landesregierung bekannt, daB in Nr. 90 der
Berliner ,Roten Pressekorrespondenz” (Redak-
tion: KPD Aufbauorganisation, proletarische Lin-
ke/Parteiinitiative, Rotzing und Rotzdk) vom
13. November 1970 eine groBere Anzeige mit der
Ausschreibung einer Stelle des Instituts fiir Um-
weltplanung Ulm der Universitdt Stuttgart er-
schienen ist?

2. Ist diese Anzeige von der Institutsleitung oder
einer anderen staatlichen Stelle aufgegeben wor-
den? :

Prédsident: Zur Beantwortung, bitte, Herr Ministerial-
direktor Dr. Steinle vom Kultusministerium!

Ministerialdirektor Dr. Steinle: Herr Prasident!
Meine Damen! Meine Herren! Die Miindliche Anfrage
des Herrn Abg. Dr. Kosiek beantworte ich wie folgt:

Zu Ziffer 1: Der Landesregierung war die in der
Miindlichen Anfrage des Herrmm Abg. Dr. Kosiek er-
wdhnte Stellenausschreibung in Nr.90 der Berliner
«Roten Pressekorrespondenz” nicht bekannt.

Zu Ziffer 2: Die Anzeige ist weder vom Rektoramt
der Universitdt noch von der Institutsleitung noch von
einer anderen Stelle der Kultusverwaltung aufgegeben
worden. Vielmehr wurde die Ausschreibung von Stu-
denten des Instituts fiir Gestaltung veranlaft, ohne daB
die Universitat eine Moglichkeit gehabt hatte, dies zu
verhindern. Kosten sind der Universitdt und damit dem
Land durch die Stellenausschreibung in der Berliner
+Roten Pressekorrespondenz” nicht entstanden.

(Heiterkeit.)

Prdsident: Ich rufe auf die
Mindliche Anfrage des Abg. Heck-

mann betr. Fischereischeine fiir
Gastarbeiter.

Bitte, zur Verlesung, Herr Abg. Heckmann!

Abg. Heckmann (NPD): Herr Prdsident! Meine

Damen und Herren! Ich frage die Landesregierung:

1. Ist der Landesregierung bekannt, daB Gastarbei-
ter, die vielfach schon lange Jahre bei uns arbei-
ten und auch langjdhrige Mitglieder von Fische-
reivereinigungen sind, die gleiche Gebihr fir
Fischereischeine bezahlen miissen wie solche
Ausldnder, die nur voribergehend als Touristen
im Lande weilen?

2. Ist die Landesregierung bereit, die Gebiihren fiir
Fischereischeine so zu vereinheitlichen, daB diese
fiir alle Mitglieder von Fischereivereinen gleich
sind?
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petr. Institut fiir Umweliplanung in Ulm

(Institut fiir Gesialiung — ehemalige Hochschule
fiir Gestaltung)

Ausgegeben am 22, September 1971

Schriftliche Antwort des Kuliusministeriums
auf die Kieine Anfrage des Abg. Hoistetter (SPD) — Drucksache 5233 vom 26. Juli 1971

Die Kleine Anfrage hat folgenden Wortlaut:

Ich frage die Landesregierung:

. Bis wann ist mit der Bekanntgabe der Empfehlungen der
Senatskommission und des Senats betreffend ,Institut fiir
Umweltplanung” der Universitdt Stuttgart zu rechnen?
Sind dabei die Vorschldge der Dozenten, die ein Gestal-
tungskonzept ausgearbeitet und der Senatskommission
vorgetragen haben, berticksichtigt worden?

Bis wann kann mit dem Endausbau des Instituts fir Um-
weltplanung (siehe Drucksache 1152 vom 2. Juli 1969) ge-
rechnet werden?

—

1

w

4, Trifft es zu, daB seitens des Senats der Universitdt Stutt-
gart Erwdgungen bestehen, das Institut fir Umweltpla-
rnung von Ulm nach Stuttgart zu verlegen?

5. Welche Kosten entstehen bei der Verlegung nach Stutt-
gart einschlieBlich der Baukosten fir neue Rdume und
Werkstdtten?

6. Welchem Zweck werden die Institutsbauten in Ulm im
Falle einer Verlegung des Instituts nach Stuttgart zuge-
fiahrt?

Den 16. Juli 1971
gez. Hofstetter (SPD)

Mit Schreiben vom 8. September 1971 Nr. H 7000—1/102 beantwortet das Kultusministerium
namens der Landesregierung die Kleine Anfrage wie folgt:

Zul.:

Der Senat der Universitdt Stuttgart hat am
15.Juli 1971 auf Vorschlag einer Senatskommission fol-
genden BeschluB gefaBt:

«1. Das bisher vom Institut fir Umweltplanung als
zenirale Einrichtung der Universitdt Stuttgart
in Ulm durchgefiihrte Aufbaustudium wird mit
dem Ende des Wintersemesters 1973/74 been-
det.

Neue Studenten werden ab sofort nicht mehr
aufgenommen. Es wird sichergestellt, daB die
jetzigen Studenten des Instituts fiir Umwelt-
planung nach den bei Studienbeginn zugesi-
cherten Bedingungen ihr Studium abschlieBen
konnen.

2. Fiir das Institut wird ein neuer Studien- und
Forschungsinhalt festgelegt.

3. Die Aufgabe des Instituts soll kiinftig sein,
Planungswissen zu entwickeln und zu vermit-
teln, das in fachiibergreifenden Methoden, de-
ren Grundlagen und deren Umsetzung besteht.

4. Das Lehr- und Forschungsprogramm des Insti-
tuts soll allen Fachbereichen der Universitét
Stuttgart dienen. Eine eigene Studienrichtung
»Planung” wird nicht geschaffen.

S. Darum wird das Institut nach Stuttgart verlegt.

6. Neuaufbau und personelle Neubesetzung des
Instituts erfolgen im Rahmen der Grundord-
nung.”

Zu 2.:
Bei den Beratungen der Senatskommission waren
Dozenten des Instituts fiir Gestaltung beteiligt.

Zu 3.—6.:

Der dem Kultusministerium zur Erlduterung und Be-
grindung des Senatsbeschlusses Mitte August zuge-
gangene Bericht der Universitdt 188t noch verschie-
dene Fragen offen, die im einzelnen gekldrt werden
missen. Hierliber hat eine erste Besprechung mit Ver-
tretern der Universitat, an der auch Dozenten des Insti-
tuts fiir Gestaltung beteiligt waren, am 26. August 1971
im Kultusministerium stattgefunden. Die Universitat
ist gebeten worden, einen umfassenden Bericht bis spa-
testens Ende September 1971 dem Kultusministerium
vorzulegen. Auf Grund dieses Berichts und nach Erér-
terung aller wesentlichen Fragen mit Vertretern der
Geschwister-Scholl-Stiftung und der Stadt Ulm wird
das Kultusministerium die Vorschldge der Universitdt
dem Ministerrat und dem Landtag zur BeschluBfassung
zuleiten.

Im Hinblick auf die im Verhéltnis zum Beginn des
Wintersemesters spdte Vorlage der Universitdt und
die Tatsache, daB eine Entscheidung in der Sache nur
vom Landtag getroffen werden kann, hat das Kultusmi-
nisterium dem Antrag der Universitat, vorab zuzustim-
men, daB vom Wintersemester 1971/72 an keine neuen
Studenten mehr fiir das bisherige Aufbaustudium am
Institut fiir Gestaltung in Ulm zugelassen werden, nicht
entsprochen.

gez. Dr. Hahn
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Ausgegeben am 30. November 1971

.betr [pstitut fiir Umweltplanung

m

Kleine Anfrage

des Abg. Dr. Rohm

Ich frage die Landesregierung:

1.

Trifft es zu, daB am Institut fir Umweltplanung (IUP) in
Ulm wiihrend der letzten zwei Semester ein Aufnahme-
stopp eingefithrt wurde, obgleich bei einer Kapazitit von
150 Studienplitzen nur hochstens bis zu 75 Studieren-
de eingeschrieben waren?

. Was waren gegebenenfalls die Griinde, die zu dem Auf-

nahmestopp fithrten?

. Trifft es zu, daf® von zwOlf planmifigen Dozentenstel-

len nur vier besetzt sind, so da der Eindruck entsteht,
daf} das JUP personell ausgehungert wird?

. Wie vereinbart sich dieses Verhalten mit der Tatsache,

daf} zirka 450 Studenten Anfragen an das IUP richteten
mit dem Ziel, dort ein Studium aufzunehmen?

. Stimmen die Vorschlige der Universitit Stuttgart, die

Arbeit des IUP in Ulm einzustellen, um in Stuttgart ein
Institut fiir Planung aufzubauen, mit den Beschlissen
des Landtags iiberein?

. Hat sich die Landesregierung iiber die das IUP betreffen-

den Vorstellungen der Institutionen der geplanten Ge-
samthochschule Ostwiirttemberg informiert?

. Hat die Landesregierung vor, entgegen dem Umweltpro-

gramm der Bundesregierung, das die Einrichtung von
Aufbaustudiengingen Umweltgestaltung/Umweltplanung
vorsieht, die in Ulm vorhandene Einrichtung aufzuge-
ben?

Den 22. November 1971

gez. Dr. R6hm (SPD)
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Drucksache V- 5233

petr. Institut fitr Umweltplanung in Ulm
(Institut fiir Gestaltung — ehemalige Hochschule

fiir Gestaltung)

Kleine Anfrage
des Abg. Hofstetter

Ich frage die Landesregierung:

1. Bis wann ist mit der Bekanntgabe der Empfehlun-

gen der Senatskommission und des Senats betref-
fend ,Institut fir Umweltplanung” der Universitat
Stuttgart zu rechnen?

2. Sind dabei die Vorschldge der Dozenten, die ein

Gestaltungskonzept ausgearbeitet und der Senats-
kommission vorgetragen haben, berlcksichtigt
worden?

3. Bis wann kann mit dem Endausbau des Instituts

fiir Umweltplanung (siehe Drucksache 1152 vom
2. Juli 1969) gerechnet werden?

4. Trifft es zu, daB seitens des Senats der Universitit

Stuttgart Erwagungen bestehen, das Institut fir
Umweltplanung von Ulm nach Stuttgart zu ver-
legen?

5. Welche Kosten entstehen bei der Verlegung nach

Stuttgart einschlieBflich der Baukosten fiir neue
Réume und Werkstatten?

6. Welchem Zweck werden die Institutsbauten in

Ulm im Falle einer Verlegung des Instituts nach
Stuttgart zugefiithrt?

Den 16. Juli 1971

gez. Hofstetter (SPD)

Ausgegeben am 26. Juli 1971
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Ausgegeben am 12. Januar 1972

petr. Institut fiir Gestaltung
der Universitédt Stuttgart
in Ulm

Antrag

des Finanzausschusses

zu dem Schreiben des Staatsministeriums vom 6. Oktober 1970
— Drucksache 3359

Der Landtag wolle beschliefben,

die Landesregierung zu ersuchen,

das Institut fiir Gestaltung der Universitit Stuttgart in Ulm
mit Ende des Sommersemesters 1972 aufzuldsen.

Den 18. November 1971

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
gez. Uhrig gez. Hans Frank
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petr. Institut fiir Umweltplanung in Ulm

Ausgegeben am 14. Januar 1972

Schriftliche Antwort des Kultusministeriums

auf die Kleine Anirage des Abg. Dr. R6hm (SPD) — Drucksache 5848 vom 30. November 1971

Die Kleine Anfrage hat folgenden Wortlaut:

Ich frage die Landesregierung:

. Trifft es zu, daB am Institut fir Umweltplanung (IUP) in
Ulm wihrend der letzten zwei Semester ein Aufnahme-
stopp eingefiihrt wurde, obgleich bei einer Kapazitdt von
150 Studienpldtzen nur hochstens bis zu 75 Studierende
eingeschrieben waren?

2. Was waren gegebenenfalls die Griinde, die zu dem Auf-

nahmestopp fihrten?

3. Trifft es zu, daB von zwdlf planmédBigen Dozentenstellen
nur vier besetzt sind, so daB der Eindruck entsteht, daB
das IUP personell ausgehungert wird?

4. Wie vereinbart sich dieses Verhalten mit der Tatsache,

daB zirka 450 Studenten Anfragen an das IUP richteten

mit dem Ziel, dort ein -Studium aufzunehmen?

—

5. Stimmen die Vorschlige der Universitdt Stuttgart, die
Arbeit des IUP in Ulm einzustellen, um in Stuttgart ein In-
stitut fir Planung aufzubauen, mit den Beschlissen des
Landtags tiberein?

6. Hat sich die Landesregierung tiber die das IUP betreffen-
den Vorstellungen der Institutionen der geplanten Ge-
samthochschule Ostwiirttemberg informiert?

7. Hat die Landesregierung vor, entgegen dem Umweltpro-
gramm der Bundesregierung, das die Einrichtung von
Aufbaustudiengdngen Umweltgestaltung/Umweltplanung
vorsieht, die in Ulm vorhandene Einrichtung aufzugeben?

Den 22. November 1971
gez. Dr. Réhm (SPD)

Mit Schreiben vom 30. Dezember 1971 Nr. H 7000—1/127 beantwortet das Kultusministerium
namens der Landesregierung die Kleine Anfrage wie folgt:

Zu Fragen 1 und 2:

Ein Aufnahmestopp flr das Institut fiir Umweltpla-
nung in Ulm wéahrend der letzten beiden Semester ist
nicht verfiigt worden. Zum Wintersemester 1970/71
und zum Wintersemester 1971/72 sind alle Studienbe-
werber zugelassen worden. Neuaufnahmen zum Som-
mersemester 1971 sind deshalb nicht erfolgt, weil der
Studiengang des Instituts fir Umweltplanung — wie
alle anderen Studiengdnge der Universitdt, mit Aus-
nahme der geisteswissenschaftlichen — im Jahres-
rhythmus aufgebaut und deshalb ein Studienbeginn zu
den Sommersemestern aus didaktischen Griinden nicht
moglich ist.

Die Universitat Stuttgart hatte auf Grund des Senats-
beschlusses vom 15. Juli 1971, wonach der Aufbaustu-
diengang am Institut fiir Umweltplanung in Ulm zum
Ende des Wintersemesters 1973/74 aufgegeben werden
sollte, beim Kultusministerium beantragt, vorab zuzu-
stimmen, daB zum Wintersemester 1971/72 Kkeine
neuen Studenten fir das Aufbaustudium zugelassen
werden. Das Kultusministerium hat diesem Wunsch
der Universitdt nicht entsprochen, weil es zur Beendi-
gung des Aufbaustudienganges an dem Ulmer Institut
eines Beschlusses des Landtiags bedurfte, der zum
damaligen Zeitpunkt noch nicht vorlag.

Zu Frage 3:

Es trifft zu, daB von den 12 zur Verfligung stehenden
Dozentenstellen z.Z. nur 4 besetzt sind. Bis zum Som-
mersemester 1971 waren 6 Dozenten am Institut fir
Umweltplanung tétig; 2 davon haben vor kurzem Rufe
nach auswdérts.angenommen. Im Hinblick darauf, daB
im Sommersemester eine Reihe von Gastvortrdagen ge-
halten und zusétzlich 8 Wochenstunden durch Lehrbe-
auftragte bestritten wurden, erschien die Zahl von 4
stdndigen Dozenten ausreichend. Die im Staatshaus-
haltsplan 1971 neu ausgebrachten 6 Dozentenstellen
wurden bisher vor allem im Hinblick auf die in der
Diskussion befindlichen einschneidenden Verdanderun-
gen des Studienganges und die verhdltnismaBig ge-
ringe Zahl von Studenten nicht besetzt.

Zu Frage 4:

Die Feststellung, daB ,450 Studenten Anfragen an
das Institut fiir Umweltplanung richteten, mit dem Ziel,
dort ein Studium aufzunehmen” ist unzutreffend. Der
iiberwiegende Teil dieser 450 Anfragen war vielmehr,
was sich oft schon aus der Briefadresse ergab, an die
ehemalige Hochschule fiir Gestaltung gerichtet und
ging von der Vorstellung des fritheren HfG-Studiums
aus. Diese Anfragen wurden vom Institut mit einer Er-

1
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lduterung der neuen Situation und einem Hinweis auf
den Aufbaustudienplan beantwortet. Alle Interessen-
ten, die sich danach noch beim Institut fir Umweltpla-
nung bewarben und die Zulassungsvoraussetzungen
nachweisen konnten, wurden zum Studium zugelassen.

Zu Frage 5:

Der Vorschlag der Universitdt Stuttgart, das bishe-
rige Aufbaustudium am Institut fiir Umweltplanung in
Ulm einzustellen und dafiir in Stuttgart ein Planungsin-
stitut mit verdnderter Aufgabenstellung einzurichten,
stimmt mit dem BeschluB des Landtags vom 16.Juli
1969, wonach in den R&umen der ehemaligen Hoch-
schule fiir Gestaltung in Ulm ein Institut fir Gestal-
tung der Universitat Stuttgart errichtet und dort ein
Aufbaustudium fir die Gestaltungsbereiche angeboten
werden sollte, nicht iiberein. Aus diesem Grund hat
das Kultusministerium den Herrn Vorsitzenden des
Finanzausschusses mit Schreiben vom 16. November
1971 — H 7000-1/109 — iber den BeschluB des Senats
der Universitat Stuttgart vom 15.Juli 1971 und dessen
Konsequenzen unterrichtet. Der FinanzausschuB hat
daraufhin in seiner Sitzung am 18. November 1971 im
Rahmen der Etatberatungen den BeschluBl gefaBt, daB
das Institut fir Umweltplanung der Universitdt Stutt-
gart in Ulm zum Ende des Sommersemesters 1972 ge-
schlossen werden solle.

Zu Frage 6:

Dem Kultusministerium sind Vorschldge der Univer-
sitdt Ulm und der Ceschwister-Scholl-Stiftung, die
Eigentlimerin der vom Institut fiir Umweltplanung ge-
nutzten Rdume ist, iiber die Weiterfiihrung eines Stu-
dienganges flir die Gestaltungsbereiche entsprechend
dem Beschluff des Landtags vom 16, Juli 1969 zugegan-
gen. Im Hinblick auf den bereits erwédhnten Beschluf
des Finanzausschusses des Landtags vom 18.Novem-
ber 1971 sieht sich das Kultusministerium gegenwartig
nicht in der Lage, diesen Vorschlagen nachzugehen,
Ob die Vorschldge der Universitdt Ulm und der Ge-
schwister-Scholl-Stiftung bei der Durchfithrung des
Hochschulgesamtplanes II beriicksichtigt werden kén-
nen, muB noch geprift werden.

Zu Frage 7:

Das Kultusministerium darf insoweit wiederum auf
den BeschluB des Finanzausschusses des Landtags vom
18. November 1971 verweisen, wonach das Institut fiir
Umweltplanung der Universitdt Stuttgart in Ulm zum
Ende des Sommersemesters 1972 aufgegeben werden
soll.

gez. Dr.Hahn
Kultusminister



128. Sitzung — 26. Januar 1972 — Anlage 1

Anlage 1

zu den Verhandlungen des Landtags von Baden-Wiirttemberg
128. Sitzung

Schriftlicher Bericht

itber die Beratungen des Finanzausschusses

zu dem Entwurf des Staatshaushaltsplans fiir 1972
Einzelplan 04/14: Kultusministerium — Drucksache 6004

Berichterstatter: Abg. Uhrig

fer FinanzausschuBl hat in seiner 100. und 101. Sit-
o am 18. und 19. November 1971 den Einzelplan
1 des Entwurfs zum Staatshaushaltsplan fiir 1972
gten. Ein Teil der Kapitel und Titel wurde zu den
in verwiesen. Diese wurden am 8. Dezember 1971
{7 107. Sitzung des Finanzausschusses beraten.

seider Beratung standen zur Verfiigung:

&der Schriftliche Bericht des Kultusministeriums
‘um Entwurf des Staatshaushaltsplans fiir 1972;

‘die statistischen Ubersichten, iiberreicht durch das
Kultusministerium mit Schreiben vom 10. Novem-
be'; 1971;

#as Schreiben des Kultusministeriums vom 11. No-
yember 1971 (Anlage 1);

#inBewirtschaftungsplan des Kultusministeriums zu
Kapitel 0405 Titelgruppe 91 (Anlage 2);

em Schreiben des Verbandes der Lehrer an Wirt-
schaftsschulen vom 15. November 1971;

#n Schreiben der Arbeitsgemeinschaft Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft — Lehrerverein
Wirttemberg-Hohenzollern (GEW/LV), Stuttgart,
Yom 26, Oktober 1971 (Anlage 3);

Sder Antrag des Abg. Dr. Noller betr. Stellenbeset-
fng — Drucksache 5779 und

der Antrag der Abg. Spdth und Gen. zum Staats-
haushaltsplan fiir 1972 — Drucksache 5799;

8. eine Ubersicht des Kultusministeriums {ber Stu-
dentenférderung an den Landesuniversititen (An-
lage 4);

9. eine Ubersicht des Kultusministeriums iliber Ausga-
bereste bei Kapitel 0422 Titelgruppe 93 (Anlage 5);

10. ein Bericht des Kultusministeriums iber Unter-
haltsbeihilfen fiir Studierende an Pddagogischen
Hochschulen (Kapitel 0453 Titel 681 01 (Anlage 6);

11, ein Bericht des Kultusministeriums tiber die Be-
schaffung von GroBgerdten fiir Ausbildung und
Forschung (audovisuelle Anlagen und elektrische
Datenverarbeitungsanlagen) (Anlage 7);

12, Reste-Antrédge Nr. 4 und 5(Anlagen 8 und 9);

13. Schreiben des Finanzministeriums vom 6.Dezem-
ber 1971 betr. Behandlung der Reste (Anlage 10}

Vorbemerkung

Im Schriftlichen Bericht werden die ohne Diskussion
genehmigten Kapitel und Titel nicht erwahnt. Die Titel
42201, 42501 und 42601 der Kapitel 0410 bis 0422 und
0480 bis 0482 wurden bei den Resten am 8.Dezember
1971 gemdB den interfraktionellen Antrdgen Nr.4 und
5 der Fraktionen der CDU, der SPD und der FDP/DVP
beschlossen {(Anlagen 8 und 9).

Bemerkungen des Vorsitzenden, des Finanzministers
und des Berichterstatters zu Beginn der Sitzung

D Vorsitzende verweist auf den Grundsatzbe-
des Finanzausschusses, im Statshaushaltsplan-
1972 sdmtliche neu ausgewiesenen Verwal-
iJSstellen Zu streichen, was bei den drei ersten be-
€ratenen Einzelpldnen praktiziert worden sei.

htbeﬂlerkt die Erste Ergénzung gelte als Beratungs-
lage und werde nicht besonders aufgerufen. Die

Zweite Erganzung werde aufgerufen, und zwar jeweils
an den entsprechenden Stellen der Beratung. Die ge-
sperrten Sach- und Personaltitel seien nicht Gegen-
stand der Beratung; deren Beratung sei nur fiir den
Eventualfall vorgesehen. Die Ausgabenreste 1970
kdénnten, soweit erforderlich, zur Diskussion gestellt
werden.

8073



Landtag von Baden-Wiirttemberg - 5. Wahlperiode

Student einer bestimmten politischen Gruppe beitrete.
In einem solchen Falle miifte das Kultusministerium
eingreifen. Bei anderen Institutionen sei Derartiges
jedoch schon vorgekommen.

Ein Abgeordneter der SPD bemerkt, urspriinglich
seien zur Studentenférderung staatliche Behorden vor-
gesehen gewesen. Dagegen hitten die Studentenver-
bénde protestiert, worauf die Sache befristet bis 1974
den Studentenwerken iberlassen worden sei; bis dahin
wolle man Erfahrungen sammeln.

Ein Abgeordneter der SPD betont, in den Studenten-
werken seien nicht nur die Studenten, sondern auch
die anderen Hochschulgruppen vertreten. Die Bearbei-
tung der Antrdge werde weitgehend von hauptamt-
lichen Kréaften und nicht von Studenten vorgenom-
men. (Ein Abgeordneter der CDU: Wer stellt die haupt-
amtlichen Kréfte an?)

Auf eine entsprechende Anregung eines Abgeord-
neten der SPD bittet der Ausschufi das Kultusmini-
sterium, bis zur Beratung der Reste eine Ubersicht
iiber die Studentenférderung bei den einzelnen
Universitdten vorzulegen.

(Siehe Anlage Nr. 4.)

Auf Antrag eines Abgeordneten der CDU wird das
Problem der Bezuschussung nach dem Ausbil-
dungsférderungsgesetz in Verbindung mit den Stu-
dentenwerken dem AusschuB fiir Kulturpolitik,
Jugend und Sport iberwiesen.

Titel 681 87 und 687 84 nach Ergédnzung2 geneh-
migt.

Kapitel 0418 — Universitadt Stuttgart
(Technische Hochschule}

Der Vorsitzende ruft hierzu das Schreiben des Kul-
tusministeriums vom 16. November 1971 betr. Institut
fiir Gestaltung der Universitat Stuttgart in Ulm auf.

Sprecher aller Fraktionen stimmen darin iiberein,
das Institut auslaufen zu lassen. Umstritten ist der
Zeitpunkt und die Nutzungsmdglichkeit der Gebadude.

Der Kultusminister stellt fest, es miisse bei Schlie-
Bung des Instituts mit Klagen gerechnet werden. In
Baden-Wiirttemberg gebe es sonst nirgends ein ent-
sprechendes Studium. Ein in Ulm begonnenes Studium
kénnte nur dann beispielsweise in Schwabisch Gmiind
fortgesetzt werden, wenn das Personal des Instituts in
Ulm iibernommen wiirde und entsprechende Rdume zur
Verfiigung gestellt wiirden.

Auf eine Zusatzfrage eines Abgeordneten der NPD,
ob es in der ganzen Bundesrepublik kein vergleichba-
res Studium gebe, sagt der Minister, er kénne diese
Frage jetzt nicht mit Sicherheit beantworten. Mog-
licherweise sei in Essen ein &hnlicher Studiengang ein-
gerichtet.

Ein Abgeordneter der CDU und Abgeordnete der
SPD stellen folgenden Antrag:

1. Es diirfen keine neuen Studenten mehr aufgenom-

men werden. ‘

2, Mit dem Ablauf der Studienzeit der jetzt vorhan-

denen Studenten ist das Institut aufzulésen.

3. In der Zwischenzeit diirfen keine neuen Personal-

stellen geschaffen und keine freien Stellen besetzt
werden.

8084

T TTT———
Ein Abgeordneter der FDP/DVP beantragt, dag Insigs
tut nach Stuttgart zu verlegen und nicht aufzulsg

Der Antrag des Abgeordneten der FDP/Dyp Wird
bei vier Ja-Stimmen abgelehnt. AR

Der Antrag der Abgeordneten der CDU upg gg
SPD, das Institut fir Gestaltung der UniVeréita’%
Stuttgart in Ulm mit Ende des Sommerses#
sters 1972 aufzuldsen, wird mit 14 : 9 Stimmen -
genommen. e

j Titel 111 02 bis 257 86 genehmigt.

T

Titel 529 06, Zur Verfiigung des Rektors, des X,
lers und der Dekane fiir Aufwand ;
dienstlicher Veranlassung in beson I
ren Féllen:

Ein Regierungssprecher antwortet auf Frage eingg
Abgeordneten der SPD, bei allen Universitéitskapiteln
sei hier das Wort ,des Kanzlers” eingefiigt wordegi
die Aufteilung der Mittel sei Sache der Universitdt

Ein Abgeordneter der SPD betont, bei der Universi=
tat Heidelberg habe er Bedenken gegen diese Neuein.
fiigung, weil er den dortigen Kanzler nicht fiir geeignei
fiir sein Amt halte. Man miisse sich sowieso iiberlegen,
ob man die Position des Kanzlers nicht anders gestal:
ten miisse. Er sehe die Anderung gegeniiber bisher
nicht fir richtig an. Die Hochschule solle selbst ent-
scheiden, wem sie die Verfiigungsmittel iiberlass
wolle. Er stelle den Antrag, bei allen Universitatskapis
teln in Titel 529 06 die Worte ,des Kanzlers” zu streis
chen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP halt diese Streiz
chung nicht fiir méglich und meint, wenn das Hochs
schulgesetz den Kanzler vorsehe und sich eine Univers,
sitdt fiir die Rektoratsverfassung entschlieBe, konne
man nicht so tun, als ob der Kanzler nicht existiere,

Ein Abgeordneter der SPD erklart, entweder milbten
bei dem Titel sémtliche Bezeichnungen gestrichen odet
alle belassen werden.

Der Kultusminister bittet, sich nicht nach den Pers
nen, sondern nach den Organen zu richten. Er ist
Ansicht, auch in anderen Positionen habe man es
mit fragwiirdigen Personen zu tun. Wiirden die Persez
nen bei Titel 52906 nicht aufgezédhlt, erhSben UDZH
Umsténden noch andere Personen Anspriiche auf dié
Verfiigungsmittel.

PD

Gegen die Stimme eines Abgeordneten der S"e
stimmt der Ausschufl der unverédnderten Annahm

des Titels 529 06 zu.

Ein Abgeordneter der CDU mochte wissels
Repridsentant der Universitat sei.

.Aot,
54

wer

Der Finanzminister verweist auf § 8 des Hochschul

* gesetzes und duBert, dort sei der Kanzler als Organk‘::;;
Universitat aufgefihrt. In § 13 heiBe es: ,Der Re g
leitet die akademische Verwaltung und vertritt inS%
weit die Universitédt.” In § 14 sei festgelegt: ,Der ung
ler ist Leiter der Wirtschafts- und Personalverwalt s
und vertritt insoweit die Universitat”. Es sel @
durchaus vertretbar, die Worte ,des Kanzlers
Titel 529 06 stehen zu lassen.

Titel 532 01 bis 812 08 genehmigt.
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Drucksache V — 6314

petr. Auflosung des Instituts fiir

Umweltplanung in Ulm

Antrag

der Abg. Weyrosta und Gen.

zu dem Entwurf des Staatshaushaltsplans fir 1972
Einzelplan 04/14: Kultusministerium

Kap. 0418 — Universitit Stuttgart
(Technische Hochschule)

Der Landtag wolle beschliefen,

die Landesregierung zu ersuchen,

bei der Aufldsung des Instituts fir Umweltplanung in Ulm
sicherzustellen, daf}

1.

2

3.

Studenten ihr Studium am Institut abschliefen kénnen,
fiir Dozenten eine Besitzstandswahrung gewihrleistet ist,

fur die Bediensteten des Instituts gleichwertige Arbeits-
plitze geschaffen werden,

. dem Institut ein Drittel des Etats fir Lehre und For-

schung bis zur SchlieBung iiberlassen bleibt und ausrei-
chende Mittel fiir den Personaletat sowie fiir die Unter-
haltung des Gebiudes vorhanden sind.

Den 9. Februar 1972

gez. Weyrosta, von Helden, Erlewein,
Geist, Lamparter (SPD)

Ausgegeben am 9. Februar 1972



	24.6.1968 Zuschuss GSS Staatsministerium
	Scan20002
	Scan20003

	18.7.1968 Antrag Staatszuschuß HFG
	18.7.1968 HFG Finanzausschuss
	Scan10032
	Scan10033
	Scan10034
	Scan10035
	Scan10036
	Scan10037
	Scan10038
	Scan10039
	Scan10040
	Scan10041
	Scan10042

	17.10.1968 HFG Keine Vorlage Organisationskonzept
	Scan10033
	Scan10034

	23.1.1969 Zuschuß GSS
	Scan10032
	Scan10033

	23.1.69 Tagesordnung 17.Sitzung
	28.2.69 HFG KM Studenten der HFG
	24.6.1969 Gründungsdokument IUP
	Scan10032
	Scan20001
	Scan20002
	Scan20003
	Scan20004

	2.7.1969 Drucksache 1152
	16.7.1969 IUP Errichtungsbeschluß
	1.7.1970 Berichtigte Protokolle Gründung etc Juni-Juli70
	Scan20001
	Scan20002
	Scan20003
	Scan20004

	5.5.1970 Antwort KM Anfangsprobleme Personal
	Scan20001
	Scan20002

	6.10.1970 IUP Beschluß Antrag Finanzausschnuus vom
	21.10.1970 Bericht Staatsminist. IUP
	Scan20001
	Scan20002
	Scan20003
	Scan20004
	Scan20005

	21.10.1970 Drucksache 3359
	21.1.1971 IUP Stellen in KPD Organ
	22.9.71 Bericht KM Einstellungsbeschluss TU Stuttgart
	7.11.71 Anfragen Hofstetter, Röhm SPD
	Scan20001
	Scan20003

	12.1.1972 Auflösungsantrag IUP
	14.1.1972 Anfrage zum Aufnahmestopp
	Scan20001
	Scan20002

	26.1.1972 Auflösungsbeschluß IUP
	Scan20001
	Scan20002
	Scan20003


